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Bundesrat/Bundestag: Aktualisierter Zeitplan fir das Gesetzgebungsverfahren zum Jahressteu-
ergesetz 2024 (JStG 2024)

Das Bundeskabinett hatte am 05.06.2024 den Regierungsentwurf eines Jahressteuergesetzes 2024
(JStG 2024) beschlossen. Bisher war davon ausgegangen worden, dass der Bundesrat seine Stel-
lungnahme zum Regierungsentwurf in seiner letzten Sitzung vor der Sommerpause am 05.07.2024
abgibt (vgl. TAX WEEKLY # 20/2024).

Da den Landern aber eine Stellungnahme bereits am 05.07.2024 zu kurzfristig war, sieht ein neuer
Zeitplan die Stellungnahme des Bundesrats erst nach der Sommerpause am 27.09.2024 vor. Um
dies zu ermoglichen, soll die Zuleitung an den Bundesrat bis zum 16.08.2024 hinausgezogert wer-
den. Denn die allgemeine Frist zur Stellungnahme betragt sechs Wochen ab Zuleitung (Art. 76
Abs. 2 Satz 2 GG) und kann unter bestimmten Umstanden auf maximal neun Wochen verlangert
werden (Art. 76 Abs. 2 Satz 3 GG).

Im Anschluss an die Stellungnahme des Bundesrats am 27.09.2024 soll es dann allerdings ohne
weitere Anderung des Zeitplans weitergehen. Der Beschluss des Bundestags in 2./3. Lesung ist
bereits am 18.10.2024 vorgesehen. Die finale Zustimmung im Bundesrat soll am 22.11.2024 erfol-
gen.

BMF: Vordrucke zur Anwendung der Hinzurechnungsbesteuerung nach den §§ 7 ff. AStG, fir die
Feststellungsjahre ab 2022, die Wirtschaftsjahre der Zwischengesellschaft betreffen, die nach
dem 31.12.2021 beginnen

Mit BMF-Schreiben vom 25.06.2024 hat die Finanzverwaltung nun die im Zuge der erneuten Frist-
verlangerung angekindigten (vgl. TAX WEEKLY # 22/2024) Vordruckmuster zur Anwendung der
Hinzurechnungsbesteuerung nach den §§ 7 ff. AStG, fur die Feststellungsjahre ab 2022, die Wirt-
schaftsjahre der Zwischengesellschaft betreffen, die nach dem 31.12.2021 beginnen, und Erldute-
rungen hierzu bekannt gegeben. Enthalten sind die Vordruckmuster zur Erklarung zur gesonder-
ten - und gegebenenfalls einheitlichen - Feststellung nach § 18 Abs. 1 bis 3 AStG fUr Wirtschafts-
jahre, die nach dem 31.12.2021 beginnen, samt Anleitung und Anlagen sowie das Vordruckmuster
fUr die Anzeige nach § 18 Abs. 3 Satz 2 AStG zur Geltendmachung, dass der Motivtest nach § 8
Abs. 2 AStG erfUllt ist. Die Vordrucke stehen ab dem 01.07.2024 im Formular-Management-System
(FMS) als ausfillbare Formulare bereit.

BMF: Anderung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung (AEAO) zu §§ 89 und 89a sowie
Aufhebung des BMF-Schreibens vom 05.10.2006

Das deutsche Recht sieht seit dem Jahr 2021 in § 89a AO eine nationale Rechtsgrundlage fir Vor-
abverstandigungsverfahren vor. Mit BMF-Schreiben vom 26.06.2024 andert die Finanzverwaltung
den Anwendungserlass zur Abgabenordnung (AEAO) und konkretisiert die Auslegung und Anwen-
dung dieser Vorschrift. Mit der Vero6ffentlichung wird das Merkblatt zu Vorabverstiandigungsver-
fahren vom 05.10.2006 aufgehoben.
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BMF: Beginn der Mitteilungsverpflichtung nach § 146a Abs. &4 AO und Anderung des Anwen-
dungserlasses zur Abgabenordnung (AEAO) zu § 146a

Mit BMF-Schreiben vom 06.11.2019 hatte die Finanzverwaltung die in § 146a Abs. 4 AO vorgese-
hene Mitteilungsverpflichtung Uber den Einsatz oder die AuRerbetriebnahme eines elektronischen
Aufzeichnungssystems im Sinne des § 146a Abs. 1 AO bis zum Einsatz einer elektronischen Uber-
mittlungsmoglichkeit ausgesetzt. Diese elektronische Ubermittlungsmoglichkeit wird nun Gber
das Programm ,Mein ELSTER" und die ERiC-Schnittstelle ab dem 01.01.2025 zur Verflgung ge-
stellt.

Mit BMF-Schreiben vom 28.06.2024 wurde nun das BMF-Schreiben vom 06.11.2019 vollstandig
aufgehoben. In dem neuen Schreiben informiert die Finanzverwaltung Uber den Beginn der Mittei-
lungsverpflichtung nach § 146a Abs. 4 AO und Uber Besonderheiten in der Anfangsphase. So sind
beispielsweise erst ab dem 01.07.2025 angeschaffte elektronische Aufzeichnungssysteme im
Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 KassenSichV innerhalb eines Monats nach Anschaffung mitzuteilen.
Dies gilt ebenfalls fir ab dem 01.07.2025 auller Betrieb genommene elektronische Aufzeichnungs-
systeme. Die Mitteilung von vor dem 01.07.2025 angeschafften elektronischen Aufzeichnungssys-
temen ist bis zum 31.07.2025 zu erstatten. Elektronische Aufzeichnungssysteme, die vor dem
01.07.2025 endgultig aulBer Betrieb genommen wurden und im Betrieb nicht mehr vorgehalten
werden, sind nur mitzuteilen, wenn die Meldung der Anschaffung des elektronischen Aufzeich-
nungssystems zu diesem Zeitpunkt bereits erfolgt ist.

Das BMF-Schreiben vom 28.06.2024 befasst sich auch mit der Mitteilungspflicht bezogen auf EU-
Taxameter und Wegstreckenzahler.

Entsprechend und erganzend wurde mit einem weiteren BMF-Schreiben vom 28.06.2024 auch der
Anwendungserlass zur Abgabenordnung (AEAO) zu § 146a geandert.

BFH: Aussetzung der Vollziehung (AdV) wegen Zweifeln hinsichtlich der VerfassungsmaBigkeit
der Verlustverrechnungsbeschrankung fir Termingeschafte

Mit Beschluss vom 07.06.2024 (VIII B 113/23 (AdV)) hat der BFH in einem Verfahren des einstweili-
gen Rechtsschutzes entschieden, dass bei der gebotenen summarischen Prifung die Verlustver-
rechnungsbeschrankung fir Termingeschafte gem. § 20 Abs. 6 Satz 5i.d.F. des Jahressteuerge-
setzes 2020 vom 21.12.2020 nicht mit Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes vereinbar ist. Damit hat
der BFH die in der Vorinstanz gewahrte Aussetzung der Vollziehung (AdV) bestatigt.

Im Streitjahr 2021 erklarte der Antragsteller u.a. auslandische Kapitalertrage aus Termingeschaf-
ten gemal § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EStG i.H.v. € 250.631 und Verluste aus Termingeschaften im
Sinne dieser Vorschrift i.H.v. € 227.289. Das Finanzamt verrechnete die Verluste i.H.d. gesetzli-
chen Hochstbetrags von € 20.000 gemal § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG mit den Gewinnen aus Termin-
geschaften und nahm eine Verlustfeststellung der noch nicht verrechneten Verluste i.H.v.

€ 207.289 vor.

Gegen den Einkommensteuerbescheid legte der Antragsteller Einspruch ein und beantragte AdV.
Der Besteuerung unterworfen werden dirfe nur der Gesamtgewinn nach Verrechnung der erziel-
ten Gewinne und Verluste aus Termingeschaften i.H.v. € 23.342. Der Antragsteller berief sich da-
bei auf den Vorlagebeschluss des BFH vom 17.11.2020 (VIII R 11/18, vgl. hierzu TAX WEEKLY

# 21/2021) zu Aktienverdulerungsverlusten und das hierzu beim Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) anhangige Verfahren (2 BvL 3/2), welches verfassungsrechtliche Einwande gegen die

Seite 3von 8



TAX WEEKLY ts
#23 | 28.06.2024 W

Beschrankung des Verlustausgleichs zum Gegenstand hat. Wahrend das Finanzamt den AdV-An-
trag ablehnte, gab das FG Rheinland-Pfalz diesem mit Beschluss vom 05.12.2023 (1 V 1674/23)
wegen erheblicher verfassungsrechtlicher Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit der Beschran-
kung der Verlustverrechnung gemafl § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG i.d.F. des JStG 2020 mit Art. 3 Abs. 1
GG statt.

Nunmehr hat der BFH entschieden, dass das Finanzgericht den angefochtenen Einkommensteuer-
bescheid zu Recht von der Vollziehung ausgesetzt hat. Der Senat teilt bei der gebotenen summa-
rischen Prifung und ausgehend von den bisherigen Sachverhaltsfeststellungen des Finanzgerichts
dessen ernstliche Zweifel hinsichtlich der VerfassungsmaRigkeit der Verlustverrechnungsbe-
schrankung fir Termingeschéfte. Die Regelung des § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG bewirke eine doppelte
Ungleichbehandlung von Steuerpflichtigen, die Verluste aus Termingeschéften erzielen.

Zum einen fUhre der besondere Verrechnungskreis fir Verluste aus Termingeschaften zu einer Un-
gleichbehandlung von Steuerpflichtigen, je nachdem, ob diese Verluste aus Termingeschaften
oder aus anderen Kapitalanlagen erzielt haben. Denn Verluste aus Termingeschéaften dirfen nur
mit Gewinnen aus Termingeschaften gemal § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EStG und solchen aus Stillhal-
terpramien gemaR § 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG, nicht aber mit Gewinnen aus anderen Kapitalanlagen
ausgeglichen und verrechnet werden.

Zum anderen komme es innerhalb des besonderen Verrechnungskreises fur Verluste aus Termin-
geschaften darUber hinaus zu einer Ungleichbehandlung der vom Steuerpflichtigen erzielten Ge-
winne und Verluste aus Termingeschaften. Denn die Regelung des § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG fUhrt
entgegen der Vorgaben des objektiven Nettoprinzips zu einer asymmetrischen Besteuerung von
Gewinnen und Verlusten aus Termingeschaften auch innerhalb des Verlustverrechnungskreises.
Diese Asymmetrie bewirke, dass in einem Verlustentstehungsjahr wirtschaftlich nicht erzielte Ge-
winne aus Termingeschaften besteuert wirden, soweit die Verluste aus Termingeschaften ent-
sprechende Gewinne um mehr als € 20.000 Ubersteigen.

Die Regelung des § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG konne zudem einen vollstandigen Ausschluss des Aus-
gleichs von Verlusten aus Termingeschaften oberhalb eines Betrags von € 20.000 in der Totalperi-
ode begunstigen, wenn es dem Steuerpflichtigen nicht gelingt, in den Folgejahren Gewinne aus
Termingeschaften zu erzielen, oder die zeitliche Streckung aufgrund der jahrlichen Begrenzung
schlicht zu grof} ist. Die Grundkonzeption einer zeitlichen Streckung der Verlustverrechnung sei
verfassungsrechtlich nur dann nicht zu beanstanden, wenn nicht die Gefahr besteht, dass der Ver-
lustausgleich in der Totalperiode ganzlich ausgeschlossen ist. Hiervon sei - so der BFH - bei § 20
Abs. 6 Satz 5 EStG aber gerade nicht auszugehen.

Bei summarischer Prifung sei die doppelte Ungleichbehandlung sachlich nicht durch ausreichend
tragfahige Grinde gerechtfertigt und berge deshalb durchgreifende verfassungsrechtliche Be-
denken im Hinblick auf den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG, so dass im Streitfall die Ausset-
zung der Vollziehung zu gewahren war.

Hinweis: Bei der Entscheidung handelt es sich lediglich um eine Entscheidung im einstweiligen
Rechtsschutz. Damit ist keine Vorlage zum BVerfG verbunden. Nur das BVerfG kann aber am Ende
Uber die Verfassungsmaligkeit von § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG entscheiden. Bis dahin bleibt die Fi-
nanzverwaltung an das geltende Recht bzw. an § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG gebunden. Die Ausset-
zung der Vollziehung ist mit dem Risiko von Aussetzungszinsen in Hohe von 6 % p.a. verbunden,
wenn der Antragsteller in der Hauptsache am Ende nicht obsiegt. Hinzuweisen ist zudem darauf,
dass es fir ein gesetzliches Ruhen vergleichbarer Einspruchsverfahren nach § 363 Abs. 2 Satz 2
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AO nach derzeitigem Kenntnisstand an einem bei einem Bundesgericht anhdngigen Verfahren
fehlt.

BFH: Parkhaus als erbschaftsteuerrechtlich nicht beginstigtes Verwaltungsvermogen

Der BFH hat mit Urteil vom 28.02.2024 (Il R 27/21) entschieden, dass ein Parkhaus in der Erb-
schaftsteuer nicht beginstigt ist. Im Rahmen eines Parkhausbetriebs Dritten zur Nutzung Uberlas-
sene Parkplatze stellen erbschaftsteuerrechtlich nicht beginstigtes Verwaltungsvermégen dar.

Der Klager war testamentarisch eingesetzter Alleinerbe seines im Jahr 2018 verstorbenen Vaters,
des Erblassers. Zum Erbe gehorte ein mit einem Parkhaus bebautes Grundstick. Der Erblasser
hatte das Parkhaus als Einzelunternehmen urspringlich selbst betrieben und ab dem Jahr 2000
dann unbefristet an den Klager verpachtet. Das Finanzamt stellte den Wert des Betriebsvermo-
gens fest. Dabei behandelte es das Parkhaus als sogenanntes Verwaltungsvermoégen, das bei der
Erbschaftsteuer nicht beginstigt ist. Das Finanzgericht und der BFH schlossen sich dieser Auffas-
sung an.

Nach dem Urteil des BFH wird Betriebsvermdgen bei der Erbschaftsteuer grundsatzlich privile-
giert. Das qilt allerdings nicht fir bestimmte Gegenstiande des gesetzlich so bezeichneten Ver-
waltungsvermoégens. Darunter fallen dem Grunde nach auch ,Dritten zur Nutzung Uberlassene
Grundsticke". Diese kénnen im Rahmen der Erbschaftsteuer zwar auch beginstigt sein, etwa
wenn - wie im Streitfall - der Erblasser seinen urspringlich selbst betriebenen Gewerbebetrieb
unbefristet verpachtet und den Pachter testamentarisch als Erben einsetzt. Eine Ausnahme be-
steht dabei jedoch fiUr solche Betriebe, die schon vor der Verpachtung nicht die Voraussetzungen
der erbschaftsteuerrechtlichen Privilegierung erfillt haben. Dies ist bei einem Parkhaus der Fall.
Denn die dort verfigbaren Parkplatze als Teile des Parkhausgrundsticks wurden schon durch den
Erblasser als damaligen Betreiber an die Autofahrer - und somit an Dritte — zur Nutzung Uberlas-
sen. Zudem handelt es sich dabei auch nicht um die Uberlassung von Wohnungen, die der Ge-
setzgeber wiederum aus Grinden des Gemeinwohls fir die Erbschaftsteuer privilegiert hat. Keine
Rolle spielt auch, ob zu der Uberlassung der Parkplatze weitere gewerbliche Leistungen wie bei-
spielsweise eine Ein- und Ausfahrtkontrolle und eine Entgeltzahlungsdienstleistung hinzukommen.
Darauf stellt das Erbschaftsteuergesetz nicht ab. Der BFH sah darin auch keine verfassungswidrige
Ungleichbehandlung im Verhaltnis zu anderen GrundsticksUberlassungen, wie zum Beispiel im
Rahmen des Absatzes eigener Erzeugnisse durch einen Brauereibetrieb oder im Zusammenhang
mit einer land- und forstwirtschaftlicher Betriebstatigkeit. Denn dass der Gesetzgeber solche Be-
triebe — wie auch die erwahnten Wohnungsunternehmen - als férderungswirdig ansah, ist von
seinem weiten Entscheidungsspielraum gedeckt.
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Urteile und Schlussantrage des EUGH bis zum 24.06.2024

Aktenzei- Entscheidungs- @ Stichwort
chen datum

Vorlage zur Vorabentscheidung - Steuerwesen - Art. 63 AEUV
C-420/23 90.06.2024 - Freier Kapitalverkehr - Stempelsteuer - Kurzfristige Geldge-

schafte - Gebietsansassige und gebietsfremde Kreditnehmer -
Unterschiedliche Behandlung - Beschrankung

Alle am 27.06.2024 veroffentlichten Entscheidungen des BFH (V)

Aktenzeichen Entschei- Stichwort
dungsdatum
Parkhaus als erbschaftsteuerrechtlich nicht beginstigtes Ver-
IlR27/21 28.02.2024 ..
e 8.02.20 waltungsvermogen
Mittelbare Anteilsvereinigung bei einer zwischengeschalteten
IIR7/22 28.02.2024  Personengesellschaft ("RETT-Blocker") - Kein Vertrauens-
schutz
IR 27/92 05.04.2094 Bfegrenzung der rickwirkenden Auszahlung festgesetzten
Kindergeldes auf sechs Monate
Keine Bindung an eine den Verlust des FreizUgigkeitsrechts
R 36/23 25.04.2024  feststellende Entscheidung der Auslanderbehérde im Kinder-
geldrecht
"in camera"-Verfahren (§ 86 Abs. 1 der Finanzgerichtsord-
Y5 15/22 29.05.2024 nung --FGO--) bei Umsatzsteuersatzermaligung
VIIB 113/23 07.06.2024 VerfassungsmaRigkeit der Verlustverrechnungsbeschrankung
(AdV) e fUr Termingeschafte

Alle am 27.06.2024 veroffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)

Aktenzeichen Entschei- Stichwort
dungsdatum
EinkUnftekorrektur bei KapitalUberlassungen zwischen ver-
|R67/25 10.04.2024 bundenen Unternehmen
1B 25/23 90.03.9024 Bindung des FG an einen Beschluss des zustandigen AG zur

Bestellung eines Nachtragsliquidators

Zulassung der Revision bei vermeintlich fehlerhafter Ableh-
nung der Gewinnerzielungsabsicht durch das FG

VIl B 37/23 04.06.2024
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https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=BC1EACD565EB48A0964868A91BECDFED?text=&docid=287315&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=6577747
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410109/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410110/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410111/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410112/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410103/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410113/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410113/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450104/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450102/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450101/
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Alle bis zum 28.06.2024 veroffentlichten Erlasse

Aktenzeichen

IVD2-S 0316-

a/20/10003
:007

IVD2-S 0316-

a/19/10011
:009

IVBS5-S
1305/19/10003

:008

IVB5-S
1369/19/10001

:004

Entschei-
dungsdatum

28.06.2024

28.06.2024

26.06.2024

25.06.2024

‘ Stichwort

Anderung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung
(AEAO) zu § 146a

Beginn der Mitteilungsverpflichtung nach § 146a Absatz 4 Ab-
gabenordnung (AO)

Anderung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung zu
§§ 89 und 89a sowie Aufhebung des BMF-Schreibens vom 5.
Oktober 2006 - IV B 4 - S 1341 - 38/06 - (BStBI | S. 594)

Vordrucke zur Anwendung der Hinzurechnungsbesteuerung

nach den §§ 7 ff. AuRensteuergesetz (AStG), fur die Feststel-
lungsjahre ab 2022, die Wirtschaftsjahre der Zwischengesell-
schaft betreffen, die nach dem 31. Dezember 2021 beginnen
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2024-06-28-aenderung-aeao-146a.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2024-06-28-aenderung-aeao-146a.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2024-06-28-aenderung-aeao-146a.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2024-06-28-mitteilungsverpflichtung-nach-AO.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2024-06-28-mitteilungsverpflichtung-nach-AO.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2024-06-28-mitteilungsverpflichtung-nach-AO.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2024-06-26-aenderung-aeao-89-89a.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2024-06-26-aenderung-aeao-89-89a.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2024-06-26-aenderung-aeao-89-89a.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-25-vordrucke-hinzurechnungsbesteuerung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-25-vordrucke-hinzurechnungsbesteuerung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2024-06-25-vordrucke-hinzurechnungsbesteuerung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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F: +49 (0) 711 6200749-99

Rosenheim

Thomas Bernhofer
LuitpoldstralRe 9

83022 Rosenheim

T: +49 (0) 8031 87095 600
F. +49 (0) 8031 87095 799

Leipzig

Sascha Schoben

BrUhl 48

04109 Leipzig

T: +49 (0) 341 14958 101

Diese WTS-Information stellt keine Beratung dar und verfolgt ausschlieRlich den Zweck, ausgewahlte Themen all-
gemein darzustellen. Die hierin enthaltenen AusfUhrungen und Darstellungen erheben daher weder einen An-
spruch auf Vollstandigkeit noch sind sie geeignet, eine Beratung im Einzelfall zu ersetzen. Fir die Richtigkeit der
Inhalte wird keine Gewahr Gbernommen. Im Falle von Fragen zu den hierin aufgegriffenen oder anderen fachlichen
Themen wenden Sie sich bitte an Ihren WTS Ansprechpartner oder an einen der oben genannten Kontakte.

Seite 8 von 8




R

POSTANSCHRIFT
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Bundesministerium
der Finanzen

Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin

Nur per E-Mail HAUSANSCHRIFT ~ WilhelmstraRRe 97
10117 Berlin
TEL  +49 (0) 30 18 682-0

Oberste Finanzbehdérden

der Lander EMALL  poststelle@bmf.bund.de
DATUM  25. Juni 2024

nachrichtlich:
Bundeszentralamt fiir Steuern

Bundesfinanzakademie im
Bundesministerium der Finanzen

Vordrucke zur Anwendung der Hinzurechnungsbesteuerung nach den 8§ 7 ff.
AulRensteuergesetz (AStG), fur die Feststellungsjahre ab 2022, die Wirtschaftsjahre der
Zwischengesellschaft betreffen, die nach dem 31. Dezember 2021 beginnen

7

IV B 5 -S 1369/19/10001 :004
2024/0506584

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)

Nach Erérterungen mit den obersten Finanzbehdrden der Lander werden hiermit die
Vordruckmuster zur Anwendung der Hinzurechnungsbesteuerung nach den 88 7 ff.
Aulensteuergesetz (AStG), fur die Feststellungsjahre ab 2022, die Wirtschaftsjahre der
Zwischengesellschaft betreffen, die nach dem 31. Dezember 2021 beginnen, und
Erlauterungen hierzu bekannt gegeben:

I. Die Vordruckmuster zur Erklarung zur gesonderten — und gegebenenfalls

einheitlichen — Feststellung nach § 18 Absatz 1 bis 3 Aul3ensteuergesetz fur
Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2021 beginnen. Hierzu gehéren:

www.bundesfinanzministerium.de



mailto:poststelle@bmf.bund.de

http:www.bundesfinanzministerium.de
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1. Der Hauptvordruck ASt 1 B - Erklarung zur gesonderten — und gegebenenfalls

einheitlichen — Feststellung nach § 18 Absatz 1 bis 3 AulRensteuergesetz fur

Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2021 beginnen

Die Anleitung zur Feststellungserklarung nach § 18 AStG

Die Anlage FB-ASt - Angaben zum Feststellungsbeteiligten

Die Anlage NaP - Angaben zu nahestehenden Personen

Die Anlage Erwb - Angaben zu erweitert beschréankt steuerpflichtigen

Feststellungsbeteiligten

6. Die Anlage MT - Geltendmachung des Motivtests nach § 8 Absatz 2 AStG
(gegebenenfalls in Verbindung mit § 13 Absatz 4 AStG).

aprw

Il. Das Vordruckmuster fiir die Anzeige nach 8 18 Absatz 3 Satz 2 AStG zur
Geltendmachung, dass der Motivtest nach 8 8 Absatz 2 AStG (gegebenenfalls in Verbindung
mit § 13 Absatz 4 AStG) erfullt ist.

Die Vordrucke sind auf der Grundlage der unveranderten VVordruckmuster zu erstellen.

Sie stehen ab dem 1. Juli 2024 im Formular-Management-System (FMS) als ausftllbare
Formulare bereit.

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I.

Im Auftrag

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gultig.
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Erklarung

Steuernummer

zur gesonderten — und einheitlichen — Feststellung nach
§ 18 Absatz 1 bis 3 AuBRensteuergesetz fiir Wirtschaftsjah-
re, die nach dem 31.12.2021 beginnen

— Eingangsstempel —

Feststellungsjahr

Beginn des (ersten) Wirtschaftsjahres

Ende des (ersten) Wirtschaftsjahres @

Gegebenenfalls Beginn des zweiten Wirtschaftsjahres

Gegebenenfalls Ende des zweiten Wirtschaftsjahres @

[
Art der Erklarung

Feststellungserklarung

Berichtigte Feststellungserklarung

Erklarung zur Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags

Namenszeile 1

Erklarung zur Feststellung des Hinzurechnungskorrekturvolumens

Allgemeine Angaben zur auslandischen Gesellschaft]

Namenszeile 2

Stralke

Hausnummer

Hausnummernzusatz

Adresserganzung

Postleitzahl Ort

Staat

Ort der Geschaftsleitung nach § 10 AO

Staat

Ort des Sitzes nach § 11 AO

Staat

Die Gesellschaft ist in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet im Sinne der §§ 2 und 3 StAbwG ansassig. Die
Voraussetzungen einer verscharften Hinzurechnungsbesteuerung im Sinne des § 9 StAbwG sind erfilllt. @

1=Ja

Rechtsform

Die Gesellschaft ist optierende Gesellschaft im Sinne des § 1a KStG.

1=Ja

Die Gesellschaft erzielt Einklinfte mit Kapitalanlagecharakter im Sinne des § 13 Absatz 1 Satz 1 AStG.

1=Ja

- Juni 2024 -
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Die Gesellschaft erzielt (nahezu) ausschlieRlich Einkuinfte mit Kapitalanlagecharakter und mit der Hauptgattung der
Aktien der Zwischengesellschaft findet kein wesentlicher und regelmaRiger Handel an einer anerkannten Borse
im Sinne des § 13 Absatz 1 Satz 4 AStG statt.

Hinzurechnungsquote - Art der Aufteilung

Die Einklinfte sind aufzuteilen nach

1 =der Beteiligung am Nennkapital

schaftsjahres der Zwischengesellschaftff-)

Nennkapital am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft in Euro @

2 =dem Anspruch auf Beteiligung am Gewinn

Angaben zum Nennkapital, Liquidationserlés, Gewinn und zur Stimmberechtigung am Ende des Wirt

Stimmrechte am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft

Gewinn im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 3 AStG und § 7 Absatz 2 AStG in Euro (gesamt)

Liquidationserlés im Sinne des § 7 Absatz 2 AStG in Euro (gesamt)

Beteiligung an anderen Zwischengesellschaften{s]

Es besteht eine unmittelbare/mittelbare Beteiligung der Zwischengesellschaft an einer anderen Zwischengesellschaft

Name der anderen Zwischengesellschaft

Steuernummer der anderen Zwischengesellschaft fir Zwecke der Feststellung nach § 18 AStG @

Einkiinfte der Zwischengesellschaftf =}

Auslandische Wahrung Umrechnungskurs @

Gesamtbetrag der nach deutschem Steuerrecht ermittelten Einkiinfte @
(Bei Umrechnungen bitte den angegebenen Kurs laut Zeile 30 verwenden)
auslandische Wahrung EUR

Jahresuberschuss-/fehlbetrag nach auslandischem Steuerrecht

Jahresuberschuss/-fehlbetrag laut Hinzurechnungsbilanz (ermittelt nach deutschem
Steuerrecht)

Gesamtbetrag der nach deutschem Steuerrecht ermittelten Einkuinfte nach auRerbilanziellen Korrekturen
(bitte fiigen Sie die Berechnung als Anlage bei)

Nach § 8 Absatz 1 AStG auszunehmende Einkiinfte (Einkiinfte aus aktiver Tatigkeit) @
Auszunehmende Einkiinfte

Aktive Einkunfte nach § 8 Absatz 1 Nummer AStG

Anschrift des eingerichteten Geschaftsbetriebs, soweit abweichend von der in den Zeilen 11 bis 14 angegebenen Adresse

EUR

Betriebseinnahmen

Unmittelbar mit den Betriebseinnahmen im Zusammenhang stehende Betriebsausgaben

Mittelbar mit den Betriebseinnahmen im Zusammenhang stehende Betriebsausgaben

Nach § 8 Absatz 1 AStG auszunehmende Einkiinfte
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Nach § 8 Absatz 2 bis 4 AStG auszunehmende Einkiinfte (gegebenenfalls in Verbindung mit § 13 Absatz 4 AStG)

Auszunehmende Einkiinfte (Bitte reichen Sie hierfiir die Anlage MT ein) @
Art der Einkunfte

EUR

Betriebseinnahmen

Unmittelbar mit den Betriebseinnahmen im Zusammenhang stehende Betriebsausgaben

Mittelbar mit den Betriebseinnahmen im Zusammenhang stehende Betriebsausgaben

MaRgebende Einkiinfte

Summe der nach § 8 Absatz 1 AStG auszunehmenden Einkiinfte

Summe der nach § 8 Absatz 2 bis 4 AStG auszunehmenden Einkiinfte

Einklnfte aus passivem Erwerb im Sinne des § 8 Absatz 1 AStG @

In Zeile 46 enthaltene Einkunfte mit Kapitalanlagecharakter im Sinne des § 13 AStG @

Steuerabzug nach § 10 Absatz 1 Satz 2 AStG in der bis zum 30.06.2021 gliltigen Fassung in Verbindung mit
§ 21 Absatz 4 Satz 3 AStG @

In Zeile 48 enthaltener Steuerabzug nach § 10 Absatz 1 Satz 2 AStG in der bis zum 30.06.2021 gultigen
Fassung in Verbindung mit § 21 Absatz 4 Satz 3 AStG, der auf Einklinfte mit Kapitalanlagecharakter im
Sinne des § 13 AStG entfallt

\grlustabzug im laufenden Feststellungsjahr (nach § 10 Absatz 3 Satz 5 AStG in Verbindung mit § 10d EStG)

In Zeile 50 enthaltener Verlustabzug, der auf Einkunfte mit Kapitalanlagecharakter im Sinne des § 13
AStG entfallt

Zu berucksichtigende Einkiinfte aus passivem Erwerb (auch ein negativer Betrag ist moglich; Zeile 46 abziig-
lich Zeile 48 und abziglich Zeile 50)

In Zeile 52 enthaltene zu berticksichtigende Einkuinfte mit Kapitalanlagecharakter im Sinne des § 13 AStG
(auch ein negativer Betrag ist moglich; Zeile 47 abziiglich Zeile 49 und abziglich Zeile 51)

Niedrige Besteuerung in Sinne des § 8 Absatz 5 AStG+s}

Die Einkinfte laut Zeile 52 sind mit Ertragsteuern belastet in Hohe von

Davon ab: Anspriiche im Sinne des § 8 Absatz 5 Satz 2 AStG

Summe der zu berlcksichtigenden Ertragsteuern

Ertragsteuerbelastung in Prozent

Nach § 7, § 13 AStG steuerpflichtige Einkiinftefic]

Nach § 7 AStG maligebende Einkiinfte aus passivem Erwerb, soweit sie auf die Feststellungsbeteiligten ent-
fallen
(auch negativer Betrag mdglich)

EUR

Nach § 13 AStG maligebende Einkunfte aus passivem Erwerb, soweit sie auf die Feststellungsbeteiligten
entfallen
(auch negativer Betrag mdglich) @

Hinzurechnungsbetrag (der Betrag kann nicht negativ werden, in diesem Fall betragt er 0 €)

Hinzurechnungszeitpunkt
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Freigrenze nach § 9 AStGK:7}

Die Einkiinfte mit Kapitalanlagecharakter betragen nicht mehr als 80.000 €

EUR
Fir die Prifung der Freigrenze mafgebende Gesamteinkilnfte der Zwischengesellschaft
Einklnfte aus passivem Erwerb (laut Zeile 52)
Die Einklinfte aus passivem Erwerb betragen nicht mehr als 10 Prozent der Gesamteinkunfte 1=Ja
Freigrenze nach § 13 Absatz 1 Satz 3 AStGj":]
EUR
Fir die Prifung der Freigrenze mafRgebende passive Gesamteinkiinfte der Zwischengesellschaft
(laut Zeile 52)
Einkiinfte mit Kapitalanlagecharakter im Sinne des § 13 AStG (laut Zeile 53)
Die Einkunfte mit Kapitalanlagecharakter betragen nicht mehr als 10 Prozent der Einkunfte 1=Ja
aus passivem Erwerb der Gesellschaft
1=Ja

Anrechenbare Steuern

Steuern nach § 12 Absatz 1 AStG @
Umrechnung nach dem Kurs am Tag der Zahlung

Bezeichnung der Steuer Kurs

Die auslandische Gesellschaft hat im maRgebenden Jahr auf die dem Hinzurechnungsbetrag unterliegenden Einkinfte entrichtet:

EUR

Davon ab: Anspriiche im Sinne des § 8 Absatz 5 Satz 2 AStG

Summe der nach § 12 Absatz 1 AStG anrechenbaren Steuern

Steuern nach § 12 Absatz 2 AStG @
Umrechnung nach dem Kurs am Tag der Zahlung

Bezeichnung der Steuer Kurs

EUR

Summe der nach § 12 Absatz 2 AStG anrechenbaren Steuern

Steuern nach § 12 Absatz 1 AStG in der bis zum 30.06.2021 giiltigen Fassung in Verbindung mit
§ 21 Absatz 4 Satz 3 AStG
Umrechnung nach dem Kurs am Tag der Zahlung @

Bezeichnung der Steuer Kurs

EUR

Summe der Steuern nach § 12 Absatz 1 AStG in der bis zum 30.06.2021 glltigen Fassung in Verbindung mit
§ 21 Absatz 4 Satz 3 AStG
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Ermittlung des verbleibenden Verlustvortrags

Es wurde ein Antrag nach § 21 Absatz 4 Satz 5 AStG auf Verlustabzug im Sinne des 1=Ja
§ 21 Absatz 4 Satz 2 AStG gestellt.

Datum des Antrags

Gesamtbetrage der
Gesellschaft

davon entfallen auf die inlan-
dischen Feststellungsbeteilig-
ten

Verbleibender Verlustvortrag zum Beginn des Feststellungsjahres
EUR

Verbleibender Verlustvortrag des letzten Feststellungsjahres @

EUR

Davon ab: Verlustkiirzung nach § 8c KStG des verbleibenden Verlust-
vortrags des letzten Feststellungsjahres €@

Verbleibender Verlustvortrag zum Beginn des laufenden Feststellungs-
jahres

Verlust nach § 8d KStG

In Zeile 85 enthaltener fortfihrungsgebundener Verlust nach § 8d KStG

Davon ab: Untergang des fortfihrungsgebundenen Verlustvortrags
aufgrund eines schadlichen Ereignisses im Sinne des § 8d Absatz 2
KStG (Betrag laut Zeile 86)

Verbleibender Verlustvortrag zum Ende des Feststellungsjahres

Davon ab: Verlustabzug im laufenden Feststellungsjahr laut Zeile 50

Dazu: steuerlicher Verlust des laufenden Feststellungsjahres (bereits
nach § 8c KStG gekiirzt) @

Davon ab: Verlustkiirzung nach § 8c KStG fiir Sachverhalte nach Ende
des Wirtschaftsjahres und bis zum Ablauf des 31.12. &

Verbleibender Verlustvortrag zum Ende des Feststellungsjahres

In Zeile 91 enthaltener fortfUhrungsgebundener Verlust nach § 8d
KStG (Antrag und Nachweis der Voraussetzungen des § 8d KStG
bitte beifuigen und gesondert erlautern) @

Dieser Erklarung liegen folgende Anlagen bei

Anlage FB-ASt

Anlage NaP

Anlage Erwb

Anlage MT

Weitere Anlagenj>}

Beizufiigen sind

Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung

Konzernverzeichnis/Organigramm

Ausschuttungsbeschlisse

Nachweise zu § 7 Absatz 1 Satz 2 AStG (vermittelnde Gesellschaften)

Nachweise Uber Steuerbetrage nach § 12 AStG

Gegebenenfalls
weitere Anlagen
(bitte benennen)
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Nachweise zur Anlage M
Folgende Anlagen sind bei Einreichung der Anlage MT beigefuigt

Miet-, Telefon- und Energievertrage

Arbeitsvertrage

Nachweise Uber die Qualifikation des Personals

Nachweise und Erlauterungen zur Ausiibung der wesentlichen wirtschaftlichen Tatigkeit

Mitteilung von grenziiberschreitenden Steuergestaltungen

Ich bin/wir sind Nutzer einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung nach §§ 138d ff. AO im Zusammenhang mit
auslandischen Zwischengesellschaften im Sinne des §§ 7 ff. AStG, deren steuerlicher Vorteil sich erstmals im
Feststellungsjahr auswirken soll. Fiir diese wurden mir/uns folgende Registernummer und Offenlegungsnummer
zugeteilt:

Registernummer Offenlegungsnummer

Ich habe/wir haben im Feststellungsjahr mindestens eine grenziiberschreitende Steuergestaltung verwirklicht, fir die 1=Ja
mir/uns noch keine Registernummer und Offenlegungsnummer vorliegt.

Erlauterungen zur Steuergestaltung nehmen Sie bitte auf einer gesonderten Anlage mit der Uberschrift “Erganzende Angaben zur
Feststellungserklarung® vor.

Bei der Anfertigung der Steuererklarung und der Anlagen hat mitgewirk{

Name

Anschrift

Telefonnummer

] ] ] ] ] ] L ] | ] ] ] ] ] ] L1 ] ] | ] ] ] ]
Bekanntgabe des Bescheids

Bevollmachtigter im Sinne des § 80 AO

Inlandischer Empfangsbevollmachtigter im Sinne des § 123 AO

Gemeinsamer, von allen Beteiligten bestellter Empfangsbevollmachtiger im Sinne des § 183a AO

Name

Stralte Hausnummer Hausnummernzusatz

Postleitzahl (Inland) Ort (Inland)

Eine in den Zeilen 116 bis 118 erteilte Empfangsvollmacht wirkt auch fiir kiinftige Feststellungszeitraume. Dies gilt nicht, falls diese
Empfangsvollmacht gegentiber dem Finanzamt widerrufen, in der Feststellungserklarung fir ein Folgejahr eine anderweitige Emp-
fangsvollmacht erteilt wird oder dem Finanzamt eine auf einen anderen Empfanger lautende allgemeine, jahrgangsneutrale Emp-
fangsvollmacht vorliegt.

Es steht dem benannten Empfangsbevollmachtigten im Feststellungsverfahren grundsatzlich die ausschlieRliche Einspruchs- und
Klagebefugnis zu; § 352 AO, § 48 FGO.






119

120

| An das Finanzamt -7 -

Die mit der Feststellungserklarung angeforderten Daten werden aufgrund der §§ 149 ff. AO und des § 18 AStG er-

hoben.
Ort Datum

Unterschriften aller Feststellungsbeteiligten, fiir die diese Erklarung abgegeben wird.
Die Feststellungserklarung ist eigenhandig zu unterschreiben.

Datenschutzhinweis

Informationen liber die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Steuerverwaltung und tiber Ihre Rechte
nach der Datenschutz-Grundverordnung sowie tiber Ihre Ansprechpartner in Datenschutzfragen entnehmen Sie
bitte dem allgemeinen Informationsschreiben der Finanzverwaltung. Dieses Informationsschreiben finden Sie
unter www.finanzamt.de (unter der Rubrik ,,Datenschutz) oder erhalten Sie bei lhrem Finanzamt.




http://www.finanzamt.de/



Anleitung zur Feststellungserklarung nach
§ 18 AStG

Erklarung zur gesonderten — und einheitlichen — Feststellung nach § 18 Absatz 1 bis 3 AuBensteuergesetz fiir Wirtschafts-
jahre, die nach dem 31.12.2021 beginnen

Allgemeine Hinweise

Zur Erklarung zur gesonderten — und einheitlichen — Feststellung von Besteuerungsgrundlagen, die im Zusam-
menhang mit der Anwendung der §§ 7 bis 13 AStG durchzufuhren sind, gehéren insbesondere:
Feststellungserklarung

Berichtigte Feststellungserklarung

Erklarung zur Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags

Erklarung zur Feststellung des Hinzurechnungskorrekturvolumens

Zur Erklarung gehoren der Hauptvordruck ASt 1 B sowie zusatzlich:
¢ Anlage FB-ASt (Angaben zum Feststellungsbeteiligten)

und gegebenenfalls
¢ Anlage Erwb (Anlage zu erweitert beschrankt steuerpflichtigen Feststellungsbeteiligten)
¢ Anlage NaP (Anlage zu nahestehenden Personen)
e Anlage MT (Anlage Motivtest)

Zur Feststellung der Besteuerungsgrundlagen fir die Anwendung der §§ 7 bis 13 AStG hat jede an der auslan-
dischen Gesellschaft (Zwischengesellschaft) unmittelbar oder mittelbar beteiligte steuerpflichtige Person
(Feststellungsbeteiligte) nach § 18 Absatz 3 AStG eine Erklarung zur gesonderten — und einheitlichen — Fest-
stellung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben. Danach ist jede steuerpflichtige Person (ein-
schliel3lich optierender Gesellschaften im Sinne des § 1a KStG), der die Voraussetzungen der allgemeinen
(einschlieBlich der verscharften) oder der erweiterten Hinzurechnungsbesteuerung erfiillt, erklarungspflichtig;
dem steht grundsatzlich nicht entgegen, dass eine Hinzurechnungsbesteuerung im Ergebnis unterbleibt (insbe-
sondere wegen § 9 AStG oder § 13 Absatz 1 Satz 3 AStG). Bei mittelbar iber eine oder mehrere in- oder aus-
landische Personengesellschaft(en) bestehenden Beteiligungen an der auslandischen Gesellschaft ist aus-
schlieBlich die mittelbar beteiligte steuerpflichtige Person erklarungspflichtig. Ist eine steuerpflichtige Person
ausschlieR3lich mittelbar an der auslandischen Gesellschaft beteiligt und ist diese mittelbare Beteiligung nach

§ 7 Absatz 1 Satz 2 AStG (gegebenenfalls in Verbindung mit § 13 Absatz 1 Satz 2 AStG) vollumfanglich unbe-
achtlich, so ist diese steuerpflichtige Person nicht in das fur diese Gesellschaft durchzufiihrende Feststellungs-
verfahren einzubeziehen und mithin kein Feststellungsbeteiligter, fir diese steuerpflichtige Person ist keine An-
lage FB-ASt abzugeben (vergleiche Rn. 937 und 954 AEAStG 2023). Die Frist firr die Abgabe dieser Erklarung
ergibt sich aus § 149 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Nummer 7 AO.

In den Fallen, in denen fir die gesamte Zwischengesellschaft nach § 8 Absatz 2 AStG geltend gemacht wird,
dass eine Hinzurechnung unterbleibt, ist dies mit dem Vordruck ,Anzeige nach § 18 Absatz 3 Satz 2 AStG zur
Geltendmachung, dass der Motivtest nach § 8 Absatz 2 AStG (gegebenenfalls in Verbindung mit § 13 Absatz 4
AStG) erflllt ist.“ anzuzeigen; fir diese Anzeige gelten die fir die Erklarung zur gesonderten — und einheitlichen
— Feststellung nach § 18 Absatz 3 Satz 1 AStG mafRigeblichen Fristen entsprechend (§ 18 Absatz 3 Satz 2
AStG). Erzielt die auslandische Gesellschaft aus mehreren Tatigkeiten Zwischeneinkiinfte und wird nicht in
Bezug auf jede dieser Tatigkeiten geltend gemacht, dass der Motivtest nach § 8 Absatz 2 AStG erfiillt ist, kann
der Motivtest nicht in Form der Anzeige geflihrt werden. In diesen Fallen und in den Fallen des § 9 StAbwG ist
eine Erklarung zur gesonderten — und einheitlichen — Feststellung nach § 18 Absatz 3 Satz 1 AStG abzugeben.

Ubermitteln Sie bitte die erforderlichen Anlagen, Nachweise und Erlauterungen gesondert. Die Verletzung der
Mitwirkungspflichten kann zur Schatzung der Einkiinfte der Zwischengesellschaft fiihren (§ 17 Absatz 2 AStG).

Tragen Sie bitte alle Betrage in Euro ein. Cent-Betrage runden Sie bitte zu Ihren Gunsten auf volle Euro-Betra-
ge auf oder ab, es sei denn, die Vordrucke sehen ausdricklich die Eintragung von Cent-Betragen vor. Negative
Betrage tragen Sie bitte mit Minuszeichen ein.

Dariber hinaus wird auf die Mitteilungspflichten bei Auslandsbeziehungen nach § 138 Absatz 2 AO hingewie-
sen.

Anleitung AuBensteuer-Erklarung - juni 2024





ASt1B

-2-

Erklarung zur gesonderten — und einheitlichen — Feststellung nach § 18 Absatz 1 bis 3 AStG

Die Erklarung zur gesonderten — und einheitlichen - Feststellung bezieht sich auf den Veranlagungszeitraum (=
Kalenderjahr), in dem der Hinzurechnungsbetrag nach § 10 Absatz 2 Satz 1 AStG als zugeflossen gilt oder gel-
ten wirde (Feststellungsjahr). In den vorgenannten Vordrucken wird durchgehend der Begriff Feststellungsjahr
verwendet.

Tragen Sie bitte in diesen Hauptvordruck die erforderlichen Angaben bezogen auf die Zwischengesellschaft ein.

Die Steuerpflicht (Hinzurechnung) besteht dem Grunde nach in Bezug auf die Einklinfte, fiir die die auslandi-
sche Gesellschaft Zwischengesellschaft ist (Zwischeneinkiinfte). Zwischeneinkiinfte sind Einkinfte, ein-
schlieRlich VerauRRerungsgewinne, die einer niedrigen Besteuerung im Sinne des § 8 Absatz 5 AStG unterliegen
und nicht aus den in § 8 Absatz 1 AStG aufgezahlten Aktivtatbestanden stammen. Vergleiche Rn. 226 AEAStG
2023.

Tragen Sie hier bitte das im Feststellungsjahr endende Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft ein (mafige-
bendes Wirtschaftsjahr).

Enden im Feststellungsjahr mehrere Wirtschaftsjahre der Zwischengesellschaft (z. B. durch Bildung eines
Rumpfwirtschaftsjahres), tragen Sie hier bitte das zweite Wirtschaftsjahr ein. Bei Abgabe der Erklarungen in Pa-
pierform reichen Sie bitte fir das zweite Wirtschaftsjahr zuséatzlich den Hauptvordruck und die weiteren Anlagen
mit den entsprechenden Angaben ein.

Bitte flllen Sie die Zeilen 34 bis 39 auch aus, wenn die Zwischengesellschaft in einem nicht kooperativen Steu-
erhoheitsgebiet anséassig ist (vergleiche § 9 Absatz 2 Satz 2 StAbwG).

Fir beschrankt steuerpflichtige Personen ist die verscharfte Hinzurechnungsbesteuerung nach § 9 StAbwG
nicht anzuwenden.

Angaben zu den Zeilen 23 bis 26 sind stets erforderlich, wenn Sie in einem Abschnitt ,Angaben zur Beteiligung
am Nennkapital, Liquidationserlés, Gewinn und zur Stimmberechtigung an der Zwischengesellschaft am Ende
des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft® entsprechende betragsmaRige Eintragungen in den Anlagen
FB-ASt und/oder NaP vorgenommen haben, z. B. in den Zeilen 29 ff. der Anlage FB-ASt.

Bitte geben Sie immer das Nennkapital der Zwischengesellschaft an, sofern die Gesellschaft ein Nennkapital
hat. Eine Beteiligung an einer dem Nennkapital strukturell vergleichbaren BezugsgrofRe nach auslandischem
Gesellschaftsrecht steht einer Beteiligung am Nennkapital gleich. Wenn fiir die Gewinnverteilung der Zwischen-
gesellschaft nicht die Beteiligung am Nennkapital (oder einer vergleichbaren BezugsgroRe) maligebend ist oder
die Gesellschaft kein Nennkapital hat, ist grundsatzlich auf den nach dem jeweils einschlagigen auslandischen
Gesellschaftsrecht (gegebenenfalls in Verbindung mit dem Gesellschaftsvertrag/der Satzung) vorgesehenen
GewinnverteilungsmalRstab abzustellen. Nachtragliche und auf konkludentem Verhalten beruhende Anderun-
gen des Gewinnverteilungsmafstabs sind zu beachten. Anhand der in den Zeilen 23 bis 26 genannten Bezugs-
groéRen erfolgt die Prifung der Beherrschung flr jede steuerpflichtige Person gesondert. Die der steuerpflichti-
gen Person zuzurechnenden Anteile sind hierflr ins Verhaltnis zur Gesamtheit der malgebenden Bezugsgrofie
fur die Zwischengesellschaft zu setzen.

Die Angaben in diesem Abschnitt werden fiir die Ermittlung und Feststellung des Hinzurechnungskorrekturvolu-
mens, einschliellich der Teilbetrage, sowie fiir die Aufteilung der Bezlige im Sinne des § 11 Absatz 1 AStG in
Hohe der Beteiligungsverhaltnisse auf die Zwischengesellschaften und der Gewinne aus der VeraufRerung der
Anteile im Sinne des § 11 Absatz 4 AStG bendétigt. Die Ermittlung des Hinzurechnungskorrekturvolumens erfolgt
gesellschafts- und beteiligungskettenbezogen (vergleiche Beispiele in den Rn. 635 und 636 AEAStG 2023).

Tragen Sie hier bitte nur eine inlandische, aktuelle Steuernummer ein, wenn firr die andere Zwischengesell-
schaft eine Feststellung nach § 18 AStG flr Wirtschaftsjahre erfolgt, die nach dem 31.12.2021 beginnen.

Geben Sie bitte in den Zeilen 30 bis 57 und in den Zeilen 62 bis 81 jeweils die auf die Zwischengesellschaft be-
zogenen Gesamtbetrage an.

Tragen Sie hier bitte die auslandische Wahrung und den Kurs zum Zeitpunkt des Endes des Wirtschaftsjahres
der Zwischengesellschaft ein (Ausnahme siehe Rn. 551 AEAStG 2023). Der fir die Umrechnung gewahlte Kurs
ist fur alle zu bertcksichtigenden und in auslandischer Wahrung angefallenen Betrage zu beachten. Abwei-
chend hiervon sind die auslandischen Steuern jedoch nach dem Kurs umzurechnen, der im Zeitpunkt der Zah-
lung gilt.
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Die Einkunfte der Zwischengesellschaft sind nach den Grundsatzen des § 4 Absatz 1 EStG (Betriebsvermo-
gensvergleich) zu ermitteln. Eine Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 3 EStG (Uberschuss der Betriebseinnah-
men Uber die Betriebsausgaben) ist nicht mehr zulassig. Ein durch den notwendigen Wechsel der Gewinn-
ermittiungsart entstandener Ubergangsgewinn unterliegt vollumfanglich der Hinzurechnungsbesteuerung.

Die Zwischeneinkunfte sind durch eine fur alle Beteiligten im Sinne des § 7 Absatz 1 AStG malgebende ,Hin-
zurechnungsbilanz® zu ermitteln. Die Hinzurechnungsbilanz kann nach MaRgabe der nach deutschem Steuer-
recht zu beachtenden Bilanzierungsvorschriften aus der Bilanz der Zwischengesellschaft abgeleitet werden. Fiir
die Umrechnung ist der Kurs zum Zeitpunkt des Endes des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft maRge-
bend.

Da die Ermittlung der Einkunfte nach deutschem Steuerrecht zu erfolgen hat, sind auch auf3erbilanzielle Kor-
rekturen vorzunehmen. Hiervon erfasst ist unter anderem auch eine Korrektur des laufenden Verlustes bei
einem unterjahrigen schadlichen Beteiligungserwerb nach § 8c KStG. Ein Verlustricktrag ist nicht mehr zulas-

sig.

Wenn der Motivtest nach § 8 Absatz 2 AStG (gegebenenfalls in Verbindung mit § 13 Absatz 4 AStG) geltend ge-
macht werden soll, fillen Sie bitte die Anlage MT aus. Erzielt die Zwischengesellschaft Zwischeneinkiinfte aus
mehreren Tatigkeiten, fligen Sie bitte die Anlage MT gesondert fiir jede einzelne Tatigkeit bei.

Werden die Einkiinfte aus passivem Erwerb fir sich allein durch gesonderte Teilbilanzen ermittelt, ist der so er-
mittelte Betrag hier einzutragen (vergleiche Rn. 565 AEAStG 2023).

Die erweiterte Hinzurechnungsbesteuerung nach § 13 AStG gilt nicht fir beschrankt steuerpflichtige Feststel-
lungsbeteiligte im Sinne des § 1 Absatz 4 EStG bzw. § 2 KStG.

Bitte tragen Sie hier den von Ihnen geltend gemachten Verlustabzug von Vorjahresverlusten ein, soweit dieser
unter Beachtung des deutschen Steuerrechts, z. B. §§ 8c und 8d KStG, zulassig ist. Ein Verlustabzug ist nur
moglich, soweit ein vortragsfahiger Verlust gesondert — und gegebenenfalls einheitlich - festgestellt wurde.

Sind in den Zeilen 54 bis 57 keine Eintragungen enthalten, wird von einer niedrigen Besteuerung im Sinne des
§ 8 Absatz 5 AStG ausgegangen.

Geben Sie hier bitte nur die auf alle Feststellungsbeteiligten entfallenden Betrage an.

Ausgangsbetrag fiir die in Zeile 58 anzugebenden Einkiinfte ist der Betrag in Zeile 52 multipliziert mit der
Summe der Hinzurechnungsquoten fiir alle Feststellungsbeteiligten. Ausgangsbetrag fiir die in Zeile 59 anzuge-
benden Einklnfte ist der Betrag in Zeile 53 multipliziert mit der Summe der Hinzurechnungsquoten fir alle Fest-
stellungsbeteiligten.

Die Freigrenze nach § 9 AStG ist nur zu prifen, wenn die Zwischengesellschaft gemischte Einkinfte bezieht.
Vor Prifung der Freigrenze ist der Verlustabzug vorzunehmen. Tragen Sie in Zeile 62 bitte die Gesamteinkinfte
nach Verlustabzug ein (vergleiche Rn. 576 AEAStG 2023).

Die Anwendung der Freigrenze nach § 13 Absatz 1 Satz 3 AStG setzt voraus, dass beide Freigrenzen (verglei-
che Zeilen 67 und 68) gewahrt sind. Sind die Einklinfte mit Kapitalanlagecharakter positiv und die Zwischenein-
kiinfte nicht positiv, ist die Freigrenze in Héhe von 10 Prozent nicht gewahrt.

Die Ertragsteuern, die die Zwischengesellschaft fiir die Zwischeneinkiinfte im malgebenden Wirtschaftsjahr
entrichtet hat, werden unabhangig davon, dass sie in einem spateren Jahr gezahlt wurden, nach § 12 Absatz 1
AStG im Jahr der wirtschaftlichen Zugehorigkeit berlicksichtigt (vergleiche Rn. 678 AEAStG).

Freiwillig gezahlte Steuern oder festgesetzte und tatsachlich nicht erhobene Steuern kdnnen nicht beriicksich-
tigt werden (vergleiche § 8 Absatz 5 Satz 3 AStG).

Der Antrag nach § 12 Absatz 2 AStG ist im Rahmen der Einkommensteuer- oder Kérperschaftsteuerveranla-
gung zu stellen. Der Nachweis Uber die auf Antrag anrechenbaren Steuern nach § 12 Absatz 2 AStG ist jedoch
in diesem Feststellungsverfahren zu erbringen.

Der Abzug von Steuern im Sinne des § 10 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 3 Satz 6 AStG a. F. gilt nur
fur Steuern auf Zwischeneinkinfte fiir Wirtschaftsjahre, die vor dem 01.01.2022 enden. Ein Steuerabzug ist nur
im Jahr der Steuerentrichtung moglich und mindert die in diesem Jahr nach geltendem Recht anzusetzenden
Zwischeneinkiinfte.
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2] Verluste, die fiir Veranlagungs- oder Erhebungszeitraume vor dem 01.01.2022 bei Zwischeneinkiinften entstan-
den sind, und fiir die bis zum 31.07.2023 ein schriftlicher Antrag nach § 21 Absatz 4 Satz 5 AStG gestellt wor-
den ist, sind hier mit einzutragen.

® Liegt ein bisher nicht erfasster schadlicher Beteiligungserwerb im Sinne des § 8c KStG vor, tragen Sie hier bitte
den insoweit nicht zu berticksichtigenden Verlust des letzten Feststellungsjahres ein.

) Liegt ein schadlicher Beteiligungserwerb im Sinne des § 8c KStG vor, tragen Sie hier bitte den um den nicht zu
beriicksichtigenden Verlust gekirzten Betrag des laufenden Feststellungsjahres ein.

5] Bei abweichendem Wirtschaftsjahr ist ein Verlust auch dann nicht abziehbar, wenn der schadliche Beteiligungs-
erwerb im laufenden Feststellungsjahr nach Ablauf des Wirtschaftsjahres erfolgt (Rn. 36 des BMF-Schreibens
vom 28.11.2017, BStBI 1 2017 S. 1645).

0] Den Antrag nach § 8d KStG, Erlauterungen und Nachweise zum Vorliegen der Voraussetzungen fiir die Inan-
spruchnahme des fortfilhrungsgebundenen Verlustes, sowie zur Anwendung der Stille-Reserve-Klausel, fiigen
Sie bitte gesondert bei. Die Voraussetzungen fiir eine Anwendung des § 8d KStG bei einem vom Kalenderjahr
abweichenden Wirtschaftsjahr ergeben sich aus Rn. 15 des BMF-Schreibens vom 28.11.2017, BStBI [ 2017 S.
1645. Dieser Antrag ist in der Feststellungserklarung fur das Feststellungsjahr zu stellen, in dem das Wirt-
schaftsjahr endet, in das der schadliche Beteiligungserwerb fallt, Rn. 9 des BMF-Schreibens vom 18.03.2021,
BStBI | 2021 S. 363.

(27} Die aufgefiihrten Unterlagen sind der Erklarung stets beizufiigen, dies gilt insbesondere fiir das Organigramm.

2] Die Anrechnung der Steuern nach § 12 Absatz 1 AStG a. F. gilt nur fur Steuern auf Zwischeneinkiinfte fur Wirt-
schaftsjahre, die vor dem 01.01.2022 enden. Diese Steuern kdnnen nur auf die Steuern angerechnet werden,
die auf den im Jahr der Steuererhebung nach geltendem Recht anzusetzenden Hinzurechnungsbetrag entfal-
len.

Die Anrechnung dieser Steuern setzt einen Antrag voraus. Der Antrag ist im Rahmen der Einkommensteuer-
oder Koérperschaftsteuerveranlagung zu stellen.

@ bis @ frei

Anlage FB-ASt

Angaben uber die Feststellungsbeteiligten

Die Angaben auf der Anlage FB-ASt werden zur Ermittlung und Aufteilung der hinzuzurechnenden Besteue-
rungsgrundlagen auf die Feststellungsbeteiligten benétigt. Anhand der hier geforderten Angaben wird ermittelt,
ob und in welcher H6he und welchen steuerpflichtigen Personen gegenuber eine Hinzurechnung vorzunehmen
ist, welches die hinzuzurechnenden Besteuerungsgrundlagen fiir die einzelnen steuerpflichtigen Personen sind
und auf welchen Zeitpunkt die Hinzurechnung vorzunehmen ist.

Fir jeden Feststellungsbeteiligten ist eine gesonderte Anlage FB-ASt abzugeben.

Zum besseren Verstandnis sind nachfolgend einige im Vordruck verwendete Begriffe definiert. Im Ubrigen wird
auf die Ausflihrungen im AEAStG 2023 verwiesen.

(5] Eine vermittelnde Gesellschaft ist eine Gesellschaft, an der steuerpflichtige Personen unmittelbar oder mittel-
bar beteiligt sind und die ihrerseits unmittelbar oder mittelbar an der Zwischengesellschaft beteiligt ist.

(52} Eine Beherrschung im Sinne des § 7 Absatz 1 AStG liegt vor, wenn der steuerpflichtigen Person allein oder
zusammen mit ihr nahestehenden Personen am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft, in dem
diese die Einkunfte nach § 7 Absatz 1 AStG erzielt hat (maRgebendes Wirtschaftsjahr), mehr als die Halfte der
Stimmrechte oder mehr als die Halfte der Anteile am Nennkapital unmittelbar oder mittelbar zuzurechnen sind
oder unmittelbar oder mittelbar ein Anspruch auf mehr als die Halfte des Gewinns oder des Liquidationserléses
dieser Gesellschaft zusteht (§ 7 Absatz 2 AStG).

@ Sind an der Zwischengesellschaft mehrere Personen beteiligt, so kann der Hinzurechnungsbetrag nur anteilig
hinzugerechnet werden. Die Hinzurechnungsquote bestimmt sich nach der unmittelbaren und mittelbaren Be-
teiligung der steuerpflichtigen Person am Nennkapital der Gesellschaft bzw. dem Gewinnverteilungsschlissel,
wenn dieser von der kapitalmaRigen Beteiligung abweicht oder die Gesellschaft kein Nennkapital hat. Stimm-
rechte sind fir die Hinzurechnungsquote unbeachtlich.
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Hinzurechnungskorrekturvolumen ist der nach § 10 Absatz 2 AStG der Einkommen- oder Korperschaftsteuer
unterliegende Hinzurechnungsbetrag des laufenden Veranlagungszeitraums, vermindert um den Betrag der Be-
zlige im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 und 2 AStG des laufenden Veranlagungszeitraums sowie den Betrag
der Gewinne im Sinne des § 11 Absatz 4 AStG und vermehrt um das auf den Schluss des vorangegangenen
Veranlagungszeitraums festgestellte Hinzurechnungskorrekturvolumen (§ 11 Absatz 3 Satz 2 AStG).

Tragen Sie hier bitte ,2=Nein“ sowohl in dem Fall ein, dass in einer Beteiligungskette mit der in Zeile 3 genann-
ten Zwischengesellschaft mehrere Zwischengesellschaften vorhanden sind als auch in dem Fall, dass bei der
vermittelnden ausschuttenden Kapitalgesellschaft nebeneinander vorhandene Beteiligungsketten an verschie-
denen Zwischengesellschaften bestehen.

Die Feststellungsbeteiligten sind fortlaufend zu nummerieren und auch dann nur einmal aufzufiihren, wenn sie
mehrere Anteile gezeichnet haben. Auf diese Nummer wird in den anderen Anlagen Bezug genommen. Die
erstmalige Nummerierung ist auch in Folgejahren unbedingt beizubehalten, damit die gespeicherten Daten wei-
ter genutzt werden kdnnen.

Deshalb ist bei Ausscheiden eines Beteiligten dessen laufende Nummer nicht neu zu belegen. Die Nummern
der Beteiligten kdnnen Sie dem (letzten) Feststellungsbescheid entnehmen.

Ist der Feststellungsbeteiligte erweitert beschrankt steuerpflichtig im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
AStG, geben Sie bitte auch die Anlage Erwb ab.

Tragen Sie hier bitte die personliche Steuernummer des Feststellungsbeteiligten ein.

Die Angaben werden fiir die Ermittlung der Hhe der Beherrschung und der Hinzurechnung benétigt. Tragen
Sie hier bitte die Angaben fur den Feststellungsbeteiligten ein.

Die Eintragungen sind fir jede Beteiligungskette gesondert vorzunehmen. Machen Sie bitte lhre Angaben zu
einer Beteiligungskette Uber eine zweite vermittelnde Personengesellschaft im Abschnitt ,Mittelbare Beteiligung
an der Zwischengesellschaft tiber eine Personengesellschaft (2. Angabe)“.

Die Angaben in Bezug auf Mitunternehmerschaften tragen Sie bitte in die fiir Personengesellschaften vorgese-
henen Zeilen ein.

Wird die mittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft tiber mehrere Personengesellschaften vermittelt,
tragen Sie hier bitte die Angaben der Personengesellschaft ein, deren Gesellschafter der Feststellungsbeteiligte
ist, d. h. der ersten Personengesellschaft in der Beteiligungskette.

Tragen Sie bitte nur dann eine ,1“ ein, wenn die die mittelbare Beteiligung vermitteinde Personengesellschaft
eine nicht nahestehende Person ist und diese Personengesellschaft dementsprechend nicht in der Anlage NaP
angegeben ist. Geben Sie in diesem Fall den Namen und die Steuernummer dieser Personengesellschaft in
Zeile 39 an.

Die Eintragungen sind fir jede Beteiligungskette gesondert vorzunehmen. Machen Sie bitte lhre Angaben zu
einer Beteiligungskette Uber eine zweite vermittelnde Kapitalgesellschaft im Abschnitt ,Mittelbare Beteiligung an
der Zwischengesellschaft Gber eine Kapitalgesellschaft (2. Angabe)“.

Fir den Fall, dass zwischen der die Beteiligung vermittelnden Personengesellschaft und der Zwischengesell-
schaft mehrere nebeneinander bestehende Gesellschaften zwischengeschaltet sind, sind die Angaben zu die-
sen Gesellschaften als weitere Beteiligungskette (vergleiche Anmerkung Nr. 60) ebenfalls zu erklaren, gegebe-
nenfalls auf gesonderter Anlage.

Tragen Sie hier bitte die Angaben zu dem Beteiligungsverhaltnis des Feststellungsbeteiligten zur vermittelnden
Personengesellschaft ein, deren Gesellschafter der Feststellungsbeteiligte ist, d. h. zu der ersten Personenge-
sellschaft in der Beteiligungskette.

Nehmen Sie hier bitte Eintragungen zum Beteiligungsverhaltnis der vermittelnden Personengesellschaft zur
Zwischengesellschaft vor. Die Angaben sind zu der Personengesellschaft vorzunehmen, deren Gesellschafter
der Feststellungsbeteiligte ist, d. h. zu der ersten Personengesellschaft in der Beteiligungskette.





Beispiel:

Der Feststellungsbeteiligte ist unmittelbar an der Kapitalgesellschaft A beteiligt und diese Kapitalgesellschaft A
ist an der Zwischengesellschaft B beteiligt. In die Zeilen 91 bis 94 tragen Sie bitte die fir die Kapitalgesellschaft
A zutreffenden Angaben ein. Ist die Kapitalgesellschaft A weder eine weitere Feststellungsbeteiligte noch eine
nahestehende Person, sondern eine andere Kapitalgesellschaft, geben Sie bitte den Namen und die Steuer-
nummer der Kapitalgesellschaft A in der Zeile 94 an.

Fir den Fall, dass zwischen Kapitalgesellschaft A und Zwischengesellschaft B eine oder mehrere Tochterge-
sellschaften zwischengeschaltet sind, flllen Sie bitte je nach Anzahl der zwischengeschalteten Gesellschaften
Zeilen 97 ff. aus, weitere Angaben fligen Sie gegebenenfalls auf gesonderter Anlage bei.

In den Zeilen 109 bis 112 nehmen Sie bitte Eintragungen in Bezug auf das Verhaltnis des Feststellungsbeteilig-
ten zur Kapitalgesellschaft A vor.

In den Zeilen 113 bis 116 nehmen Sie bitte Eintragungen in Bezug auf das Verhaltnis der Kapitalgesellschaft A
zur Zwischengesellschaft B vor.

Einzutragen ist die vermittelnde Kapitalgesellschaft, von der der Feststellungsbeteiligte direkt Bezlige nach § 11
Absatz 1 AStG oder Gewinne nach § 11 Absatz 4 AStG erhalt und die wiederum an der Zwischengesellschaft
unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, d. h. die erste Kapitalgesellschaft in der Beteiligungskette.

Tragen Sie bitte nur dann eine ,1“ ein, wenn die die mittelbare Beteiligung vermitteInde Kapitalgesellschaft
weder ein weiterer Feststellungsbeteiligter noch eine nahestehende Person ist und firr diese Kapitalgesellschaft
dementsprechend weder eine Anlage FB-ASt abgegeben wird noch eine Angabe in der Anlage NaP erfolgt ist.
Geben Sie bitte den Namen und die Steuernummer der Kapitalgesellschaft in Zeile 94 an.

Fir den Fall, dass zwischen der die Beteiligung vermittelnden Gesellschaft und der Zwischengesellschaft weite-
re Gesellschaften zwischengeschaltet sind, sind die Angaben zu diesen Gesellschaften ebenfalls zu erklaren,
gegebenenfalls auf gesonderter Anlage. Bei komplexen Beteiligungsstrukturen kann in Einzelféllen die Art der
Abgabe der erforderlichen Angaben mit dem zustandigen Finanzamt abgestimmt werden.

Tragen Sie hier bitte die Angaben zu dem Beteiligungsverhaltnis des Feststellungsbeteiligten zur vermittelnden
Kapitalgesellschaft ein.

Tragen Sie hier bitte die Angaben zum Beteiligungsverhaltnis der vermittelnden Kapitalgesellschaft, deren Ge-
sellschafter der Feststellungsbeteiligte ist, zur Zwischengesellschaft ein.

In diese Zeile sind mittelbare Beteiligungen an der Zwischengesellschaft einzutragen, fir die bei der diese Be-
teiligung vermittelnden Person bereits eine Hinzurechnungsbesteuerung nach dem AStG oder einer vergleich-
baren auslandischen Regelung erfolgt ist und die danach hinzugerechneten Einkiinfte dadurch insgesamt kei-
ner niedrigen Besteuerung im Sinne des § 8 Absatz 5 AStG unterliegen (vergleiche Tz. 7.1.2 bzw. 13.1.2
AEAStG 2023).

Tragen Sie hier bitte den Betrag aus Zeile 9 der Anlage Erwb ein, wenn eine Beteiligung an einer Zwischenge-
sellschaft im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 1 AStG oder § 13 Absatz 1 Satz 1 AStG besteht und eine erweiterte
beschrankte Steuerpflicht im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 AStG vorliegt.

Tragen Sie hier bitte den Betrag aus Zeile 13 der Anlage Erwb ein, wenn eine Beteiligung an einer Zwischenge-
sellschaft im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 1 AStG oder § 13 Absatz 1 Satz 1 AStG besteht und eine erweiterte
beschrankte Steuerpflicht im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 AStG vorliegt.

Die folgenden Angaben sind fir die Feststellung des Hinzurechnungskorrekturvolumens erforderlich. Bitte neh-
men Sie in den Zeilen 162 bis 266 auch dann Eintragungen vor, wenn kein (steuerpflichtiger) Bezug nach § 11
Absatz 1 AStG oder kein (steuerpflichtiger) Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG vorliegt. Gesamtsummen oder
Summen in den Zeilen 162 bis 266 beziehen sich immer auf den jeweiligen Feststellungsbeteiligten (nicht auf
die Zwischengesellschaft).
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Aufgrund der Einfihrung des Kiirzungsbetrags nach § 11 AStG durch das ATAD-Umsetzungsgesetz vom
25.6.2021 (BGBI. 2021 | Seite 2035) ist zum 31.12.2021 ein Anfangsbestand des Hinzurechnungskorrekturvo-
lumens zu ermitteln. Den Anfangsbestand bildet dabei die Summe der Hinzurechnungsbetrage, die gemaf § 10
Absatz 2 AStG a. F. fUr die Veranlagungszeitrdume 2015 bis 2022 der Besteuerung unterlagen und nicht bereits
fur eine Steuerbefreiung gemafl § 3 Nummer 41 EStG a. F. berticksichtigt wurden. Bitte tragen Sie im Feststel-
lungsjahr 2022 hier den Anfangsbestand ein (vergleiche Rn. 646 AEAStG 2023) und fligen Sie hierzu Erlaute-
rungen bei.

Soweit sich der Anfangsbestand des Hinzurechnungskorrekturvolumens rechnerisch auch aus Zurechnungsbe-
tragen von Untergesellschaften im Sinne des § 14 AStG in der am 30.06.2021 geltenden Fassung zusammen-
setzt, sind diese gesellschafts- und beteiligungskettenbezogen mit dem Teilbetrag anzusetzen und fortzuschrei-
ben, vergleiche Rn. 647 AEAStG 2023. Bitte erlautern Sie den Anfangsbestand und dessen Aufteilung geson-
dert.

Bitte tragen Sie hier den Hinzurechnungsbetrag ein, der im laufenden Veranlagungszeitraum, d. h. in dem Ver-
anlagungszeitraum, der dem Feststellungsjahr entspricht, beim Feststellungsbeteiligten der Besteuerung unter-
liegt. Ein Hinzurechnungsbetrag nach § 10 AStG a. F., der bereits im Anfangsbestand des Hinzurechnungskor-
rekturvolumens bertcksichtigt worden ist, ist hier nicht einzutragen.

Im Regelfall, wenn insbesondere keine der involvierten Personen ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirt-
schaftsjahr hat, ist hier der malgebende Hinzurechnungsbetrag von den Zeilen 155 bis 157 zu ibernehmen. In
Sonderfallen, z. B. wenn der Feststellungsbeteiligte die Beteiligung an der Zwischengesellschaft im Betriebs-
vermdgen halt und ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschaftsjahr hat, kann der Hinzurechnungsbetrag
eines Vorjahres im laufenden Veranlagungszeitraum (der dem aktuellen Feststellungsjahr entspricht) der Be-
steuerung unterliegen.

Beispiel:

Das aktuelle Feststellungsjahr ist das Jahr 02. Das Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft entspricht dem
Kalenderjahr. Der Feststellungsbeteiligte A halt die Beteiligung an der Zwischengesellschaft im Betriebsvermao-
gen seines Einzelunternehmens, das ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschaftsjahr vom 01.12. bis zum
30.11. hat. Fir das Feststellungsjahr 01 wurde flir den Feststellungsbeteiligten A ein Hinzurechnungsbetrag von
100.000 € festgestellt (fur das Wirtschaftsjahr 01 der Zwischengesellschaft). Der Hinzurechnungsbetrag 01 er-
héht gemal § 10 Absatz 2 Satz 2 AStG den Gewinn seines Einzelunternehmens fiir dessen Wirtschaftsjahr
vom 01.12.01 bis zum 30.11.02. Der Gewinn des Einzelunternehmens gilt gemafR § 4a Absatz 2 Nummer 2
EStG als im Kalenderjahr 02 bezogen. Der Hinzurechnungsbetrag des Feststellungsjahres 01 unterliegt somit
im Veranlagungszeitraum 02 der Besteuerung.

In der Erklarung fir das Feststellungsjahr 02 ist an dieser Stelle somit der Hinzurechnungsbetrag des Feststel-
lungsjahres 01 einzutragen (100.000 €).

Vergleiche auch Rn. 639 und 939 AEAStG 2023.

Gemal § 18 Absatz 1 Satz 2 AStG ist fir den Fall der Beteiligung Uber andere vermitteinde Gesellschaften fest-
zustellen, wie sich das Hinzurechnungskorrekturvolumen fiir Zwecke des § 11 Absatz 1 Satz 2 AStG auf die
vermittelnden Gesellschaften aufteilt. § 11 Absatz 1 Satz 2 AStG wiederum bezieht sich auf Bezlige (im Sinne
des § 11 Absatz 1 Satz 1 AStG) der steuerpflichtigen Person von Gesellschaften, die an der Zwischengesell-
schaft unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind. Da der Feststellungsbeteiligte weder Beziige im Sinne des § 11
Absatz 1 Satz 1 AStG noch VerauRerungsgewinne nach § 11 Absatz 4 AStG von einer (vermittelnden) Perso-
nengesellschaft erhalten kann, betrifft § 11 Absatz 1 Satz 2 AStG vermittelnde Kapitalgesellschaften, von denen
der Feststellungsbeteiligte Bezuige erhalt bzw. erhalten kann (vermitteinde ausschiittende Gesellschaft).

Das Hinzurechnungskorrekturvolumen ist somit bei Vorliegen verschiedener Beteiligungsstrange beteiligungs-
kettenbezogen getrennt zu ermitteln, wobei fir jede vermittende ausschiittende Gesellschaft (fiir Zwecke des
§ 11 Absatz 1 Satz 2 AStG) ein Teilbetrag des Hinzurechnungskorrekturvolumens festzustellen ist. Zu beachten
ist hierbei, dass der Feststellungsbeteiligte Beziige im Sinne des § 11 Absatz 1 AStG oder Gewinne im Sinne
des § 11 Absatz 4 AStG direkt von der vermittelnden ausschittenden Gesellschaft oder indirekt tber eine (oder
mehrere) vermittelnde Personengesellschaft(en) beziehen kann, vergleiche auch Rn. 609 und 633 AEAStG
2023 (Beispiel: Der Feststellungsbeteiligte ist an Personengesellschaft 1 beteiligt, die Personengesellschaft 1
ist an der Kapitalgesellschaft A beteiligt, die wiederum an der Zwischengesellschaft beteiligt ist).

Ein Teilbetrag des Hinzurechnungskorrekturvolumens entfallt gegebenenfalls auf den Beteiligungsstrang, bei
dem der Feststellungsbeteiligte Bezlige im Sinne des § 11 Absatz 1 AStG oder Gewinne im Sinne des § 11 Ab-
satz 4 AStG von der Zwischengesellschaft selbst (Zwischengesellschaft ist ausschiittende Gesellschaft) direkt
oder indirekt Uber eine (oder mehrere) vermittelnde Personengesellschaft(en) erhalt.
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Die Zeilen 165 bis 197 dienen der Ermittlung des (Teil-)Betrags des Hinzurechnungskorrekturvolumens zum
Schluss des Feststellungsjahres, der auf die Zwischengesellschaft als ausschittende Gesellschaft entfallt.
Dabei sind die unmittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft und die ausschliel3lich tiber eine oder
mehrere vermittelnde Personengesellschaften gehaltenen Beteiligungen an der Zwischengesellschaft einzube-
ziehen.

Beispiel:

Der Feststellungsbeteiligte halt eine unmittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft; auRerdem ist er an
der Personengesellschaft 1 beteiligt, die Personengesellschaft 1 ist an der Personengesellschaft 2 beteiligt, die
Personengesellschaft 2 ist an der Zwischengesellschaft beteiligt; zudem ist der Feststellungsbeteiligte noch an
der Personengesellschaft 3 beteiligt, die Personengesellschaft 3 ist an der Zwischengesellschaft beteiligt. Alle
vorgenannten Beteiligungen sind in den Zeilen 165 bis 197 anzugeben (nicht hier zu erfassen sind die Beteili-
gungen Uber eine vermittelnde Kapitalgesellschaft).

Bitte tragen Sie die prozentuale anteilige Hinzurechnungsquote des Feststellungsbeteiligten zum Ende des im
(aktuellen) Feststellungsjahr endenden Wirtschaftsjahrs der Zwischengesellschaft ein, die auf die unmittelbare
Beteiligung an der Zwischengesellschaft und die ausschlieflich Uber eine oder mehrere vermittelnde Personen-
gesellschaften gehaltenen Beteiligungen an der Zwischengesellschaft entfallt. Es handelt sich um seinen Anteil
der Hinzurechnungsquote laut Zeile 150 oder Zeile 154, soweit er auf die unmittelbare Beteiligung an der Zwi-
schengesellschaft und die ausschlieRlich Uber eine oder mehrere vermitteinde Personengesellschaften gehalte-
nen Beteiligungen an der Zwischengesellschaft entfallt.

Beispiel:

Der Feststellungsbeteiligte halt unmittelbar 50 Prozent der Anteile an der Zwischengesellschaft. Auferdem ist
er zu 50 Prozent an der Kapitalgesellschaft A beteiligt, die die restlichen 50 Prozent der Anteile an der Zwi-
schengesellschaft halt. Die in Zeile 150 einzutragende Hinzurechnungsquote betragt 75 Prozent (50 Prozent
zuzliglich 50 Prozent x 50 Prozent). Einzutragen in Zeile 165 ist 50 (= unmittelbare Beteiligung an der Zwi-
schengesellschaft). In Zeile 199 ist die verbleibende Hinzurechnungsquote von 25 einzutragen (= mittelbare
Beteiligung Uber die Kapitalgesellschaft A).

Bitte tragen Sie hier das anteilige Hinzurechnungskorrekturvolumen (Teilbetrag) zum 31.12. des Vorjahres ein.
Im Feststellungsjahr 2022 tragen Sie bitte den Teilbetrag des Anfangsbestandes ein, der auf die Beteiligung an
der Zwischengesellschaft entfallt, die unmittelbar und/oder mittelbar ausschlieRlich Gber eine oder mehrere ver-
mitteInde Personengesellschaften gehalten wird.

Zum Wegfall des Hinzurechnungskorrekturvolumens und der Nichtiibertragbarkeit vergleiche Tz. 11.3.6
AEAStG 2023. Solange dieselbe steuerpflichtige Person unmittelbar oder mittelbar iber eine Beteiligungskette
an der Zwischengesellschaft beteiligt ist, bleibt das diesbezligliche Hinzurechnungskorrekturvolumen auf der
Ebene der steuerpflichtigen Person bestehen (vergleiche Rn. 641 AEAStG 2023). Falls ein Teilbetrag des Hin-
zurechnungskorrekturvolumens fiir den Feststellungsbeteiligten Uiber diese Beteiligungskette nicht mehr nutz-
bar ist, z. B. nach VerauRerung samtlicher Anteile an einer vermittelnden ausschittenden Gesellschaft (von die-
ser wird er danach keine Bezlige mehr erhalten), aber trotzdem nicht wegfallt, weil weitere Beteiligungsketten
bestehen, kann eine ,Umgliederung” des betreffenden Teilbetrags des Hinzurechnungskorrekturvolumens auf
andere Teilbetrage in Betracht kommen. Bitte erlautern Sie in einem solchen Fall auf einem gesonderten Blatt,
wie die Verteilung auf andere Teilbetrage des Hinzurechnungskorrekturvolumens erfolgt. Tragen Sie bitte z. B.
in Zeile 166 oder Zeile 200 das um den errechneten Betrag erhdhte anteilige Hinzurechnungskorrekturvolumen
(Teilbetrag) zum 31.12. des Vorjahres ein.

Bitte tragen Sie hier den anteiligen Hinzurechnungsbetrag ein, der
o auf die unmittelbare und/oder mittelbar ausschlieRlich Giber eine oder mehrere vermittelnde Personengesell-
schaften gehaltene Beteiligung entfallt und
o im laufenden Veranlagungszeitraum, d. h. in dem Veranlagungszeitraum, der dem Feststellungsjahr ent-
spricht, beim Feststellungsbeteiligten der Besteuerung unterliegt.
Es handelt sich um einen Teilbetrag von Zeile 163. Im Regelfall, wenn insbesondere keine der involvierten Per-
sonen ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschaftsjahr hat, handelt es sich um den Betrag laut Zeile 163
multipliziert mit dem Wert laut Zeile 165 geteilt durch den Wert laut Zeile 150 oder 154. In Sonderfallen ist eine
andere Berechnung erforderlich (vergleiche auch Rn. 523 und 939 AEAStG 2023).

Beispiel:

Das aktuelle Feststellungsjahr ist das Jahr 02. Das Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft entspricht dem
Kalenderjahr. Der Feststellungsbeteiligte A halt die Beteiligungen an der Zwischengesellschaft und an der Kapi-
talgesellschaft B im Betriebsvermdgen seines Einzelunternehmens, das ein vom Kalenderjahr abweichendes
Wirtschaftsjahr vom 01.12. bis zum 30.11. hat. 50 Prozent der Anteile an der Zwischengesellschaft werden un-
mittelbar gehalten. 50 Prozent halt der Feststellungsbeteiligte A tber die vermitteinde Kapitalgesellschaft B, an
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der er zu 100 Prozent beteiligt ist. Fiir das Feststellungsjahr 01 wurde fiir den Feststellungsbeteiligten A ein
Hinzurechnungsbetrag von 100.000 € festgestellt (fir das Wirtschaftsjahr 01 der Zwischengesellschaft). Die
Hinzurechnungsquote betrug zum 31.12.01 100 Prozent (davon 50 Prozent entfallend auf die unmittelbare Be-
teiligung und 50 Prozent entfallend auf die mittelbare Beteiligung Uber die Kapitalgesellschaft B). Der Hinzu-
rechnungsbetrag 01 erhdht gemaR § 10 Absatz 2 Satz 2 AStG den Gewinn seines Einzelunternehmens fiir des-
sen Wirtschaftsjahr vom 01.12.01 bis zum 30.11.02. Der Gewinn des Einzelunternehmens gilt gemaR § 4a Ab-
satz 2 Nummer 2 EStG als im Kalenderjahr 02 bezogen. Der Hinzurechnungsbetrag des Feststellungsjahres 01
unterliegt somit im Veranlagungszeitraum 02 der Besteuerung. In die Erklarung fir das Feststellungsjahr 02
tragt der Feststellungsbeteiligte A in Zeile 163 somit den Hinzurechnungsbetrag des Feststellungsjahres 01 ein
(100.000 €).

Der Feststellungsbeteiligte A hat im Laufe des Kalenderjahres 02 5 Prozent seiner unmittelbaren Beteiligung an
der Zwischengesellschaft verauRert. Daher betragt die Hinzurechnungsquote zum 31.12.02 95 Prozent (davon
45 Prozent entfallend auf die unmittelbare Beteiligung und 50 Prozent entfallend auf die mittelbare Beteiligung
Uber die Kapitalgesellschaft B). In die Zeile 165 hat der Feststellungsbeteiligte A 45 eingetragen. Fur die Be-
rechnung des in Zeile 167 einzutragenden anteiligen Hinzurechnungsbetrags muss der Feststellungsbeteiligte
A die auf die unmittelbare Beteiligung entfallende Hinzurechnungsquote des Vorjahres zugrunde legen und in
Zeile 167 den Betrag von 50.000 € eintragen (50 Prozent x 100.000 €).

Bitte tragen Sie jeden Bezug nach § 11 Absatz 1 AStG oder Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG ein, der im lau-
fenden Veranlagungszeitraum, der dem Feststellungsjahr entspricht, beim Feststellungsbeteiligten der Besteue-
rung unterliegt (vergleiche Rn. 639 AEAStG 2023). Bitte tragen Sie den vollen Bezug/Gewinn ein, auch wenn er
ganz oder teilweise steuerfrei ist.

Bitte tragen Sie die Beziige und Gewinne einzeln und chronologisch in der Reihenfolge der steuerlichen Erfas-
sung ein. Die Reihenfolge der Verwendung der Bezlige/Gewinne mit dem entsprechenden Hinzurechnungsbe-
trag des laufenden Veranlagungszeitraumes bzw. dem Hinzurechnungskorrekturvolumen richtet sich nach der
Reihenfolge der steuerlichen Erfassung (vergleiche Tz. 11.3.4 AEAStG 2023).

Bitte tragen Sie jeden Bezug/Gewinn getrennt ein. Tragen Sie bitte einen (unmittelbaren) Bezug/Gewinn von
der ausschuttenden Gesellschaft (Zwischengesellschaft oder vermittelnde ausschittende Gesellschaft) nicht
zusammen mit einem Bezug/Gewinn ein, der Uber eine vermittelnde Personengesellschaft erfolgt. Tragen Sie
bitte einen Bezug/Gewinn Uber eine vermittelnde Personengesellschaft nicht zusammen mit einem Bezug/Ge-
winn ein, der Uber eine andere vermittelnde Personengesellschaft erfolgt.

Beispiel:
Der Feststellungsbeteiligte halt

1. eine unmittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft (Zeilen 165 bis 197) oder alternativ der ausschuit-
tenden vermitteinden Kapitalgesellschaft (Zeilen 198 ff.); auRerdem ist er

2. an der Personengesellschaft 2 beteiligt, die Personengesellschaft 2 ist an der Personengesellschaft 3 betei-
ligt, die Personengesellschaft 3 ist an der Zwischengesellschaft/alternativ an der ausschuttenden Kapitalgesell-
schaft beteiligt; zudem ist der Feststellungsbeteiligte

3. an der Personengesellschaft 4 beteiligt, die Personengesellschaft 4 ist an der Zwischengesellschaft/alternativ
an der ausschuttenden Kapitalgesellschaft beteiligt.

Im Falle einer Ausschiittung tragen Sie bitte entsprechend dreimal einen Bezug ein und bilden Sie keine
Summe.

Bei Erklarungsabgabe in Papierform machen Sie die Angaben zum dritten Bezug/Gewinn bitte in einer geson-
derten Anlage.

Im Fall einer mehrstockigen Struktur von Personengesellschaften, wenn eine Beteiligung Gber mehrere Perso-
nengesellschaften (hintereinander) vermittelt wird, tragen Sie bitte die vermittelnde Personengesellschaft ein,
an welcher der Feststellungsbeteiligte unmittelbar beteiligt ist.

Beispiel:

Der Feststellungsbeteiligte ist an der Personengesellschaft 2 beteiligt, die Personengesellschaft 2 ist an der
Personengesellschaft 3 beteiligt, die Personengesellschaft 3 halt eine Beteiligung an der Zwischengesellschaft
(Zeilen 165 bis 197) oder alternativ der ausschuttenden vermittelnden Kapitalgesellschaft (Zeilen 198 ff.).

Tragen Sie hier bitte die Personengesellschaft 2 ein.
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Die Hohe des Kiirzungsbetrages wird auf den steuerpflichtigen Teil eines Bezugs/Gewinns begrenzt (§ 11 Ab-
satz 2 Satz 1 AStG; Obergrenze 1), vergleiche Rn. 625 AEAStG 2023. Die Hohe des steuerpflichtigen Be-
zugs/Gewinns ergibt sich aus den Vorschriften des EStG, des KStG, des InvStG und gegebenenfalls des
StAbwG. Zudem kann sich eine Steuerbefreiung der Bezlige/Gewinne auch aufgrund eines anwendbaren DBA
ergeben, wenn diese insbesondere aus einer Beteiligung stammen, die tatsachlich zu einer auslandischen Be-
triebsstatte im Sinne eines DBA gehort.

(6] Die Beziige/Gewinne sind in Hohe der Beteiligungsverhaltnisse im Zeitpunkt der Ausschiittung bzw. der Verau-
Rerung aufzuteilen (vergleiche Rn. 635 AEAStG 2023).

O

Die Zwischensumme ergibt sich aus dem Wert laut Zeile 168 gemindert um alle bisherigen Bezlige/Gewinne.
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EUR . ) .
Laufender Bezug nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 190, gegebenen- 6 o o 0 0 Zum 31 . 1 2 deS VorJahreS Wurde ein HlnzurECh'
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nungskorrekturvolumen von 0 € festgestellt. Im

196| 2Zwischensumme des Hinzurechnungskorrekturvolumens nach Beriicksichtigung dieses Bezugs/Gewinns @ 5 0 0 0 0 | FeStSte”ungSJahr 01 wurde ein HInZureChnunnge-

Verbleibendes Hinzurechnungskorrekturvolumen nach Abzug der Beziige/Gewinne (Teilbetrag) @

50000 | trag von 200.000 € ermittelt.

o1)

Tragen Sie hier bitte den (Teil-)Betrag des Hinzurechnungskorrekturvolumens zum 31.12. des Feststellungsjah-
res ein, der auf die unmittelbare und/oder mittelbar ausschlieRlich Gber eine oder mehrere vermittelnde Perso-
nengesellschaften gehaltene Beteiligung an der Zwischengesellschaft entfallt (Zwischengesellschaft ist aus-
schittende Gesellschaft). Sie kénnen diesen aus der Zwischensumme nach Bertcksichtigung des letzten Be-
zugs/Gewinns Gbernehmen. Zu beachten ist, dass der Betrag nicht negativ werden kann (§ 11 Absatz 3 Satz 3
AStG bzw. Rn. 635, 636 und 638 AEAStG 2023), tragen Sie bitte in diesem Fall 0 € ein.

In den Zeilen 198 bis 231 wird der Teilbetrag des Hinzurechnungskorrekturvolumens zum 31.12. des Feststel-
lungsjahres berechnet, der auf eine vermittelnde ausschittende Gesellschaft entfallt. Es sind neben einer un-
mittelbaren Beteiligung des Feststellungsbeteiligten an der vermittelnden ausschiittenden Gesellschaft auch die
Uber eine oder mehrere (vorgeschaltete) Personengesellschaft(en) gehaltenen Beteiligungen an der vermitteln-
den ausschuttenden Gesellschaft einzutragen.

Werden die Anteile an der Zwischengesellschaft durch mehrere ausschittende Gesellschaften (Kapitalgesell-
schaften, von denen der Feststellungsbeteiligte Bezlige nach § 11 Absatz 1 AStG oder Gewinne nach § 11 Ab-
satz 4 AStG erhalt) vermittelt, ist fiir jede ein separater Teilbetrag des Hinzurechnungskorrekturvolumens zu er-
mitteln. Machen Sie bitte Ihre Angaben zu einer zweiten vermittelnden ausschuttenden Gesellschaft dann im
Abschnitt ,Mittelbar Uber eine Kapitalgesellschaft gehaltene Beteiligung (2. Angabe)“.

Bei Erklarungsabgabe in Papierform machen Sie bitte bei einer dritten vermittelnden ausschuttenden Gesell-
schaft die Angaben zu dieser in einer gesonderten Anlage, gegebenenfalls unter Verwendung eines weiteren
Papiervordrucks.

Beispiel:

Der Feststellungsbeteiligte ist an der Kapitalgesellschaft A beteiligt, die wiederum an der Zwischengesellschaft
(unmittelbar oder mittelbar) beteiligt ist. AuBerdem ist der Feststellungsbeteiligte an der Personengesellschaft 1
beteiligt, die Personengesellschaft 1 ist an der Personengesellschaft 2 beteiligt, die Personengesellschaft 2 ist
an der Kapitalgesellschaft A beteiligt. Zudem ist der Feststellungsbeteiligte noch an der Personengesellschaft 3
beteiligt, die Personengesellschaft 3 ist an der Kapitalgesellschaft A beteiligt. Alle vorgenannten Beteiligungen

sind in den Zeilen 198 bis 231 zu erfassen (nicht hier zu erfassen sind die unmittelbare Beteiligung an der Zwi-
schengesellschaft sowie die Beteiligungen an der Zwischengesellschaft, die ausschlieRlich tGiber Personenge-
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sellschaften vermittelt werden). Ist der Feststellungsbeteiligte darliiber hinaus noch an einer Kapitalgesellschaft
B beteiligt, die wiederum an der Zwischengesellschaft (unmittelbar oder mittelbar) beteiligt ist, werden die Anga-
ben hierzu im Abschnitt ,Mittelbar Uber eine Kapitalgesellschaft gehaltene Beteiligung (2. Angabe)* erfasst.

Einzutragen ist der Name der Kapitalgesellschaft (vermittelnde ausschiittende Gesellschaft), von der der
Feststellungsbeteiligte direkt oder Gber eine oder mehrere vorgeschaltete Personengesellschaft(en) Bezlige
nach § 11 Absatz 1 AStG oder Gewinne nach § 11 Absatz 4 AStG erhalt und die wiederum an der Zwischenge-
sellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist.

Bitte tragen Sie hier die prozentuale anteilige Hinzurechnungsquote des Feststellungsbeteiligten zum Ende des
im (aktuellen) Feststellungsjahr endenden Wirtschaftsjahrs der Zwischengesellschaft ein, die auf die mittelbare
Beteiligung an der Zwischengesellschaft (iber die in der vorhergehenden Zeile eingetragene ausschiittende Ge-
sellschaft entfallt, wobei die Beteiligungen Uber eine oder mehrere (vorgeschaltete) Personengesellschaften,
die an der in der vorhergehenden Zeile eingetragenen ausschittenden Gesellschaft beteiligt sind, einzubezie-
hen sind. Es handelt sich um einen Anteil der Hinzurechnungsquote laut Zeile 150 oder Zeile 154, soweit er auf
die vorgenannte mittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft entfallt.

Beispiel:

Der Feststellungsbeteiligte halt unmittelbar 50 Prozent der Anteile an der Zwischengesellschaft. Aulerdem ist
er zu 50 Prozent an der Kapitalgesellschaft A beteiligt, die die restlichen 50 Prozent der Anteile an der Zwi-
schengesellschaft halt. Die in Zeile 150 einzutragende Hinzurechnungsquote betragt 75 Prozent (50 Prozent
zuziiglich 50 Prozent x 50 Prozent). Die Kapitalgesellschaft A wurde in Zeile 198 eingetragen. Die in Zeile 199
einzutragende anteilige Hinzurechnungsquote betragt 25 Prozent (50 Prozent x 50 Prozent). Einzutragen in
Zeile 199 ist 25. In Zeile 165 ist die verbleibende Hinzurechnungsquote von 50 einzutragen.

Abwandlung: Der Feststellungsbeteiligte ist zusatzlich zu 50 Prozent beteiligt an der Personengesellschaft AP,
die wiederum an der Kapitalgesellschaft A zu 20 Prozent beteiligt ist. Die in Zeile 150 einzutragende Hinzurech-
nungsquote betragt 80 Prozent [50 Prozent zuziiglich (50 Prozent + 50 Prozent x 20 Prozent) x 50 Prozent].
Die Kapitalgesellschaft A wurde in Zeile 198 eingetragen. Die in Zeile 199 einzutragende anteilige Hinzurech-
nungsquote betragt 30 Prozent [(50 Prozent + 50 Prozent x 20 Prozent) x 50 Prozent]. Einzutragen in Zeile 199
ist 30. In Zeile 165 ist die verbleibende Hinzurechnungsquote von 50 einzutragen.

Bitte tragen Sie das anteilige Hinzurechnungskorrekturvolumen (Teilbetrag) zum 31.12 des Vorjahres ein. Im
Feststellungsjahr 2022 tragen Sie bitte den Teilbetrag des Anfangsbestandes ein, der auf die Beteiligung an der
Zwischengesellschaft entfallt, die mittelbar tber die in Zeile 198 bzw. Uber die in der entsprechenden Zeile bei
der ,Mittelbar Uber eine Kapitalgesellschaft gehaltene Beteiligung an der Zwischengesellschaft (ausschittende
Kapitalgesellschaft) (2. Angabe)“ eingetragene ausschiittende Gesellschaft gehalten wird, wobei die Beteiligun-
gen Uber eine oder mehrere (vorgeschaltete) Personengesellschaften, die an der jeweiligen eingetragenen aus-
schittenden Gesellschaft beteiligt sind, einzubeziehen sind.

Bitte tragen Sie hier den anteiligen Hinzurechnungsbetrag ein, der
o auf die mittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft iber die in Zeile 198 bzw. Uber die in der ent-
sprechenden Zeile bei der ,Mittelbar Uiber eine Kapitalgesellschaft gehaltene Beteiligung an der Zwischen-
gesellschaft (ausschiittende Kapitalgesellschaft) (2. Angabe)“ eingetragene ausschiittende Gesellschaft
entfallt, wobei die Beteiligungen Uber eine oder mehrere (vorgeschaltete) Personengesellschaften, die an
der jeweiligen ausschuttenden Gesellschaft beteiligt sind, einzubeziehen sind und der
o im laufenden Veranlagungszeitraum, d. h. in dem Veranlagungszeitraum, der dem Feststellungsjahr ent-
spricht, beim Feststellungsbeteiligten der Besteuerung unterliegt.
Es handelt sich um einen Teilbetrag von Zeile 163. Im Regelfall, wenn insbesondere keiner der involvierten Per-
sonen ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschaftsjahr hat, handelt es sich bei dem in Zeile 201 einzutra-
genden Betrag um den Betrag laut Zeile 163 multipliziert mit dem Wert laut Zeile 199 geteilt durch den Wert laut
Zeile 150 oder 154. In Sonderféllen ist eine andere Berechnung erforderlich.

Beispiel:

Das aktuelle Feststellungsjahr ist das Jahr 02. Das Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft entspricht dem
Kalenderjahr. Der Feststellungsbeteiligte A halt die Beteiligung an der Zwischengesellschaft im Betriebsvermo-
gen seines Einzelunternehmens, das ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschaftsjahr vom 01.12. bis zum
30.11. hat. 50 Prozent der Anteile werden unmittelbar gehalten. 50 Prozent der Anteile halt der Feststellungsbe-
teiligte A Uber die vermittelnde Kapitalgesellschaft B, an der er zu 100 beteiligt ist. FUr das Feststellungsjahr 01
wurde fir den Feststellungsbeteiligten A ein Hinzurechnungsbetrag von 100.000 € festgestellt (fir das Wirt-
schaftsjahr 01 der Zwischengesellschaft). Die Hinzurechnungsquote betrug zum 31.12.01 100 Prozent (davon
50 Prozent entfallend auf die unmittelbare Beteiligung und 50 Prozent entfallend auf die mittelbare Beteiligung
Uber die Kapitalgesellschaft B). Der Hinzurechnungsbetrag 01 erhéht gemaR § 10 Absatz 2 Satz 2 AStG den
Gewinn seines Einzelunternehmens fur dessen Wirtschaftsjahr vom 01.12.01 bis zum 30.11.02. Der Gewinn



http:30.11.02

http:01.12.01

http:31.12.01
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des Einzelunternehmens gilt gemaR § 4a Absatz 2 Nummer 2 EStG als im Kalenderjahr 02 bezogen. Der Hin-
zurechnungsbetrag des Feststellungsjahres 01 unterliegt somit im Veranlagungszeitraum 02 der Besteuerung.
In die Erklarung flr das Feststellungsjahr 02 tragt der Feststellungsbeteiligte A in Zeile 163 somit den Hinzu-
rechnungsbetrag des Feststellungsjahres 01 ein (100.000 €).

Der Feststellungsbeteiligte A hat im Laufe des Kalenderjahres 02 20 Prozent seiner Beteiligung an Kapitalge-
sellschaft B verauflert. Daher betragt die Hinzurechnungsquote zum 31.12.02 90 Prozent (davon 50 Prozent
entfallend auf die unmittelbare Beteiligung und 40 Prozent entfallend auf die mittelbare Beteiligung tber die Ka-
pitalgesellschaft B). In die Zeile 199 hat der Feststellungsbeteiligte A 40 eingetragen. Fiir die Berechnung des
in Zeile 201 einzutragenden anteiligen Hinzurechnungsbetrags muss der Feststellungsbeteiligte A die auf die
mittelbare Beteiligung entfallende Hinzurechnungsquote des Vorjahres zugrunde legen und in Zeile 167 den
Betrag von 50.000 € eintragen (50 Prozent x 100.000 €).

Die Zwischensumme ergibt sich aus dem Wert laut Zeile 202 bzw. der entsprechenden Zeile bei der ,Mittelbar
Uber eine Kapitalgesellschaft gehaltene Beteiligung an der Zwischengesellschaft (ausschittende Kapitalgesell-
schaft) (2. Angabe)“ gemindert um alle bisherigen Beziige/Gewinne.

Tragen Sie hier bitte den (Teil-)Betrag des Hinzurechnungskorrekturvolumens zum 31.12. des Feststellungsjah-
res ein, der auf die mittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft tiber die in Zeile 198 bzw. iber die in der
entsprechenden Zeile bei der ,Mittelbar iber eine Kapitalgesellschaft gehaltene Beteiligung an der Zwischen-
gesellschaft (ausschittende Kapitalgesellschaft) (2. Angabe)” eingetragene ausschittende Gesellschaft entfallt,
wobei die Beteiligungen Uber eine oder mehrere (vorgeschaltete) Personengesellschaften, die an der jeweiligen
ausschittenden Gesellschaft beteiligt sind, einzubeziehen sind. Sie kdnnen diesen Betrag aus der Zwischen-
summe nach Beriicksichtigung des letzten Bezugs/Gewinns ibernehmen. Zu beachten ist, dass der Betrag
nicht negativ werden kann (§ 11 Absatz 3 Satz 3 AStG bzw. Rn. 635, 636 und 638 AEAStG 2023), tragen Sie
bitte in diesem Fall O € ein.

In den Abschnitt ,Zusammenfassende Darstellung der Besteuerungsgrundlagen” (vergleiche Zeile 267 bis 286)
sind die fur die Feststellung der Besteuerungsgrundlagen erforderlichen Angaben zusammenfassend aus den
vorhergehenden Zeilen zu Ubertragen. Bei mehr als 10 Feststellungsbeteiligten kann die Art der Abgabe der er-
forderlichen Angaben mit dem zustandigen Finanzamt abgestimmt werden.

©

Bitte Ubernehmen Sie die Angaben fiir die Zeilen 283 bis 286 aus den entsprechenden Abschnitten ab Zeile
198.

@ bis @ frei

Anlage NaP

Angaben iiber nahestehende Personen

Die Anlage NaP ubermitteln Sie bitte, wenn neben den Feststellungsbeteiligten noch ihnen nahestehende Per-
sonen im Sinne des § 7 Absatz 3 und 4 AStG (vergleiche Tz. 7.3 und 7.4 AEAStG 2023) an der Zwischengesell-
schaft beteiligt sind. Die Angaben werden flir Zwecke der Beherrschungsprifung benétigt. Auch Personenge-
sellschaften und Mitunternehmerschaften kénnen nahestehende Personen sein. Die nahestehenden Personen
mussen nicht notwendigerweise unbeschrankt steuerpflichtig sein. Auch nicht unbeschrankt steuerpflichtige na-
turliche und juristische Personen kommen als nahestehende Personen in Betracht.

Tragen Sie bitte in diesen Vordruck nur nahestehende Personen ein, die nicht zugleich Feststellungsbeteiligte
sind.

® Die nahestehenden Personen sind fortlaufend zu nummerieren. Auf diese Nummer wird in den anderen Anla-
gen Bezug genommen.

® Einzutragen sind hier Personengesellschaften und Mitunternehmerschaften, die selbst nahestehende Person
zu den Feststellungsbeteiligten sind (vergleiche § 7 Absatz 3 Satz 2 AStG).

® Eine der steuerpflichtigen Person nahestehende Person ist nicht zwingend unbeschrankt steuerpflichtig. Bitte

tragen Sie hier — sofern vorhanden — eine inlandische Steuernummer ein.

@ bis @ frei
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Anlage Erwb

Anlage zu erweitert beschrankt steuerpflichtigen Feststellungsbeteiligten

Die Anlage Erwb dient zusammen mit dem Hauptvordruck und der Anlage FB-ASt dazu, bei Feststellungsbetei-
ligten, die Personen im Sinne des § 2 AStG sind (erweitert beschrankt steuerpflichtige Personen), die Hohe der
ihnen nach § 5 AStG zuzurechnenden Einkiinfte bzw. der ihnen zuzurechnenden Vermdgenswerte der Zwi-
schengesellschaft festzustellen.

Eintragungen sind entweder in Zeile 5 oder in Zeile 6 vorzunehmen. Bestehen die zu berlcksichtigenden Ein- ®
kiinften aus passivem Erwerb der Gesellschaft nur aus Einkiinften mit Kapitalanlagecharakter im Sinne des
§ 13 AStG, filllen Sie bitte nur Zeile 6 aus.
Erlauterungen und Unterlagen hierzu tibermitteln Sie bitte auf gesonderter Anlage. @
Ubertragen Sie bitte diesen Betrag in Zeile 157 der Anlage FB-ASt. ®
Ubertragen Sie bitte diesen Betrag in Zeile 161 der Anlage FB-ASt. ®
Im Zweifelsfall geben Sie bitte auf einer gesonderten Anlage den gesamten Gewinn der Kommanditgesellschaft ©
des im Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft endenden Wirtschaftsjahrs der Kommanditgesellschaft und
den auf die Zwischengesellschaft entfallenden Gewinnanteil an.

O bis @ frei

Anlage MT

Anlage zur Geltendmachung des Motivtests nach § 8 Absatz 2 AStG (gegebenenfalls in Verbindung mit § 13 Absatz 4 AStG)

Dieser Vordruck ermdglicht den Nachweis, dass der Motivtest nach § 8 Absatz 2 AStG erfillt ist und zwar fur
einzelne Tatigkeiten in den Fallen, in denen die auslandische Gesellschaft aus mehreren Tatigkeiten (Zwi-
schen-)Einkunfte erzielt und der Motivtest nicht in Bezug auf jede dieser Tatigkeiten in Form einer Anzeige ge-
fuhrt werden kann. Der Nachweis ist tatigkeitsbezogen zu fihren.

Einzelheiten hierzu ergeben sich aus Tz. 8.3.2 bis 8.3.4 AEAStG 2023.

()

Falls Sie hier eine ,2“ eingetragen haben, erlautern Sie dies bitte gesondert.

6

Zu der fur den Motivtest nach § 8 Absatz 2 AStG erforderlichen sachlichen Ausstattung gehdren vor allem tatig-
keitsadaquate Raumlichkeiten einschliefllich des Zubehdrs und des Inventars sowie sonstige Vermdgenswerte,
welche die jeweilige wirtschaftliche Tatigkeit erfordert. Sie ist nur dann gegeben, wenn die auslandische Gesell-
schaft durch deren Einsatz in der Lage ist, die angestrebten wirtschaftlichen Funktionen selbstandig auszu-
Uben. Nicht ausreichend ist beispielsweise das blofRe Vorhalten von Blrordumlichkeiten bzw. eine nur geringfu-
gige Wahrnehmung von Funktionen, insbesondere, wenn die Wahrnehmung dieser Funktionen nicht ortsgebun-
den ist (vergleiche Rn. 446 und 447 AEAStG 2023). Bitte reichen Sie die Angaben auf einer gesonderten Anla-
ge ein.

®

Erlautern Sie bitte den Tatigkeitsumfang und die Qualifikation der Arbeithehmer auf einer gesonderten Anlage
und fliigen Sie entsprechende Nachweise als Anlage bei (vergleiche Rn. 449 und 450 AEAStG 2023).

Reichen Sie bitte Erlauterungen zur Qualifikation der Geschéaftsfliihrung auf einer gesonderten Anlage ein und
fugen Sie entsprechende Nachweise als Anlage bei (vergleiche Rn. 449 AEAStG 2023).

Falls Sie hier eine ,1“ eingetragen haben, machen Sie bitte Angaben zu dem weiteren Geschéaftsbetrieb bzw.
der weiteren Betriebsstatte in den Zeilen 30 bis 35 und fligen Sie Erlauterungen hierzu als gesonderte Anlage
bei.

Flgen Sie bitte Erlauterungen und Nachweise zur wesentlichen wirtschaftlichen Tatigkeit im Sitz- oder Ge-
schaftsleitungsstaat der auslandischen Gesellschaft als Anlage bei (vergleiche Rn. 440 bis 442 AEAStG 2023).

Zur Beachtung des Fremdvergleichsgrundsatzes vergleiche Tz. 8.2.4.2 AEAStG 2023.
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1) Dritte sind auch nahestehende Personen (vergleiche Tz. 8.2.5 AEAStG 2023). Unter Nummer 3 fallen naheste-
hende Personen nur dann, wenn die wesentliche wirtschaftliche Tatigkeit nicht im Sitzstaat der Gesellschaft
bzw. im gleichen Staat ausgefihrt wird.

D Zum Merkmal der Teilnahme am Markt des Sitz- oder Geschéaftsleitungsstaats der auslandischen Gesellschaft
vergleiche Tz. 8.1.4.3.1 AEAStG 2023.

D Der Begriff ,Geschaftsbetrieb” ist nicht gleichzusetzen mit dem ,eingerichteten wirtschaftlichen Geschaftsbe-
trieb” im Sinne des § 8 Absatz 1 AStG. Anzugeben ist der Ort, an dem die sachliche Ausstattung (tatigkeitsad-
aquate Raumlichkeiten) im Sinne des § 8 Absatz 2 AStG vorgehalten werden.

Abkurzungsverzeichnis
(Soweit im Text nicht gesondert vermerkt, bezeichnen die Abkiirzungen die Gesetze in der jeweils aktuellen Fassung)

AEAStG 2023 = BMF-Schreiben vom 22.12.2023, Grundsatze zur Anwendung des AuRensteuergesetzes,
BStBI 2023 Sondernummer 1

AStG = AuRRensteuergesetz

AO = Abgabenordnung

EStG = Einkommensteuergesetz

InvStG = Investmentsteuergesetz

KStG = Koérperschaftsteuergesetz

StAbwG = Steueroasen-Abwehrgesetz

DBA = Doppelbesteuerungsabkommen

a. F. = alte Fassung = in der bis zum 30.06.2021 geltenden Fassung
Rn. = Randnummer/Randnummern

Tz. = Textziffer/Textziffern
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Anlage FB-ASt

Angaben zum Feststellungsbeteiligten

Allgemeine Angaben zur Zwischengesellschaft

Feststellungsjahr

Steuernummer

Name der Zwischengesellschaft

Angaben zum Feststellungsbeteiligten

Nummer des Feststellungsbeteiligten — Hinweis: Die Nummer ist einmalig zu vergeben und beizubehalten. @

1 =Korperschaft

Bei dem Feststellungsbeteiligten handelt es sich um eine 2= e [Ferem

1=Unbeschrankte Steuerpflicht

ot 2 = Beschrankte Steuerpflicht
ArtdenStetrpfiichtimililand @ 3 = Erweiterte beschrankte Steuerpflicht im Sinne des §§ 2, 5 AStG

Bei beschrankter Steuerpflicht laut Zeile 6: Die Beteiligung ist einer inlandischen, gewerblich tatigen Betriebsstatte 1=Ja
des Feststellungsbeteiligten zuzuordnen.

Anrede

1=Herr
2=Frau
3=Firma

Namenszeile 1

Namenszeile 2

Stralle Hausnummer Hausnummernzusatz

Adresserganzung

Postleitzahl (Inland) | Ort (Inland)

Postleitzahl (Ausland)| Ort (Ausland)

Staat
Steuernummer des Feststellungsbeteiligten @ Bisherige Steuernummer des Feststellungsbeteiligten
L1 1 1 1 | I 1 1 ] 1 1 I 1 1 L1 I I |
Geburtsdatum Identifikationsnummer (natirliche Person)
| | | | 11 | | | | | | | | | | |
Handelsregisternummer Wirtschafts-ldentifikationsnummer

Angaben zu weiteren Feststellungsbeteiligten

Feststellungsbeteiligte(r) ist nahestehend zu einem weiteren Feststellungsbeteiligten. Bitte geben Sie die
Nummer des weiteren Feststellungsbeteiligten an. Bitte fligen Sie weitere Unterlagen, zum Beispiel Konzern-
verzeichnis, Organigramm bei.

- Juni 2024 -
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Feststellungsbeteiligte(r) ist nahestehend zu einem weiteren Feststellungsbeteiligten. Bitte geben Sie die
Nummer des weiteren Feststellungsbeteiligten an. Bitte fligen Sie weitere Unterlagen, zum Beispiel Konzern-
verzeichnis, Organigramm bei.

Angaben zu weiteren nahestehenden Personen

Feststellungsbeteiligte(r) ist nahestehend zu einer in der Anlage NaP aufgefiihrten Person. Bitte geben Sie
die laufende Nummer der nahestehenden Person an. Bitte fiigen Sie weitere Unterlagen, zum Beispiel Kon-
zernverzeichnis, Organigramm bei.

Feststellungsbeteiligte(r) ist nahestehend zu einer in der Anlage NaP aufgefihrten Person. Bitte geben Sie
die laufende Nummer der nahestehenden Person an. Bitte fligen Sie weitere Unterlagen, zum Beispiel Kon-
zernverzeichnis, Organigramm bei.

Angaben zur Beteiligung

1=Ja
Bestand die Beteiligung zum Ende des ersten Wirtschaftsjahres, fir das die Feststellungserklarung abgegeben wird? 2 =Nein
Bestand die Beteiligung zum Ende des zweiten Wirtschaftsjahres, fiir das die Feststellungserklarung abgegeben 1=Ja
wird? 2=Nein

Unmittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft

Die Beteiligung gehort zum

1 =Betriebsvermdgen
2 = Privatvermdgen

Betriebssteuernummer des Feststellungsbeteiligten, falls abweichend zu Zeile 16

Beginn des ersten Wirtschaftsjah- Ende des ersten Wirtschaftsjah-

res des Feststellungsbeteiligten | | | L res des Feststellungsbeteiligten | | | | L
Gegebenenfalls Beginn des zwei- Gegebenenfalls Ende des zwei-

ten Wirtschaftsjahres des Fest- ten Wirtschaftsjahres des Fest-

stellungsbeteiligten stellungsbeteiligten

] | ] | L1 1
Angaben zur Beteiligung am Nennkapital, Liquidationserlés, Gewinn und zur Stimmberechtigung an der Zwischengesell-
schaft am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft @ @

EUR in Prozent

Beteiligung am Nennkapital am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft

Stimmrechte am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft

Anspruch am Gewinn im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 3 AStG und § 7 Absatz 2 AStG

Anspruch am Liquidationserlds im Sinne des § 7 Absatz 2 AStG

Mittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft iiber eine Personengesellschaft (1. Angabe)fsoYs]

Folgende Angaben sind vorzunehmen, wenn die die Beteiligung vermittelnde Gesellschaft eine Personengesellschaft ist.

1 =Betriebsvermogen
2 = Privatvermogen

Die Beteiligung an der vermittelnden Gesellschaft (Personengesellschaft) gehort zum @ @

Betriebssteuernummer des Feststellungsbeteiligten, falls abweichend zu Zeile 16

Beginn des ersten Wirtschaftsjah- Ende des ersten Wirtschaftsjah-

res des Feststellungsbeteiligten | | | Lo res des Feststellungsbeteiligten | | | | Lo
Gegebenenfalls Beginn des zwei- Gegebenenfalls Ende des zwei-

ten Wirtschaftsjahres des Fest- ten Wirtschaftsjahres des Fest-

stellungsbeteiligten stellungsbeteiligten

| | | | | I —
Mittelbar beteiligt tber eine nahestehende Personengesellschaft| Laufende Nummer der Anlage NaP

1=Ja
2 =Nein

Mittelbar beteiligt Uber eine andere Personengesellschaft @

1=Ja
2=Nein
Steuernummer der anderen Personengesell-
Name der anderen Personengesellschaft schaft (falls vorhanden)
[N N A Y S A N N S
Sind zwischen der vermittelnden Personengesellschaft und der Zwischengesellschaft weitere Gesellschaften zwi- 1=Ja

schengeschaltet? 2=Nein
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Angaben zu weiteren vermittelnden Personen- und Kapitalgesellschaften @® @

Zwischen der die Beteiligung vermitteInden Personengesellschaft und der Zwischengesellschaft sind weitere Personen- und/oder Ka-
pitalgesellschaften zwischengeschaltet.

Name der ersten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

1 =Korperschaft

Bei der ersten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2= HE g e El

Falls Zeile 42 mit ,Korperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Korperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2 =Nein
Die in Zeile 41 genannte zwischengeschaltete Gesellschaft ist an einer weiteren

Gesellschaft beteiligt. Name der zweiten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

] ] | ] |
1 = Korperschaft

Bei der zweiten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2= FREREg R e EL

Falls Zeile 45 mit ,Korperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Korperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2=Nein
Die in Zeile 44 genannte zwischengeschaltete Gesellschaft ist an einer weiteren

Gesellschaft beteiligt. Name der dritten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

I I I |
1 =Korperschaft

Bei der dritten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2=Personengesellschaft

Falls Zeile 48 mit ,Korperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Korperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2=Nein
Die in Zeile 47 genannte zwischengeschaltete Gesellschaft ist an einer weiteren

Gesellschaft beteiligt. Name der vierten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

1 =Korperschaft

Bei der vierten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine aslieisonengeselizchat

Falls Zeile 51 mit ,Kérperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Korperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2=Nein

Aufteilung des Gewinns an der Personengesellschaft nach eingezahltem oder gezeichnetem Kapital am Ende des Wirt-
schaftsjahres der Zwischengesellschaft @

EUR in Prozent

Beteiligung am eingezahlten Kapital der Personengesellschaft am Ende des Wirtschaftsjahres
der Zwischengesellschaft

Beteiligung am gezeichneten Kapital der Personengesellschaft am Ende des Wirtschaftsjah-
res der Zwischengesellschaft

Aufteilung des Gewinns an der Personengesellschaft nach Bruchteilen am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesell-
schaft

in Prozent

Zahler L Nenner L

Angaben uber die Beteiligung und Gewinnverteilung der vermittelnden Personengesellschaft an der Zwischengesellschaft
am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft @

EUR in Prozent

Beteiligung am Nennkapital am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft

Stimmrechte am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft

Anspruch am Gewinn im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 3 AStG und § 7 Absatz 2 AStG

Anspruch am Liquidationserlés im Sinne des § 7 Absatz 2 AStG

Mittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft iiber eine Personengesellschaft (2. Angabe)fsoYs]

1 = Betriebsvermégen
Die Beteiligung an der vermittelnden Gesellschaft (Personengesellschaft) gehért zum @ @ 2= Privatvermogen
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Betriebssteuernummer des Feststellungsbeteiligten, falls abweichend zu Zeile 16

Beginn des ersten Wirtschaftsjah- Ende des ersten Wirtschaftsjah-

res des Feststellungsbeteiligten | | | | L res des Feststellungsbeteiligten | | | | L
Gegebenenfalls Beginn des zwei- Gegebenenfalls Ende des zwei-

ten Wirtschaftsjahres des Fest- ten Wirtschaftsjahres des Fest-

stellungsbeteiligten stellungsbeteiligten

Mittelbar beteiligt Uber eine nahestehende Personengesellschaft| Laufende Nummer der Anlage NaP

1=Ja
2 =Nein

Mittelbar beteiligt Uber eine andere Personengesellschaft @

1=Ja
2=Nein
Steuernummer der anderen Personengesell-
Name der anderen Personengesellschaft schaft (falls vorhanden)
L1 1 1 L1 I 1 1 L1
Sind zwischen der vermittelnden Personengesellschaft und der Zwischengesellschaft weitere Gesellschaften zwi- 1=Ja
schengeschaltet? 2=Nein

Angaben zu weiteren vermittelnden Personen- und Kapitalgesellschaften @ @

Zwischen der die Beteiligung vermittelnden Personengesellschaft und der Zwischengesellschaft sind weitere Personen- und/oder Ka-
pitalgesellschaften zwischengeschaltet.

Name der ersten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

L1 1
1 =Korperschaft

Bei der ersten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2SBersonengeselischat

Falls Zeile 69 mit ,Kérperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Kérperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2=Nein
Die in Zeile 68 genannte zwischengeschaltete Gesellschaft ist an einer weiteren

Gesellschaft beteiligt. Name der zweiten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

1 =Korperschaft

Bei der zweiten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2elieionengesellizchatt

Falls Zeile 72 mit ,Kérperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Korperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2=Nein
Die in Zeile 71 genannte zwischengeschaltete Gesellschaft ist an einer weiteren

Gesellschaft beteiligt. Name der dritten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

L1 1 1 1
1 =Korperschaft

Bei der dritten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2=Personengesellschaft

Falls Zeile 75 mit ,Korperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Korperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2=Nein
Die in Zeile 74 genannte zwischengeschaltete Gesellschaft ist an einer weiteren

Gesellschaft beteiligt. Name der vierten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

L1 1 |
1 =Korperschaft

Bei der vierten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2=Personengesellschaft

Falls Zeile 78 mit ,Korperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Kérperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2=Nein

Aufteilung des Gewinns an der Personengesellschaft nach eingezahltem oder gezeichnetem Kapital am Ende des Wirt-
schaftsjahres der Zwischengesellschaft @

EUR in Prozent

Beteiligung am eingezahlten Kapital der Personengesellschaft am Ende des Wirtschaftsjahres
der Zwischengesellschaft

Beteiligung am gezeichneten Kapital der Personengesellschaft am Ende des Wirtschaftsjah-
res der Zwischengesellschaft
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82

83

84
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90
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92
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94

95

96

97

98

99

100

101

Aufteilung des Gewinns an der Personengesellschaft nach Bruchteilen am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesell-
schaft

in Prozent

Zahler Loy Nenner Lo

Angaben liber die Beteiligung und Gewinnverteilung der vermitteinden Personengesellschaft an der Zwischengesellschaft
am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft @
EUR in Prozent

Beteiligung am Nennkapital am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft

Stimmrechte am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft

Anspruch am Gewinn im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 3 AStG und § 7 Absatz 2 AStG

Anspruch am Liquidationserlés im Sinne des § 7 Absatz 2 AStG
Mittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft liber eine Kapitalgesellschaft (1. Angabe)ffc:YesYes)

Folgende Angaben sind vorzunehmen, wenn die die Beteiligung vermittelnde Gesellschaft eine Kapitalgesellschaft ist.

1 =Betriebsvermdgen

Die Beteiligung an der vermittelnden Gesellschaft (Kapitalgesellschaft) gehort zum 7= R R e

Betriebssteuernummer des Feststellungsbeteiligten, falls abweichend zu Zeile 16

Beginn des ersten Wirtschaftsjah- Ende des ersten Wirtschaftsjah-
res des Feststellungsbeteiligten | | | | R res des Feststellungsbeteiligten | | | | L
Gegebenenfalls Beginn des zwei- Gegebenenfalls Ende des zwei-
ten Wirtschaftsjahres des Fest- ten Wirtschaftsjahres des Fest-
stellungsbeteiligten | | | | L stellungsbeteiligten | | | | L
Mittelbar beteiligt Gber einen weiteren Feststellungsbeteilig- | Laufende Nummer der Anlage FB-ASt des weiteren Feststellungsbetei-
ten ligten

1=Ja

2=Nein Ll
Mittelbar beteiligt Uber eine nahestehende Person, die kein
Feststellungsbeteiligter ist Laufende Nummer der Anlage NaP

1=Ja

2=Nein Lol

Mittelbar beteiligt Uber eine andere Kapitalgesellschaft @

1=Ja
2=Nein
Steuernummer der anderen Kapitalgesellschaft
Name der anderen Kapitalgesellschaft (falls vorhanden)
I I I Y [ e O O I O I |
Die Beteiligung vermitteInde Gesellschaft ist eine Zwischengesellschaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 1=Ja
AStG 2=Nein
Sind zwischen der vermittelnden Kapitalgesellschaft und der Zwischengesellschaft weitere Gesellschaften zwischen- 1=Ja
geschaltet? 2 =Nein

Angaben zu weiteren vermittelnden Personen- und Kapitalgesellschaften @ @ @

Zwischen der die Beteiligung vermittelnden Kapitalgesellschaft und der Zwischengesellschaft sind weitere Personen- und/oder Kapi-
talgesellschaften zwischengeschaltet.

Name der ersten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

] ] ] ]
1 =Korperschaft

Bei der ersten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine = R e e

Falls Zeile 98 mit ,Korperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Korperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2 =Nein
Die in Zeile 97 genannte zwischengeschaltete Gesellschaft ist an einer weiteren

Gesellschaft beteiligt. Name der zweiten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

] ] | ]
1 =Korperschaft

Bei der zweiten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2= FE g s e El
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Falls Zeile 101 mit ,Korperschaft‘ beantwortet ist: Bei dieser Korperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell-
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG

1=Ja
2 =Nein

Die in Zeile 100 genannte zwischengeschaltete Gesellschaft ist an einer weiteren

Gesellschaft beteiligt. Name der dritten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

1 =Korperschaft

Bei der dritten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2= e R el EL

Falls Zeile 104 mit ,Korperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Korperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell-
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG

1=Ja
2 =Nein

Die in Zeile 103 genannte zwischengeschaltete Gesellschaft ist an einer weiteren

Gesellschaft beteiligt. Name der vierten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

1 =Korperschaft

Bei der vierten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2= e R e EL

Falls Zeile 107 mit ,Korperschaft‘ beantwortet ist: Bei dieser Korperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell-
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG

1=Ja
2=Nein

Angaben zur Beteiligung am Nennkapital, Liquidationserlos, Gewinn und zur Stimmberechtigung an der vermittelnden Ge-
sellschaft am Ende des Wirtschaftsjahrs der Zwischengesellschaft @

EUR in Prozent

Beteiligung am Nennkapital an der vermittelnden Gesellschaft am Ende des Wirtschaftsjahres
der Zwischengesellschaft

Stimmrechte an der vermittelnden Gesellschaft am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischen-
gesellschaft

Anspruch am Gewinn an der vermittelnden Gesellschaft im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 3
AStG und § 7 Absatz 2 AStG

Anspruch am Liquidationserlés an der vermittelnden Gesellschaft im Sinne des § 7 Absatz 2
AStG

Angaben zur Beteiligung am Nennkapital, Liquidationserlés, Gewinn und zur Stimmberechtigung an der Zwischengesell-
schaft am Ende des Wirtschaftsjahrs der Zwischengesellschaft @

in Prozent

Beteiligung am Nennkapital an der Zwischengesellschaft am Ende des Wirtschaftsjahres der
Zwischengesellschaft

Stimmrechte an der Zwischengesellschaft am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischenge-
sellschaft

Anspruch am Gewinn an der Zwischengesellschaft im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 3 AStG
und § 7 Absatz 2 AStG

Anspruch am Liquidationserlés an der Zwischengesellschaft im Sinne des § 7 Absatz 2 AStG

Mittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft iiber eine Kapitalgesellschaft (2. Angabe)ls:Yes)eo}

Folgende Angaben sind vorzunehmen, wenn die die Beteiligung vermittelnde Gesellschaft eine Kapitalgesellschaft ist.

1 =Betriebsvermdgen

Die Beteiligung an der vermittelnden Gesellschaft (Kapitalgesellschaft) gehort zum 2= T R e

Betriebssteuernummer des Feststellungsbeteiligten, falls abweichend zu Zeile 16

Beginn des ersten Wirtschaftsjah-
res des Feststellungsbeteiligten

Ende des ersten Wirtschaftsjah-
res des Feststellungsbeteiligten

Gegebenenfalls Beginn des zwei-
ten Wirtschaftsjahres des Fest-
stellungsbeteiligten

Gegebenenfalls Ende des zwei-
ten Wirtschaftsjahres des Fest-
stellungsbeteiligten

Mittelbar beteiligt Gber einen weiteren Feststellungsbeteilig-
ten

1=Ja
2 =Nein

Laufende Nummer der Anlage FB-ASt des weiteren Feststellungsbetei-

ligten

Mittelbar beteiligt GUber eine nahestehende Person, die kein
Feststellungsbeteiligter ist

1=Ja
2 =Nein

Laufende Nummer der Anlage NaP

Mittelbar beteiligt Uber eine andere Kapitalgesellschaft @

1=Ja
2 =Nein
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Steuernummer der anderen Kapitalgesellschaft
Name der anderen Kapitalgesellschaft (falls vorhanden)
L1 1 1 I 1 1 I 1 1 ]
Die Beteiligung vermittelnde Gesellschaft ist eine Zwischengesellschaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 1=Ja
AStG 2=Nein
Sind zwischen der vermittelnden Kapitalgesellschaft und der Zwischengesellschaft weitere Gesellschaften zwischen- 1=Ja
geschaltet? 2 =Nein

Angaben zu weiteren vermitteInden Personen- und Kapitalgesellschaften @ @ @

Zwischen der die Beteiligung vermittelnden Kapitalgesellschaft und der Zwischengesellschaft sind weitere Personen- und/oder Kapi-
talgesellschaften zwischengeschaltet.

Name der ersten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

L1 1 1 1
1 =Korperschaft

Bei der ersten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2slieisonengeselizchat

Falls Zeile 128 mit ,Koérperschaft” beantwortet ist: Bei dieser Kérperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2=Nein
Die in Zeile 127 genannte zwischengeschaltete Gesellschaft ist an einer weiteren

Gesellschaft beteiligt. Name der zweiten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

11 |
1 =Korperschaft

Bei der zweiten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2 =Personengesellschaft

Falls Zeile 131 mit ,Koérperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Kérperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2=Nein
Die in Zeile 130 genannte zwischengeschaltete Gesellschaft ist an einer weiteren

Gesellschaft beteiligt. Name der dritten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

[ L1
1 =Korperschaft

Bei der dritten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2=Personengesellschaft

Falls Zeile 134 mit ,Korperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Kérperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2=Nein
Die in Zeile 133 genannte zwischengeschaltete Gesellschaft ist an einer weiteren

Gesellschaft beteiligt. Name der vierten zwischengeschalteten Gesellschaft Steuernummer (falls vorhanden)

] ] ] ] ]
1 =Korperschaft

Bei der vierten zwischengeschalteten Gesellschaft handelt es sich um eine 2= Personengesellschaft

Falls Zeile 137 mit ,Kdrperschaft® beantwortet ist: Bei dieser Kérperschaft handelt es sich um eine Zwischengesell- 1=Ja
schaft im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG 2=Nein

Angaben zur Beteiligung am Nennkapital, Liquidationserlos, Gewinn und zur Stimmberechtigung an der vermittelnden Ge-
sellschaft am Ende des Wirtschaftsjahrs der Zwischengesellschaft @
EUR in Prozent

Beteiligung am Nennkapital an der vermitteInden Gesellschaft am Ende des Wirtschaftsjahres
der Zwischengesellschaft

Stimmrechte an der vermittelnden Gesellschaft am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischen-
gesellschaft

Anspruch am Gewinn an der vermitteInden Gesellschaft im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 3
AStG und § 7 Absatz 2 AStG

Anspruch am Liquidationserlos an der vermittelnden Gesellschaft im Sinne des § 7 Absatz 2
AStG

Angaben zur Beteiligung am Nennkapital, Liquidationserlés, Gewinn und zur Stimmberechtigung an der Zwischengesell-
schaft am Ende des Wirtschaftsjahrs der Zwischengesellschaft @

in Prozent

Beteiligung am Nennkapital an der Zwischengesellschaft am Ende des Wirtschaftsjahres der
Zwischengesellschaft

Stimmrechte an der Zwischengesellschaft am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischenge-
sellschaft

Anspruch am Gewinn an der Zwischengesellschaft im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 3 AStG
und § 7 Absatz 2 AStG
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Anspruch am Liquidationserlds an der Zwischengesellschaft im Sinne des § 7 Absatz 2 AStG

Hohe der Beherrschung und der Hinzurechnung

Hohe der Beherrschung @

Hinzurechnungsbetrag nach § 7 Absatz 1 AStG in Verbindung mit § 10 Absatz 1 AStG (Betrag laut Zeile 52
des Hauptvordrucks multipliziert mit dem Prozentsatz laut Zeile 150; der Betrag kann nicht negativ werden, in
diesem Fall betragt er 0 €)

in Prozent
Der Feststellungsbeteiligte beherrscht die Zwischengesellschaft nach § 7 Absatz 2 AStG entweder allein oder
gemeinsam mit nahestehenden Personen mit einer Quote von
Hohe der Hinzurechnungsquote @

in Prozent
Beteiligung am Nennkapital bzw. des Gewinns im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 1 AStG (gesamt)
Auszunehmende mittelbare Beteiligung(en) nach § 7 Absatz 1 Satz 2 AStG — Bitte erlautern Sie dies auf einer
gesonderten Anlage und fligen Sie entsprechende Nachweise bei. @
Auf den Feststellungsbeteiligten entfallt ein Anteil am Gesamtergebnis von (Hinzurechnungsquote)
Hohe der Beteiligung und Hinzurechnungsquote bei Kapitalanlagegesellschaften

in Prozent
Der Feststellungsbeteiligte ist an der Kapitalanlagegesellschaft nach § 13 Absatz 1 AStG unmittelbar beteiligt
mit einer Quote von
Der Feststellungsbeteiligte ist an der Kapitalanlagegesellschaft nach § 13 Absatz 1 AStG mittelbar beteiligt
mit einer Quote von
Auszunehmende mittelbare Beteiligung/en nach § 13 Absatz 1 Satz 2 AStG in Verbindung mit § 7 Absatz 1
SatzéAStG — Bitte erlautern Sie dies auf einer gesonderten Anlage und fligen Sie entsprechende Nachweise
bei.
Auf den Feststellungsbeteiligten entfallt ein Anteil an den Gesamteinkiinften mit Kapitalanlagecharakter nach
§ 13 Absatz 2 AStG von (Hinzurechnungsquote)
Hinzurechnungsbetrag nach § 10 AStG

EUR

Hinzurechnungsbetrag nach § 13 Absatz 1 AStG (Betrag laut Zeile 53 des Hauptvordrucks multipliziert mit
dem Prozentsatz laut Zeile 154; der Betrag kann nicht negativ werden, in diesem Fall betragt er 0 €) @®

Zurechnungsbetrag nach § 5 AStG (vergleiche Zeile 9 Anlage Erwb; der Betrag kann nicht negativ werden, in
diesem Fall betragt er 0 €)@

Anrechnung von Steuern nach § 12 AStG

Steuern nach § 12 Absatz 1 AStG (Betrag laut Zeile 73 des Hauptvordrucks multipliziert mit dem Prozentsatz
laut Zeile 150 oder Zeile 154)

Steuern nach § 12 Absatz 2 AStG (Betrag laut Zeile 77 des Hauptvordrucks multipliziert mit dem Prozentsatz
laut Zeile 150 oder Zeile 154)

Steuern nach § 12 Absatz 1 AStG in der bis zum 30.06.2021 glltigen Fassung in Verbindung mit § 21 Absatz
4 Satz 3 AStG (Betrag laut Zeile 81 des Hauptvordrucks multipliziert mit dem Prozentsatz laut Zeile 150 oder
Zeile 154)

Anrechenbare Steuern in Féllen der Zurechnung des § 5 AStG (vergleiche Zeile 13 der Anlage Erwb) @

Hinzurechnungskorrekturvolumens:I77}

Bitte tragen Sie die auf den Feststellungsbeteiligten bezogenen Gesamtsummen ein.

Am 31.12. des Vorjahres verbleibendes Hinzurechnungskorrekturvolumen @

Dazu: Hinzurechnungsbetrag, der im laufenden Veranlagungszeitraum der Besteuerung unterliegt @

Fir Bezliige/Gewinne maximal verbleibendes Hinzurechnungskorrekturvolumen (Zeile 162 + Zeile 163)

Aufteilung des Hinzurechnungskorrekturvolumensfso}

gungsketten.

der Zwischengesellschaftffs1]s1]

Auf die unmittelbare und/oder mittelbar ausschlieflich tber Personengesellschaft(en) gehaltene Beteiligung
an der Zwischengesellschaft entfallende Hinzurechnungsquote @

Bitte ermitteln Sie das Hinzurechnungskorrekturvolumen bei Vorliegen verschiedener Beteiligungsstrange getrennt nach den Beteili-

Unmittelbare und/oder mittelbar ausschlieBlich iiber Personengesellschaft(en) gehaltene Beteiligung an

in Prozent
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166

EUR
Fir Bezlige/Gewinne maximal verbleibendes anteiliges Hinzurechnungskorrekturvolumen zum 31.12. des

Vorjahres @ @

167

Dazu: Anteiliger Hinzurechnungsbetrag, der im laufenden Veranlagungszeitraum der Besteuerung unterliegt

168

Zwischensumme aus Zeile 166 und Zeile 167

169

170

171

172

173

174

175

176

177

178

179

180

181

182

183

184

185

186

187

188

189

190

191

1. Bezug nach § 11 Absatz 1 Satz 1 AStG oder Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG aus der unmittelbaren Beteiligung an der Zwi-
schengesellschaft und/oder mittelbar ausschlieBlich iliber eine Personengesellschaft gehaltenen Beteiligung an der Zwi-

schengesellschaft @

1 =die unmittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft

Bezug/Gewinn wird bezogen tiber 2 =die vermittelnde Beteiligung einer Personengesellschaft an der Zwischengesellschaft

Name der vermittelnden Personengesellschaft @ Steuernummer (falls vorhanden)

[N S A [ S N N N |
Handelt es sich um eine auslandische Personengesellschaft oder um eine inlandische Personengesellschaft mit aus- 1=Ja
landischer Betriebsstatte 2=Nein
Falls Zeile 171 mit ,Ja“ beantwortet wurde: Ist der Bezug/Gewinn einer auslandischen Betriebsstatte dieser Perso- 1=Ja
nengesellschaft zuzuordnen 2 =Nein
Ist der Bezug/Gewinn einer ausléndischen Betriebsstéatte des Feststellungsbeteiligten und/oder einer auslandischen 1=Ja
Betriebsstatte einer anderen Personengesellschaft in der Beteiligungskette zuzuordnen @ 2 =Nein

1=Bezuge im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 AStG
2 =Gewinne im Sinne des § 11 Absatz 4 AStG

Art des Vorgangs

MaRgebendes Datum fir die steuerliche Datum des Beschlus-

Erfassung | | | | L ses/der Veraufierung | | | | L
Umrechnungskurs

Umrechnungskurs am | | | | L von

Die Zwischengesellschaft ist selbst unmittelbar oder mittelbar an einer Zwischengesellschaft im Sinne des § 7 Absatz 1=Ja

1 oder § 13 Absatz 1 AStG beteiligt 2=Nein

Falls Zeile 177 mit ,Ja“ beantwortet ist, ist der Bezug/Gewinn anteilig anzugeben. Bitte Erlauterungen auf ge-
sonderter Anlage beifligen. Auf die Beteiligung an der Zwischengesellschatft, fiir die diese Feststellungserkla-
rung abgegeben wird, entfallt ein Prozentsatz in Hohe von @

EUR

Laufender Bezug nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 176, gegebenen-
falls anteilig laut Zeile 178)

Bezug nach § 20 Absatz 1 Nummer 3 oder 3a EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 176, gegebenenfalls
anteilig laut Zeile 178)

Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 176, gegebenenfalls anteilig laut Zeile
178)

Zwischensumme des Hinzurechnungskorrekturvolumens nach Beriicksichtigung dieses Bezugs/Gewinns @

2. Bezug nach § 11 Absatz 1 Satz 1 AStG oder Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG aus der unmittelbaren Beteiligung an der Zwi-
schengesellschaft und/oder mittelbar ausschlieBlich iliber eine Personengesellschaft gehaltenen Beteiligung an der Zwi-

schengesellschaft @

1 =die unmittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft
2 =die vermittelnde Beteiligung einer Personengesellschaft an der Zwischengesellschaft

Bezug/Gewinn wird bezogen uber
Name der vermittelnden Personengesellschaft @ Steuernummer (falls vorhanden)

| [ S Y [ U A A N NN N —
Handelt es sich um eine auslandische Personengesellschaft oder um eine inlandische Personengesellschaft mit aus- 1=Ja
landischer Betriebsstatte 2=Nein
Falls Zeile 185 mit ,Ja“ beantwortet wurde: Ist der Bezug/Gewinn einer auslandischen Betriebsstatte dieser Perso- 1=Ja
nengesellschaft zuzuordnen 2 =Nein
Ist der Bezug/Gewinn einer auslandischen Betriebsstatte des Feststellungsbeteiligten und/oder einer auslandischen 1=Ja
Betriebsstatte einer anderen Personengesellschaft in der Beteiligungskette zuzuordnen @ 2 =Nein

1=Bezlige im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 AStG
2 =Gewinne im Sinne des § 11 Absatz 4 AStG

Art des Vorgangs

MaRgebendes Datum fiir die steuerliche Datum des Beschlus-

Erfassung | | | | L ses/der VerauRerung | | | | L
Umrechnungskurs

Umrechnungskurs am | | | | Lo von

Die Zwischengesellschaft ist selbst unmittelbar oder mittelbar an einer Zwischengesellschaft im Sinne des § 7 Absatz 1=Ja

1 oder § 13 Absatz 1 AStG beteiligt 2=Nein
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Falls Zeile 191 mit ,Ja“ beantwortet ist, ist der Bezug/Gewinn anteilig anzugeben. Bitte Erlauterungen auf ge-
sonderter Anlage beifiigen. Auf die Beteiligung an der Zwischengesellschaft, fir die diese Feststellungserkla-
rung abgegeben wird, entfallt ein Prozentsatz in Hohe von @

EUR

Laufender Bezug nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 190, gegebenen-
falls anteilig laut Zeile 192)

Bezug nach § 20 Absatz 1 Nummer 3 oder 3a EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 190, gegebenenfalls
anteilig laut Zeile 192)

Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 190, gegebenenfalls anteilig laut Zeile
192

Zwischensumme des Hinzurechnungskorrekturvolumens nach Bericksichtigung dieses Bezugs/Gewinns @

Verbleibendes Hinzurechnungskorrekturvolumen aus der unmittelbaren und/oder mittelbar ausschlieBlich liber Personenge-
sellschaft(en) gehaltenen Beteiligung an der Zwischengesellschaft nach Abzug der Beziige/Gewinne

Verbleibendes Hinzurechnungskorrekturvolumen nach Abzug der Beziige/Gewinne (Teilbetrag) @

Mittelbar liber eine Kapitalgesellschaft gehaltene Beteiligung an der Zwischengesellschaft (ausschiitten
de Kapitalgesellschaft) (1. Angabe)jo]

Name der ausschuttenden Gesellschaft @ Steuernummer (falls vorhanden)

in Prozent

Auf die Uber diese Kapitalgesellschaft mittelbar gehaltene Beteiligung an der Zwischengesellschaft entfallen-
de Hinzurechnungsquote&

EUR
Fir Bezlige/Gewinne maximal verbleibendes anteiliges Hinzurechnungskorrekturvolumen zum 31.12. des

Vorjahres @ @

Dazu: Anteiliger Hinzurechnungsbetrag, der im laufenden Veranlagungszeitraum der Besteuerung unterliegt

Zwischensumme aus Zeile 200 und Zeile 201

1. Bezug nach § 11 Absatz 1 AStG oder Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG aus der mittelbar uiber eine Kapitalgesellschaft ge-
haltenen Beteiligung @

Der Bezug/Gewinn wird Uber eine der ausschiittenden Kapitalgesellschaft vorgeschaltete Personengesellschaft be- 1=Ja
zogen @ 2=Nein
Falls Zeile 203 mit ,,Ja“ beantwortet wird, Name der vorgeschalteten Personenge-
sellschaft @ Steuernummer (falls vorhanden)

] ] | 1| | ] | | ] | ]
Handelt es sich um eine auslandische Personengesellschaft oder um eine inlandische Personengesellschaft mit aus- 1=Ja
landischer Betriebsstatte 2=Nein
Falls Zeile 205 mit ,Ja“ beantwortet wurde: Ist der Bezug/Gewinn einer auslandischen Betriebsstatte dieser Perso- 1=Ja
nengesellschaft zuzuordnen 2 =Nein
Ist der Bezug/Gewinn einer auslandischen Betriebsstatte des Feststellungsbeteiligten und/oder einer auslandischen 1=Ja
Betriebsstatte einer anderen Personengesellschaft in der Beteiligungskette zuzuordnen 2 =Nein

1=Bezlge im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 AStG
2=Gewinne im Sinne des § 11 Absatz 4 AStG

Art des Vorgangs

MaRgebendes Datum fir die steuerliche Datum des Beschlus-

Erfassung | | | | Loy ses/der VerauRRerung | | | | Lo
Umrechnungskurs

Umrechnungskurs am | | | | Lo von

Die ausschuttende Gesellschaft vermittelt nur eine Beteiligung an einer Zwischengesellschaft im Sinne des § 7 Ab- 1=Ja

satz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG @ 2 =Nein

Falls Zeile 211 mit ,Nein“ beantwortet oder die ausschiittende Gesellschaft selbst eine Zwischengesellschaft
im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG ist, ist der Bezug/Gewinn anteilig anzugeben. Bitte Erlau-
terungen auf gesonderter Anlage beifigen. Auf die Beteiligung an der Zwischengesellschaft, fur die diese
Feststellungserklarung abgegeben wird, entfallt ein Prozentsatz in Hohe von @

EUR

Laufender Bezug nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 210, gegebenen-
falls anteilig laut Zeile 212)

Beziige nach § 20 Absatz 1 Nummer 3 oder 3a EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 210, gegebenenfalls
anteilig laut Zeile 212)

Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 210, gegebenenfalls anteilig laut Zeile
212
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234
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Finanzamt -11 -

EUR
Zwischensumme des Hinzurechnungskorrekturvolumens nach Abzug des oben genannten Bezugs/Gewinns

2. Bezug nach § 11 Absatz 1 AStG oder Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG aus der mittelbar liber eine Kapitalgesellschaft ge-
haltenen Beteiligung @

Der Bezug/Gewinn wird Uber eine der ausschiittenden Kapitalgesellschaft vorgeschaltete Personengesellschaft be- 1=Ja
zogen @ 2=Nein
Falls Zeile 217 mit ,Ja“ beantwortet wird, Name der vorgeschalteten Personenge-
sellschaft @ Steuernummer (falls vorhanden)

I I I Y [ e O O I O I |
Handelt es sich um eine auslandische Personengesellschaft oder um eine inlandische Personengesellschaft mit aus- 1=Ja
landischer Betriebsstatte 2=Nein
Falls Zeile 219 mit ,Ja“ beantwortet wurde: Ist der Bezug/Gewinn einer auslandischen Betriebsstatte dieser Perso- 1=Ja
nengesellschaft zuzuordnen 2 =Nein
Ist der Bezug/Gewinn einer ausléndischen Betriebsstéatte des Feststellungsbeteiligten und/oder einer auslandischen 1=Ja
Betriebsstatte einer anderen Personengesellschaft in der Beteiligungskette zuzuordnen @ 2 =Nein

1=Bezlge im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 AStG
2 =Gewinne im Sinne des § 11 Absatz 4 AStG

Art des Vorgangs

MaRgebendes Datum fir die steuerliche Datum des Beschlus-

Erfassung | | | | L ses/der VerauRerung | | | | Lo
Umrechnungskurs

Umrechnungskurs am | | | | Lo von

Die ausschuttende Gesellschaft vermittelt nur eine Beteiligung an einer Zwischengesellschaft im Sinne des § 7 Ab- 1=Ja

satz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG @ 2 =Nein

Falls Zeile 225 mit ,Nein“ beantwortet oder die ausschuittende Gesellschaft selbst eine Zwischengesellschaft
im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG ist, ist der Bezug/Gewinn anteilig anzugeben. Bitte Erlau-
terungen auf gesonderter Anlage beifiigen. Auf die Beteiligung an der Zwischengesellschaft, fur die diese
Feststellungserklarung abgegeben wird, entfallt ein Prozentsatz in Hohe von @

EUR

Laufender Bezug nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 224, gegebenen-
falls anteilig laut Zeile 226)

Beziige nach § 20 Absatz 1 Nummer 3 oder 3a EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 224, gegebenenfalls
anteilig laut Zeile 226)

Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 224, gegebenenfalls anteilig laut Zeile
226

Zwischensumme des Hinzurechnungskorrekturvolumens nach Abzug des oben genannten Bezugs/Gewinns

Verbleibendes Hinzurechnungskorrekturvolumen aus der mittelbar liber eine Kapitalgesellschaft gehaltenen Beteiligung an
der Zwischengesellschaft nach Abzug der Beziige

Verbleibendes Hinzurechnungskorrekturvolumen nach Abzug der Beziige/Gewinne (Teilbetrag) @

Mittelbar liber eine Kapitalgesellschaft gehaltene Beteiligung an der Zwischengesellschaft (ausschiitten
de Kapitalgesellschaft) (2. Angabe)fo]

Name der ausschittenden Gesellschaft @ Steuernummer (falls vorhanden)

in Prozent

Auf die Uber diese Kapitalgesellschaft mittelbar gehaltene Beteiligung an der Zwischengesellschaft entfallen-
de Hinzurechnungsquote&

EUR
Fir Bezliige/Gewinne maximal verbleibendes anteiliges Hinzurechnungskorrekturvolumen zum 31.12. des

Vorjahres @ @

Dazu: Anteiliger Hinzurechnungsbetrag, der im laufenden Veranlagungszeitraum der Besteuerung unterliegt

Zwischensumme aus Zeile 234 und Zeile 235

1. Bezug nach § 11 Absatz 1 AStG oder Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG aus der mittelbar liber eine Kapitalgesellschaft ge-
haltenen Beteiligung @®

Der Bezug/Gewinn wird Uber eine der ausschittenden Kapitalgesellschaft vorgeschaltete Personengesellschaft be- 1=Ja
zogen @ 2=Nein
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Finanzamt -12 -

Falls Zeile 237 mit ,Ja“ beantwortet wird, Name der vorgeschalteten Personenge-
sellschaft @ Steuernummer (falls vorhanden)

[N N A [ I U M N N N |
Handelt es sich um eine auslandische Personengesellschaft oder um eine inlandische Personengesellschaft mit aus- 1=Ja
landischer Betriebsstatte 2=Nein
Falls Zeile 239 mit ,Ja“ beantwortet wurde: Ist der Bezug/Gewinn einer auslandischen Betriebsstéatte dieser Perso- 1=Ja
nengesellschaft zuzuordnen 2=Nein
Ist der Bezug/Gewinn einer auslandischen Betriebsstatte des Feststellungsbeteiligten und/oder einer auslandischen 1=Ja
Betriebsstatte einer anderen Personengesellschaft in der Beteiligungskette zuzuordnen 2 =Nein

1=Bezige im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 AStG
Art des Vorgangs 2=Gewinne im Sinne des § 11 Absatz 4 AStG
MaRgebendes Datum fur die steuerliche Datum des Beschlus-
Erfassung | | | | L ses/der Veraufierung | | | | L
Umrechnungskurs

Umrechnungskurs am | | | | Loy von
Die ausschuttende Gesellschaft vermittelt nur eine Beteiligung an einer Zwischengesellschaft im Sinne des § 7 Ab- 1=Ja
satz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG @ 2 =Nein

Falls Zeile 245 mit ,Nein“ beantwortet oder die ausschuittende Gesellschaft selbst eine Zwischengesellschaft
im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG ist, ist der Bezug/Gewinn anteilig anzugeben. Bitte Erlau-
terungen auf gesonderter Anlage beifligen. Auf die Beteiligung an der Zwischengesellschaft, fur die diese
Feststellungserklarung abgegeben wird, entfallt ein Prozentsatz in Hohe von @

EUR

Laufender Bezug nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 244, gegebenen-
falls anteilig laut Zeile 246)

Bezlige nach § 20 Absatz 1 Nummer 3 oder 3a EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 244, gegebenenfalls
anteilig laut Zeile 246)

Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 244, gegebenenfalls anteilig laut Zeile

Zwischensumme des Hinzurechnungskorrekturvolumens nach Abzug des oben genannten Bezugs/Gewinns

2. Bezug nach § 11 Absatz 1 AStG oder Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG aus der mittelbar liber eine Kapitalgesellschaft ge-
haltenen Beteiligung @

Der Bezug/Gewinn wird Uber eine der ausschiittenden Kapitalgesellschaft vorgeschaltete Personengesellschaft be- 1=Ja
zogen @ 2=Nein
Falls Zeile 217 mit ,Ja“ beantwortet wird, Name der vorgeschalteten Personenge-
sellschaft @ Steuernummer (falls vorhanden)

] ] | 1| | ] | | ] | ]
Handelt es sich um eine auslandische Personengesellschaft oder um eine inlandische Personengesellschaft mit aus- 1=Ja
landischer Betriebsstatte 2=Nein
Falls Zeile 219 mit ,Ja“ beantwortet wurde: Ist der Bezug/Gewinn einer auslandischen Betriebsstatte dieser Perso- 1=Ja
nengesellschaft zuzuordnen 2 =Nein
Ist der Bezug/Gewinn einer auslandischen Betriebsstatte des Feststellungsbeteiligten und/oder einer auslandischen 1=Ja
Betriebsstatte einer anderen Personengesellschaft in der Beteiligungskette zuzuordnen 2 =Nein

1=Bezlige im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 AStG
2=Gewinne im Sinne des § 11 Absatz 4 AStG

Art des Vorgangs

MaRgebendes Datum fir die steuerliche Datum des Beschlus-

Erfassung | | | | Loy ses/der VerauRRerung | | | | Lo
Umrechnungskurs

Umrechnungskurs am | | | | Lo von

Die ausschuttende Gesellschaft vermittelt nur eine Beteiligung an einer Zwischengesellschaft im Sinne des § 7 Ab- 1=Ja

satz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG @ 2 =Nein

Falls Zeile 225 mit ,Nein“ beantwortet oder die ausschuittende Gesellschaft selbst eine Zwischengesellschaft
im Sinne des § 7 Absatz 1 oder § 13 Absatz 1 AStG ist, ist der Bezug/Gewinn anteilig anzugeben. Bitte Erlau-
terungen auf gesonderter Anlage beifigen. Auf die Beteiligung an der Zwischengesellschaft, fur die diese
Feststellungserklarung abgegeben wird, entfallt ein Prozentsatz in Hohe von @

EUR

Laufender Bezug nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 224, gegebenen-
falls anteilig laut Zeile 226)

Beziige nach § 20 Absatz 1 Nummer 3 oder 3a EStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 224, gegebenenfalls
anteilig laut Zeile 226)

Gewinn nach § 11 Absatz 4 AStG (umgerechnet zum Kurs laut Zeile 224, gegebenenfalls anteilig laut Zeile
226)
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Finanzamt -13-

EUR
Zwischensumme des Hinzurechnungskorrekturvolumens nach Abzug des oben genannten Bezugs/Gewinns

Verbleibendes Hinzurechnungskorrekturvolumen aus der mittelbar iliber eine Kapitalgesellschaft gehaltenen Beteiligung an
der Zwischengesellschaft nach Abzug der Beziige

Verbleibendes Hinzurechnungskorrekturvolumen nach Abzug der Beziige/Gewinne (Teilbetrag) @

Verbleibendes Hinzurechnungskorrekturvolumen

Bitte tragen Sie die auf den Feststellungsbeteiligten bezogene Gesamtsumme ein.

Zum 31.12. des Veranlagungszeitraums verbleibendes Hinzurechnungskorrekturvolumen
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Finanzamt -14 -
Zusammenfassende Darstellung der Besteuerungsgrundlagenjfss]

Feststellungsjahr Steuernummer der Zwischengesellschaft

Name der Zwischengesellschaft

Nummer des Feststellungsbeteiligten laut Zeile 4

Name des Feststellungsbeteiligten

Stralle Hausnummernzusatz

Postleitzahl Ort Staat

in Prozent

Hohe der Hinzurechnungsquote bei einer Beteiligung im Sinne des § 7 Absatz 1 AStG laut Zeile 150

Hohe der Hinzurechnungsquote bei einer Beteiligung im Sinne des § 13 Absatz 1 AStG laut Zeile 154

EUR

Hinzurechnungsbetrag nach § 7 Absatz 1 AStG in Verbindung mit § 10 Absatz 1 AStG laut Zeile 155

Hinzurechnungsbetrag nach § 13 Absatz 1 AStG laut Zeile 156

Zurechnungsbetrag nach § 5 AStG laut Zeile 157

EUR

Steuern nach § 12 Absatz 1 AStG laut Zeile 158

Steuern nach § 12 Absatz 2 AStG laut Zeile 159

Steuern nach § 12 Absatz 1 AStG in der bis zum 30.06.2021 gultigen Fassung in Verbindung mit § 21 Ab-
satz 4 Satz 3 AStG laut Zeile 160

Anrechenbare Steuern in Fallen der Zurechnung des § 5 AStG laut Zeile 161

EUR
Auf die unmittelbare und/oder mittelbar ausschlieflich tiber Personengesellschaft(en) gehaltene Beteiligung

an der Zwischengesellschaft entfallendes anteiliges Hinzurechnungskorrekturvolumen zum 31.12. des Veran-
lagungszeitraums (vgl. Zeile 168)

Mittelbar Uber eine Kapitalgesellschaft gehaltene Beteiligung an der Zwischengesellschaft (ausschiittende Kapitalgesellschaft) — 1. An-
gabe: Name dieser Kapitalgesellschaft {@

EUR

Auf die in Zeile 283 genannte Kapitalgesellschaft als vermittelnde Gesellschaft entfallendes Hinzurechnungs-
korrekturvolumen zum 31.12. des Veranlagungszeitraums

Mittelbar Uber eine Kapitalgesellschaft gehaltene Beteiligung an der Zwischengesellschaft (ausschiittende Kapitalgesellschaft) — 2. An-
gabe: Name dieser Kapitalgesellschaft

EUR

Auf die in Zeile 285 genannte Kapitalgesellschaft als vermittelnde Gesellschaft entfallendes Hinzurechnungs-
korrekturvolumen zum 31.12. des Veranlagungszeitraums

EUR

Gesamtsumme des verbleibenden Hinzurechnungskorrekturvolumens zum 31.12. des Veranlagungszeit-
raums laut Zeile 266
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Angaben zu nahestehenden Personen

Anlage NaP

Allgemein

Feststellungsjahr

Steuernummer der Zwischengesellschaft

Name der Zwischengesellschaft

Angaben zu nahestehenden Personen

Laufende Nummer der nahestehenden Person &

Steuernummer der nahestehenden Person &

Bisherige Steuernummer der nahestehenden Person @

Natiirliche Person

Anrede

1=Herr
2=Frau

Vorname Name

Stralle

Hausnummer Hausnummernzusatz

Adresserganzung

Postleitzahl (Inland)

Ort (Inland)

Postleitzahl (Ausland)

Ort (Ausland)

Staat

Geburtsdatum

Identifikationsnummer

Juristische Person

Namenszeile 1

Namenszeile 2

Stralle

Hausnummer Hausnummernzusatz

Adresserganzung

- Juni 2024 -
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34

35

36
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Postleitzahl (Inland)

Ort (Inland)

Postleitzahl (Ausland)

Ort (Ausland)

Staat

Griindungsdatum

Handelsregisternummer

Wirtschaftsidentifikationsnummer

Personengesellschaft &
Namenszeile 1

Namenszeile 2

Stralke

Hausnummer

Hausnummernzusatz

Adresserganzung

Postleitzahl (Inland)

Ort (Inland)

Postleitzahl (Ausland)

Ort (Ausland)

Staat

Grundungsdatum

Handelsregisternummer

Wirtschaftsidentifikationsnummer

Angaben zur Beteiligung an der Zwischengesellschaft

Anteile zum Ende des ersten Wirtschaftsjahres (Hauptvordruck Zeile 3), fir das die Feststellungserklarung

abgegeben wird

Betrag oder Prozent

Anteile zum Ende des zweiten Wirtschaftsjahres (Hauptvordruck Zeile 4), fur das die Feststellungserklarung

abgegeben wird

Unmittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft

Erwerb/VerauBerung

MaRgebendes Datum des Erwerbs

Erworbene/verauRerte Anteile (verauBerte Anteile bitte mit negativem Vorzeichen eintragen)
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Angaben zur Beteiligung am Nennkapital, Liquidationserlés, Gewinn und zur Stimmberechtigung an der Zwischengesell-
schaft am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft
EUR in Prozent

Beteiligung am Nennkapital am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft

Stimmrechte am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft

Anspruch am Gewinn im Sinne des § 7 Absatz 2 AStG

Anspruch am Liquidationserlos im Sinne des § 7 Absatz 2 AStG

Mittelbare Beteiligung an der Zwischengesellschaft
Mittelbar beteiligt tiber

Erwerb/VerauBerung

MaRgebendes Datum des Erwerbs

Erworbene/veraulerte Anteile (verauerte Anteile mit negativem Vorzeichen eintragen)

Angaben zur Beteiligung am Nennkapital, Liquidationserlés, Gewinn und zur Stimmberechtigung an der Zwischengesell-
schaft am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft
EUR in Prozent

Beteiligung am Nennkapital am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft

Stimmrechte am Ende des Wirtschaftsjahres der Zwischengesellschaft

Anspruch am Gewinn im Sinne des § 7 Absatz 2 AStG

Anspruch am Liquidationserlos im Sinne des § 7 Absatz 2 AStG

Nahestehendes Verhaltnis im Sinne des § 1 Absatz 2 AStG

Nahestehendes Verhaltnis besteht zu dem Feststellungsbeteiligten mit der Nummer der Anlage FB-ASt

Das nahestehende Verhaltnis wird begriindet gemaR (Bitte fiigen Sie entsprechende Unterlagen, insbesondere Konzernverzeichnis,
Organigramm, Treuhandvertrag, bei)

1=§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) AStG

1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b) AStG

1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AStG

1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a) gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 2 AStG
1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b) gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 2 AStG
1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe c) gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 2 AStG
1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 AStG

7 Absatz 4 Satz 1 AStG

7

2
&
4
5
6
7
8
9 Absatz 4 Satz 2 AStG

§
§
§
§
§
§
§
§
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Anlage Erwb

Angaben zu erweitert beschrankt steuerpflichtigen
Feststellungsbeteiligten

Allgemein

Feststellungsjahr

Steuernummer der Zwischengesellschaft

Name der Zwischengesellschaft

Nummer des Feststellungsbeteiligten laut Anlage FB-ASt

Angaben liber die Einkiinfte, fur die die Gesellschaft Zwischengesellschaft ist
EUR

Nach § 7 AStG zu berticksichtigende passive Einkiinfte laut Zeile 52 des Hauptvordrucks @

Nach § 13 AStG maRgebende passive Einkulnfte laut Zeile 53 des Hauptvordrucks @

davon ab: Auslandische Einkinfte im Sinne des § 34d EStG @

Einklnfte der Zwischengesellschaft flir Zwecke der Zurechnung nach § 5 AStG

Zurechnungsbetrag nach § 5 AStG (Betrag laut Zeile 8 multipliziert mit dem Prozentsatz laut Zeile 150 oder
Zeile 154 der Anlage FB-ASt; der Betrag kann nicht negativ werden, in diesem Fall betragt er 0 €) &

Anrechenbare Steuern

Steuern nach § 12 Absatz 1 AStG (Betrag laut Zeile 73 des Hauptvordrucks multipliziert mit dem Prozentsatz
laut Zeile 150 oder Zeile 154 der Anlage FB-ASt)

Steuern nach § 12 Absatz 2 AStG (Betrag laut Zeile 77 des Hauptvordrucks multipliziert mit dem Prozentsatz
laut Zeile 150 oder Zeile 154 der Anlage FB-ASt)

davon ab: anrechenbare Steuern, soweit diese auf auslandische Einklnfte im Sinne des § 34d EStG entfallen

Summe der anrechenbaren Steuern &

Angaben liber die wirtschaftlichen Interessen der Zwischengesellschaft im Geltungsbereich des AuBen
steuergesetzes

Mafgebend sind die Verhaltnisse zu Beginn des Veranlagungszeitraums, in dem das Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft endet,
fur das die Feststellungserklarung gilt.

Inldndische Betriebe/Betriebstatten der Zwischengesellschaft
Bezeichnung des Betriebs/der Betriebsstatte

Ort der Geschaftsleitung

Zustandiges Finanzamt Steuernummer

in Prozent

Hohe der Gewinnbeteiligung

Zwischengesellschaft als Kommanditistin einer inlandischen Gesellschaft
Name der Gesellschaft

- Juni 2024 -
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Ort der Geschaftsleitung

Zustandiges Finanzamt

Steuernummer

Hohe der Gewinnbeteiligung @

in Prozent

Zwischengesellschaft als Mitunternehmerin einer inldndischen Personengesellschaft @

Name der Personengesellschaft

Ort der Geschaftsleitung

Zustandiges Finanzamt

Steuernummer

Hohe der Gewinnbeteiligung

in Prozent

Beteiligung der Zwischengesellschaft an einer inldndischen Kapitalgesellschaft

Name der Kapitalgesellschaft

Ort der Geschaftsleitung

Zustandiges Finanzamt

Steuernummer

Hoéhe der Beteiligung

in Prozent
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Anlage MTo
Geltendmachung des Motivtests nach § 8 Absatz 2 AStG

(gegebenenfalls in Verbindung mit § 13 Absatz 4 AStG)

Allgemein

Feststellungsjahr

Steuernummer der Zwischengesellschaft

Name der Zwischengesellschaft

Beteiligung an einer ausldndischen Gesellschaftif>11}

Der Motivtest ist ausgeschlossen fir auslandische Gesellschaften, die weder Sitz noch Geschaftsleitung in einem EU- oder EWR-
Staat haben. In Fallen des § 13 Absatz 4 Satz 1 AStG ist der Motivtest jedoch auch mdglich, wenn die Kapitalanlagegesellschaft ihren
Sitz oder ihre Geschéaftsleitung in einem Drittstaat hat. Flr auslandische Gesellschaften, die in einem nicht kooperativen Steuerho-
heitsgebiet ansassig sind, ist der Motivtest grundsatzlich ausgeschlossen (siehe § 9 StAbwG).

Allgemeine Angaben

1=Ja
Befindet sich ein Geschaftsbetrieb an der in den Zeilen 11 bis 14 des Hauptvordrucks angegebenen Adresse? @b @ 2 =Nein
Falls die Zeile 4 mit ,Nein“ beantwortet wurde, geben Sie bitte die Adresse des Geschaftsbetriebs an.
Telefonnummer
Verfugt die Gesellschaft tiber einen Tele- 1=Ja
fonanschluss? 2=Nein
L1 1 1 1 1 L1 L1 1 L1 1 L1 1
Name der Domain
Verflugt die Gesellschaft Uber einen eige- 1=Ja
nen Internetauftritt? 2=Nein
GroRe in Quadratmetern
Stehen die Raumlichkeiten zur alleinigen 1=Ja
Verfiigung? 212) 2=Nein | |\ | | | | 1
Bitte machen Sie hier weitere Angaben zur sachlichen Ausstattung (insbesondere Raumlichkeiten, Vermogenswerte). &P
Anzahl der Arbeitnehmer der Gesellschaft (ohne Geschaftsfihrung/Aufsichtsrat) Ll g 1
Bitte machen Sie hier weitere Angaben zu den Arbeitnehmern (Tatigkeitsumfang/Qualifikation). @0
Angaben zur Geschiftsfiihrung
Anrede
1=Herr
2=Frau
3=Firma
Namenszeile 1
Namenszeile 2
Stralle Hausnummer Hausnummernzusatz

Postleitzahl (Inland) Ort (Inland)

- Juni 2024 -





17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

32

33

34

35

Postleitzahl (Ausland)

Ort (Ausland)

Staat

Hohe der Vergltungen im Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft EUR
1=Ja
Die Tatigkeit wird fur diese Gesellschaft in Vollzeit ausgelbt. 2=Nein
Bitte machen Sie hier genaue Angaben zur Qualifikation fiir diese Tatigkeit und figen Sie Nachweise bei. @D
Angaben zum Aufsichtsrat
Anrede
1=Herr
2=Frau
Name Vorname
Stralle Hausnummer Hausnummerzusatz
| L1

Postleitzahl (Inland) Ort (Inland)
Postleitzahl (Ausland) Ort (Ausland)
Staat

. . . . . . EUR
Hohe der Vergutungen im Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft
Geschiftsbetriebe/Betriebsstattenjzi13z21)

- . . . 1=Ja

Werden mehrere Geschéftsbetriebe/Betriebsstatten unterhalten? @b 2 =Nein
Bezeichnung des Geschaftsbetriebs/der Betriebstatte
Strale Hausnummer Hausnummernzusatz

Postleitzahl (Inland)

Ort (Inland)

Postleitzahl (Ausland)

Ort (Ausland)

Staat

Steuernummer






3

[}

37

38

39

40

41

42

43

44

45

46

47

48

49

50

Angaben zum Tatigkeitsbereich der Gesellschaft

Erstmalige Aufnahme der Tatigkeit am

Art der Tatigkeit

1=Land- und Forstwirtschaft
2 = Gewerbliche Herstellung, Gewinnung und Verarbeitung oder Montage, Exploration
3 =Kredit-/Finanzinstitut oder Versicherungsunternehmen
4 =Handel
5= Uberlassung von Rechten, Planen, Mustern, Erfahrungen und Erkenntnissen
6 = Vermietung und Verpachtung von Grundstticken
7 =Vermietung und Verpachtung von beweglichen Sachen
8 = Finanzierung
9 =Verwaltung
10 = Dienstleistung, soweit nicht von anderen Nummern umfasst
11 = Holdingtatigkeit
12 = Tatigkeit im Sinne des § 13 Absatz 2 AStG
13 = Sonstiges

Bitte beschreiben Sie die Tatigkeit genau.

Die Tatigkeit ist einer Betriebstatte zuzuordnen. Bitte geben Sie die Bezeichnung der Betriebsstatte an.

Steuernummer
1=Ja

Fir die Tatigkeit ist eine beschrankte Steuerpflicht gegeben. 2 =Nein I R

Bei der Ausfiihrung der Tatigkeit wirkt eine steuerpflichtige Person im Sinne des § 7 AStG oder eine ihr nahestehen- 1=Ja
de Person mit. 2=Nein
Von einer steuerpflichtigen Person im Sinne des § 7 AStG wurden fir die Tatigkeit Arbeithnehmer an die auslandische 1=z
Gesellschaft entsandt. 2=Nein
Angaben zur wesentlichen wirtschaftlichen Tatigkeit

Fur die Tatigkeit wird einer wesentlichen wirtschaftlichen Tatigkeit in dem Staat nachgegangen, in dem sich der 1=Ja
Sitz/Ort der Geschéftsleitung befindet (bitte fligen Sie Nachweise und Erlduterungen bei). & 2=Nein
Falls Zeile 43 mit ,Ja“ beantwortet wurde: Die Einkinfte wurden durch die wesentliche wirtschaftliche Tatigkeit erzielt 1=Ja
und sind ihr zuzuordnen. 2=Nein
Falls Zeile 43 mit ,Ja“ beantwortet wurde: Der Fremdvergleichsgrundsatz wurde fiir die Ermittlung dieser Einkiinfte 1=Ja
beachtet. @D 2 =Nein
Es erfolgt eine dauerhafte Teilnahme am Markt des Sitz- oder Geschéaftsleitungsstaats der auslandischen Gesell- 1=Ja
schaft. 2=Nein

Die wesentliche wirtschaftliche Tatigkeit wird Gberwiegend ausgefiihrt @

1 =selbstandig und eigenverantwortlich
2 =durch nahestehende Personen im Sitzstaat der Gesellschaft/im gleichen Staat
3 =durch Dritte

Anzahl der Arbeitnehmer flr diese Tatigkeit (ohne Geschaftsfuhrung/Aufsichtsrat)

davon: Gesellschafter

Qualifikation der Arbeitnehmer (Bitte machen Sie hier genaue Angaben und fiigen Sie Nachweise bei) @






1"

Anzeige — Eingangsstempel —

nach § 18 Absatz 3 Satz 2 AStG zur Geltendmachung, dass
der Motivtest nach § 8 Absatz 2 AStG (gegebenenfalls in
Verbindung mit § 13 Absatz 4 AStG) erfiillt ist

Beteiligung an einer ausldndischen Gesellschaft

Der Motivtest ist ausgeschlossen fiir auslandische Gesellschaften, die weder Sitz noch Geschéftsleitung in einem
EU- oder EWR-Staat haben. In Féllen des § 13 Absatz 4 Satz 1 AStG ist der Motivtest jedoch auch méglich, wenn
die Kapitalanlagegesellschaft ihren Sitz oder ihre Geschéftsleitung in einem Drittstaat hat. Fiir auslandische Ge-
sellschaften, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansassig sind, ist der Motivtest grundsatzlich
ausgeschlossen (siehe § 9 StAbwG und Textziffer 8.3.3 der Grundsétze zur Anwendung des AuBensteuergesetzes
vom 22.12.2023, BStBI | 2023, Sondernummer 1/2023).

In den Fillen, in denen die auslandische Gesellschaft aus mehreren Tatigkeiten Zwischeneinkiinfte erzielt und
nicht in Bezug auf jede dieser Tatigkeiten geltend gemacht wird, dass der Motivtest nach § 8 Absatz 2 AStG erfiillt
ist, kann der Motivtest nicht in Form einer Anzeige gefiihrt werden. In diesen Féllen und in den Féllen des § 9
StAbwG ist eine Erklarung zur gesonderten — und einheitlichen — Feststellung nach § 18 Absatz 3 Satz 1 AStG ab-
zugeben.

An das Finanzamt

Steuernummer (falls vorhanden)

Feststellungsjahr

Beginn des (ersten) Wirtschafts- Ende des (ersten) Wirtschafts-

jahres, fiir das die Anzeige abge- jahres, fiir das die Anzeige abge-

geben wird | | | | Lo geben wird | | | | Lo
Beginn des zweiten Wirtschafts-

jahres, fiir das die Anzeige abge- Ende des zweiten Wirtschaftsjah-

geben wird (bei mehreren Wirt- res, fur das die Anzeige abgege-

schaftsjahren, die im gleichen ben wird (bei mehreren Wirt-

Kalenderjahr enden, ist das schaftsjahren, die im gleichen

zweite Wirtschaftsjahr anzuge- Kalenderjahr enden, ist das zwei-

ben) te Wirtschaftsjahr anzugeben) | | L

Allgemeine Angaben zur Zwischengesellschaft (nachfolgend als Gesellschaft bezeichnet)

Name der Gesellschaft, fiir die die Anzeige abgegeben wird

Rechtsform

Strale Hausnummer Hausnummernzusatz
] | [ |

Adresserganzung Postfach

Postleitzahl Ort

Ort der Geschaftsleitung nach § 10 AO Staat

Ort des Sitzes nach § 11 AO Staat

Die Gesellschaft ist optierende Gesellschaft im Sinne des § 1a KStG. U=k

- Juni 2024 -






14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

32

33

Allgemeine Angaben

Zeilen 8 bis 10 angegebenen Adresse?

Befindet sich ein Geschaftsbetrieb (tatigkeitsadaquate Raumlichkeiten im Sinne des § 8 Absatz 2 AStG) an der in den 1=Ja

2 =Nein

Falls Zeile 14 mit ,Nein“ beantwortet wurde, geben Sie bitte die Adresse des Geschaftsbetriebs an.

Verfugt die Gesellschaft Gber einen Telefonanschluss? Telefonnummer

1=Ja
2 =Nein

Verfugt die Gesellschaft Uber einen eigenen Internetauftritt? Domain

1=Ja
2=Nein

Stehen die Raumlichkeiten zur alleinigen Verfugung? GroRe in Quadratmetern

1=Ja
2 =Nein

Bitte machen Sie hier weitere Angaben zur sachlichen Ausstattung (insbesondere Raumlichkeiten, Vermogenswerte).

Anzahl der Arbeitnehmer der Gesellschaft (ohne Geschaftsfihrung/Aufsichtsrat)

Bitte machen Sie hier weitere Angaben zu den Arbeitnehmern (Tatigkeitsumfang, Qualifikation etc.).

Angaben zur Geschaftsfiihrung

Anrede

1=Herr
2=Frau
3 =Firma

Namenszeile 1 Namenszeile 2

Stralke Hausnummer

Hausnummernzusatz

Adresserganzung

Postleitzahl (Inland) [ Ort (Inland)

Postleitzahl (Ausland) Ort (Ausland)

Staat

Hoéhe der Vergutungen im Wirtschaftsjahr der Gesellschaft

EUR

Die Tatigkeit wird fur diese Gesellschaft in Vollzeit ausgetibt.

1=Ja
2 =Nein

Bitte machen Sie hier genaue Angaben zur Qualifikation flr diese Tatigkeit und fiigen Sie Nachweise bei.

Angaben zum Aufsichtsrat

Anrede

1=Herr
2 =Frau

Name Vorname






34

35

36

37

38

39

40

41

42

43

44

45

46

47

Strale

Hausnummer

Hausnummernzusatz

Adresserganzung

Postleitzahl (Inland)

Ort (Inland)

Postleitzahl (Ausland

Ort (Ausland)

Staat

Geschiftsbetrieb/Betriebsstatte

Werden mehrere Geschaftsbetriebe/Betriebsstatten unterhalten?

Hohe der Vergutungen im Wirtschaftsjahr der Gesellschaft

EUR

1=Ja
2=Nein

Bezeichnung des Geschaftsbetriebs/der Betriebsstatte

Strale

Hausnummer

Hausnummernzusatz

Adresserganzung

Postleitzahl (Inland)

Ort (Inland)

Postleitzahl (Ausland

Ort (Ausland)

Staat

Steuernummer






48

49

50

51

52

53

54

55

56

57

58

59

Angaben zu den Beteiligten (1. Angabe

Nummer des Beteiligten — Hinweis: Nummer ist einmalig zu vergeben und fir den Beteiligten beizubehalten.

Anrede

1=Herr
2=Frau
3=Firma

Namenszeile 1

Namenszeile 2

Stralle

Hausnummer

Hausnummernzusatz

Adresserganzung

Postleitzahl (Inland) | Ort (Inland)

Postleitzahl (Ausland)| Ort (Ausland)

Staat

Steuernummer des Beteiligten

Bisherige Steuernummer des Beteiligten

Geburtsdatum

Identifikationsnummer

Handelsregisternummer

Wirtschaftsidentifikationsnummer






60

61

62

63

64

65

66

67

68

69

70

72

73

74

75

76

77

78

79

Angaben zu den Beteiligten (2. Angabe)

Nummer des Beteiligten — Hinweis: Nummer ist einmalig zu vergeben und fiir den Beteiligten beizubehalten.

Anrede

1=Herr
2=Frau
3=Firma

Namenszeile 1

Namenszeile 2

Stralle Hausnummer Hausnummernzusatz
] L1

Adresserganzung

Postleitzahl (Inland) | Ort (Inland)

Postleitzahl (Ausland)| Ort (Ausland)

Staat

Steuernummer des Beteiligten

Bisherige Steuernummer des Beteiligten

Geburtsdatum

Identifikationsnummer

Handelsregisternummer

Wirtschaftsidentifikationsnummer

Angaben zu nahestehenden Personen (1. Angabe)

Nummer der nahestehenden Person

Bei der nahestehenden Person handelt es sich um eine

L1 1 1 1
1 =naturliche Person
2 =Korperschaft
3 = Personengesellschaft

Anrede

1=Herr
2=Frau
3=Firma

Namenszeile 1

Namenszeile 2

Stralke

Hausnummer

Hausnummernzusatz

Adresserganzung

Postleitzahl (Inland) | Ort (Inland)






80

81

82

83

84

85

86

87

88

89

90

91

92

93

94

95

96

97

Postleitzahl (Ausland)| Ort (Ausland)

Staat
Steuernummer der nahestehenden Person Bisherige Steuernummer der nahestehenden Person
I I I I O I I I I I I I T I O I Y SO |
Geburtsdatum Identifikationsnummer
] | | | 1 1 | L1 I 1 1 L1 1 L1
Handelsregisternummer Wirtschaftsidentifikationsnummer
I I I I I O O A Y A B

Nahestehendes Verhaltnis im Sinne des § 1 Absatz 2 AStG

Nahestehendes Verhaltnis besteht zu einem Beteiligten. Bitte geben Sie die laufende Nummer des Beteiligten
an.

Das nahestehende Verhaltnis wird begriindet gemal (Unterlagen, insbesondere Konzernverzeichnis, Organigramm, Treuhandvertrag
sind beizufligen)

§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) AStG

§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b) AStG

§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AStG

§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a) gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 2 AStG
§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b) gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 2 AStG
§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 AStG

§ 7 Absatz 4 Satz 1 AStG

8=§ 7 Absatz 4 Satz 2 AStG

1
2
&
4
5)
6
7

Angaben zu nahestehenden Personen (2. Angabe

Nummer der nahestehenden Person

L1 1 1 1
1 =natirliche Person
2 = Korperschaft

Bei der nahestehenden Person handelt es sich um eine 3 = Personengesellschaft

Anrede

1=Herr
2=Frau
3 =Firma

Namenszeile 1

Namenszeile 2

Stralte Hausnummer Hausnummernzusatz

Adresserganzung

Postleitzahl (Inland) | Ort (Inland)

Postleitzahl (Ausland) Ort (Ausland)

Staat

Steuernummer der nahestehenden Person Bisherige Steuernummer der nahestehenden Person






98

99

100

101

102

103

104

105

106

107

108

109

110

M

112

113

114
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Geburtsdatum Identifikationsnummer

Handelsregisternummer Wirtschaftsidentifikationsnummer

Nahestehendes Verhiltnis im Sinne des § 1 Absatz 2 AStG

Nahestehendes Verhaltnis besteht zu einem Beteiligten. Bitte geben Sie die laufende Nummer des Beteiligten
an.

Das nahestehende Verhaltnis wird begriindet gemaR (Unterlagen, insbesondere Konzernverzeichnis, Organigramm, Treuhandvertrag
sind beizufligen)

1=§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) AStG

2=8§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b) AStG

§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AStG

§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a) gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 2 AStG
§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b) gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 2 AStG
§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 AStG

§ 7 Absatz 4 Satz 1 AStG

8=§ 7 Absatz 4 Satz 2 AStG

Motivtest nach § 8 Absatz 2 AStG (gegebenenfalls in Verbindung mit § 13 Absatz 4 AStG) (1. Angabe)

3
4
5
6
7

Angaben zum Tatigkeitsbereich der Gesellschaft

Erstmalige Aufnahme der Tatigkeit

Art der Tatigkeit

1=Land-und Forstwirtschaft
2 = Gewerbliche Herstellung, Gewinnung, Verarbeitung und Montage, Exploration
3 = Kreditinstitut, Finanzinstitut oder Versicherungsunternehmen
4 = Handel
5 =Uberlassung von Rechten, Planen, Mustern, Verfahren, Erfahrungen und Erkenntnissen
6 = VVermietung und Verpachtung von Grundstticken
7 =Vermietung und Verpachtung von beweglichen Sachen
8 = Finanzierung
9 =Verwaltung
10 = Dienstleistung, soweit nicht von anderen Nummern umfasst
11 = Holdingtatigkeit
12 = Tatigkeit im Sinne des § 13 Absatz 2 AStG
13 = Sonstiges

Bitte beschreiben Sie die Tatigkeit genau.

Die Tatigkeit ist einer Betriebsstatte zuzuordnen. Bitte geben Sie die Bezeichnung der Betriebsstatte an.

Steuernummer
1=Ja

Fir die Tatigkeit ist eine beschrankte Steuerpflicht gegeben. 2=Nein N R R N N N N
Bei der Ausfliihrung der Tatigkeit wirkt eine steuerpflichtige Person im Sinne des § 7 AStG oder eine ihr nahestehen- 1=Ja
de Person mit. 2=Nein
Von einer steuerpflichtigen Person im Sinne des § 7 AStG wurden fur die Tatigkeit Arbeitnehmer an die auslandische 1=Ja
Gesellschaft entsandt. 2=Nein
Angaben zur wesentlichen wirtschaftlichen Tatigkeit
Fir die Tatigkeit wird einer wesentlichen wirtschaftlichen Tatigkeit in dem Staat nachgegangen, in dem sich der 1=Ja
Sitz/Ort der Geschaftsleitung befindet (bitte fligen Sie Nachweise und Erlauterungen bei). 2=Nein
Falls Zeile 109 mit ,Ja“ beantwortet wurde: Die Einkuinfte wurden durch die wesentliche wirtschaftliche Tatigkeit er- 1=Ja
zielt und sind ihr zuzuordnen. 2=Nein

1=Ja
Falls Zeile 109 mit ,Ja“ beantwortet wurde: Der Fremdvergleichsgrundsatz wurde fir diese Einklinfte beachtet. 2=Nein
Es erfolgt eine dauerhafte Teilnahme am Markt des Sitz- oder Geschéftsleitungsstaats der auslandischen Gesell- 1=Ja
schaft. 2=Nein

Die wesentliche wirtschaftliche Tatigkeit wird ausgefihrt

1 =selbstandig und eigenverantwortlich
2 =durch nahestehende Person im Sitzstaat der Gesellschaft/im gleichen Staat
3 = Uberwiegend durch Dritte (zum Beispiel nahestehende Person soweit nicht im Sitzstaat der Gesellschaft/gleichen Staat)

Anzahl der Arbeitnehmer fir diese Tatigkeit (ohne Geschaftsfuhrung/Aufsichtsrat) davon: Gesellschafter






116

117

118

119

120

121

122

123

124

125

126

127

128

129

130

131

132

133

134
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Qualifikation der Arbeitnehmer (bitte machen Sie hier genaue Angaben und fligen Sie Nachweise bei).

Motivtest nach § 8 Absatz 2 AStG (gegebenenfalls in Verbindung mit § 13 Absatz 4 AStG) (2. Angabe)

Angaben zum Tatigkeitsbereich der Gesellschaft

Erstmalige Aufnahme der Tatigkeit

Art der Tatigkeit

1=Land-und Forstwirtschaft
2 = Gewerbliche Herstellung, Gewinnung, Verarbeitung und Montage, Exploration
3 = Kreditinstitut, Finanzinstitut oder Versicherungsunternehmen
4 =Handel
5 = Uberlassung von Rechten, Planen, Mustern, Verfahren, Erfahrungen und Erkenntnissen
6 = Vermietung und Verpachtung von Grundstticken
7 =Vermietung und Verpachtung von beweglichen Sachen
8 = Finanzierung
9 =Verwaltung
10 = Dienstleistung, soweit nicht von anderen Nummern umfasst
11 = Holdingtatigkeit
12 = Tatigkeit im Sinne des § 13 Absatz 2 AStG
13 = Sonstiges

Bitte beschreiben Sie die Tatigkeit genau.

Die Tatigkeit ist einer Betriebsstatte zuzuordnen. Bitte geben Sie die Bezeichnung der Betriebsstatte an.

Steuernummer
1=Ja

Fir die Tatigkeit ist eine beschrankte Steuerpflicht gegeben. 2=Nein I
Bei der Ausfiihrung der Tatigkeit wirkt eine steuerpflichtige Person im Sinne des § 7 AStG oder eine ihr nahestehen- 1=Ja
de Person mit. 2=Nein
Von einer steuerpflichtigen Person im Sinne des § 7 AStG wurden fir die Tatigkeit Arbeitnehmer an die auslandische 1=Ja
Gesellschaft entsandt. 2=Nein
Angaben zur wesentlichen wirtschaftlichen Tatigkeit
Fir die Tatigkeit wird einer wesentlichen wirtschaftlichen Tatigkeit in dem Staat nachgegangen, in dem sich der 1=Ja
Sitz/Ort der Geschaftsleitung befindet (bitte fligen Sie Nachweise und Erlauterungen bei). 2=Nein
Falls Zeile 123 mit ,Ja“ beantwortet wurde: Die Einkiinfte wurden durch die wesentliche wirtschaftliche Tatigkeit er- 1=Ja
zielt und sind ihr zuzuordnen. 2=Nein

1=Ja
Falls Zeile 123 mit ,Ja“ beantwortet wurde: Der Fremdvergleichsgrundsatz wurde fir diese Einkunfte beachtet. 2=Nein
Es erfolgt eine dauerhafte Teilnahme am Markt des Sitz- oder Geschaftsleitungsstaats der auslandischen Gesell- 1=Ja
schaft. 2=Nein

Die wesentliche wirtschaftliche Tatigkeit wird ausgefihrt

1 =selbstandig und eigenverantwortlich
2 =durch nahestehende Person im Sitzstaat der Gesellschaft/im gleichen Staat
3 = Uberwiegend durch Dritte (zum Beispiel nahestehende Person soweit nicht im Sitzstaat der Gesellschaft/gleichen Staat)

Anzahl der Arbeitnehmer fiir diese Tatigkeit (ohne Geschaftsfihrung/Aufsichtsrat) davon: Gesellschafter

Qualifikation der Arbeitnehmer (bitte machen Sie hier genaue Angaben und fligen Sie Nachweise bei).

Folgende Anlagen sind beigefugt

Jahresabschluss nach auslandischem Recht

Konzernverzeichnis/Organigramm

Miet-, Telefon- und Energievertrage

Nachweise Uber die Qualifikation des Personals

Arbeitsvertrage






137

138

139

140

141

142

143

144

145

146

147
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Nachweise und Erlauterungen zur Austibung der wesentlichen wirtschaftlichen Tatigkeit

Gegebenenfalls weitere Anlagen (bitte benennen)

Bei der Anfertigung der Anzeige und der Anlagen hat mitgewirk

Name

Anschrift

Telefonnummer

Benennung eines Empfangsbevoliméchtigten

Anrede
1=Herr
2=Frau
3=Firma

Namenszeile 1 Namenszeile 2

Stralke Hausnummer Hausnummernzusatz

Postleitzahl (Inland) | Ort (Inland)

Telefonnummer

Bestellt

1=zur Wahrnehmung der steuerlichen Pflichten und Rechte als Bevollmachtigter im Sinne des § 80 AO.

2 =zum Empfang von Schriftstiicken als inlandischer Empfangsbevollmachtigter im Sinne des § 123 AO.

3 =zum Empfang von Schriftstlicken als gemeinsamer, von allen Beteiligten bestellter Empfangsbevollmachtigter im Sinne des
§ 183a AO.

Ort Datum

Eigenhandige Unterschrift der Person(en), die fur die Erstellung der Anzeige verantwortlich ist/sind.

Die mit der Anzeige angeforderten Daten werden aufgrund der §§ 90, 93 und 149 AO sowie des § 17 Absatz 1 und des § 18 Absatz 3
AStG erhoben. Das zustandige Finanzamt kann in den Fallen, in denen nach § 8 Absatz 2 AStG (gegebenenfalls in Verbindung mit §
13 Absatz 4 AStG) geltend gemacht wird, dass eine Hinzurechnung unterbleibt, die Abgabe einer Erklarung zur gesonderten Feststel-
lung nach § 18 Absatz 3 Satz 1 AStG verlangen.

Datenschutzhinweis

Informationen Uber die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Steuerverwaltung und tber Ihre Rechte nach der Datenschutz-
Grundverordnung sowie Uber Ihre Ansprechpartner in Datenschutzfragen entnehmen Sie bitte dem allgemeinen Informationsschrei-
ben der Finanzverwaltung. Dieses Informationsschreiben finden Sie unter www.finanzamt.de (unter der Rubrik ,Datenschutz®) oder er-
halten Sie bei Ihrem Finanzamt.




http://www.finanzamt.de/



		Vordrucke zur Anwendung der Hinzurechnungsbesteuerung nach den §§ 7 ff. Außensteuergesetz (AStG), für die Feststellungsjahre ab 2022, die Wirtschaftsjahre der Zwischengesellschaft betreffen, die nach dem 31. Dezember 2021 beginnen
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I.  Anderung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erdrterungen mit den obersten Finanzbehdrden der
Lander wird der Anwendungserlass zur Abgabenordnung (AEAQO) vom 31. Januar 2014
(BStBI 1 S. 290), der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 22. Mérz 2024 (BStBI | S. 694)
geéndert worden ist, wie folgt gedndert:

1. Im AEAO wird folgende Regelung zu § 89a AO eingefiigt:
~AEAO zu § 89%a - Vorabverstandigungsverfahren:
Inhaltstibersicht

1. Er6ffnung des Vorabverstandigungsverfahrens

2. Inhalt und Umfang des Antrags
3. Abschluss oder anderweitige Beendigung des VVorabverstandigungsverfahrens

www.bundesfinanzministerium.de
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4.

Bindungswirkung der VVorabverstdndigungsvereinbarung
Widerruf

Geltungszeitraum und Roll Back

Gebihren

1. Eroffnung des Vorabverstandigungsverfahrens

Zustandigkeiten

1.1.

Zusténdig fiir die Durchfiihrung eines VVorabverstandigungsverfahrens ist das BZSt
als zustédndige Behorde gemal 8§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 FVG in Verbindung mit der
Delegation durch das BMF-Schreiben vom 23. Mai 2022, BStBI | S. 838. Das BZSt
handelt gemé&R 8 89a Abs. 1 Satz 1 AO im Einvernehmen mit der zustandigen
obersten Landesfinanzbehdrde oder der von dieser beauftragten Behérde (zustandige
Landesfinanzbehdrde). Dies gilt fiir die gesamte Dauer des Vorabverstandigungs-
verfahrens (vgl. AEAO zu § 89a, Nr. 1.3, 1.19, 2.3, 2.7, 3.5, 5.1 und 7.3). Ist in
diesem Abschnitt von ,,den Finanzbehorden* die Rede, sind das BZSt und die
zustandige Landesfinanzbehtrde gemeinsam gemeint.

Antragstellung

1.2.

1.3.

1.4.

Das Vorabverstandigungsverfahren bezieht sich auf die steuerliche Beurteilung eines
im Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht verwirklichten Sachverhalts auf
Grundlage anwendbarer DBA mit einem oder mehreren Staaten. Es wird nur unter
den Voraussetzungen des § 89a AO gefuhrt.

In grenziiberschreitenden Féllen, in denen die Auslegung und Anwendung von DBA
in Rede steht, soll das VVorabverstandigungsverfahren nach § 89a AO grundsatzlich
vorrangig gegentber einer verbindlichen Auskunft (8 89 AQ), einer verbindlichen
Zusage (8 204 AO) oder einer Anrufungsauskunft (§ 42e EStG) beantragt werden.
Wird ein Antrag nach § 89, § 204 AO oder § 42e EStG gestellt und kommt nach
summarischer Prufung auch ein VVorabverstandigungsverfahren nach § 89a AO in
Betracht, soll der Antragsteller in der Regel auf das antragsgebundene Vorab-
verstandigungsverfahren verwiesen werden.

Die Entscheidung tiber einen Antrag nach § 89, § 204 AO oder § 42e EStG ist bis
zum Abschluss einer VVorabverstandigungsvereinbarung oder der Ablehnung eines
Vorabverstandigungsverfahrens durch den anderen Staat zurlickzustellen, soweit er
denselben Sachverhalt oder dieselbe Rechtsfrage betrifft. Kommt es mit dem anderen
Staat zum Abschluss einer Vorabverstandigungsvereinbarung, ist ein Antrag nach

8 89, 8 204 AO oder § 42e EStG, der denselben Sachverhalt oder dieselbe Rechts-
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1.5.

1.6.

1.7.

1.8.

1.9.

frage betrifft, mangels berechtigten Interesses abzulehnen. VVor der Ablehnung ist der
Antragsteller auf die Mdglichkeit der Antragsriicknahme hinzuweisen.

Wird die Eréffnung des Vorabverstandigungsverfahrens durch den anderen Staat
abgelehnt, kann — auf Antrag des Steuerpflichtigen — eine verbindliche Auskunft
(8 89 AO), eine verbindliche Zusage (§ 204 AO) oder eine Anrufungsauskunft

(8 42e EStG) in Betracht kommen. Zu Fragen der grenziberschreitenden Gewinn-
abgrenzung und Fragen der Betriebsstattengewinnaufteilung sollen unilateral keine
verbindlichen Auskdinfte erteilt werden.

Gegenstand eines VVorabverstandigungsverfahrens konnen sémtliche Fragen der
Auslegung und Anwendung von DBA sein, die im Zeitpunkt der Antragstellung noch
nicht verwirklichte Sachverhalte betreffen. Damit kommen neben Fragen der
grenziberschreitenden Gewinnabgrenzung zwischen einander nahestehenden
Personen oder der Gewinnzuordnung zu Betriebsstatten weitere Sachverhalte als
Verfahrensgegenstand in Betracht, sofern in diesen Fallen nach dem Recht anderer
beteiligter Staaten Vorabverstandigungsverfahren moglich sind.

Nur Abkommensberechtigte nach dem zwischen den betroffenen Vertragsstaaten
anzuwendenden DBA sind berechtigt, beim BZSt einen Antrag auf Durchfiihrung
eines VVorabverstandigungsverfahrens zu stellen.

Personengesellschaften sind nach Artikel 4 Abs. 1 OECD-MA keine in Deutschland
ansassigen Personen, da sie nicht aufgrund ihres Wohnsitzes, ihres standigen
Aufenthalts oder eines anderen steuerlichen Merkmals steuerpflichtig sind, und
kdnnen daher im Regelfall keine Antrdge auf die Durchflihrung eines Vorab-
verstandigungsverfahrens stellen. Abkommens- und damit antragsberechtigt sind
jedoch Personengesellschaften, die geméaR 8§ 1a KStG zur Korperschaftsbesteuerung
optiert haben. Haben Personengesellschaften nicht zur Kérperschaftsbesteuerung
optiert, ist im Regelfall jeder einzelne Gesellschafter einer Personengesellschaft
abkommensberechtigt, wenn er in einem der Vertragsstaaten ansassig ist. Die
Abkommensberechtigung richtet sich nach dem antragsgegenstéandlichen DBA
(vgl. AEAO zu § 89a, Nr. 1.6). Fur die Mitunternehmer von Personengesellschaften
gilt, insbesondere mit Blick auf die gesonderte und einheitliche Feststellung nach

§ 180 AO, § 89a Abs. 1 Satz 4 AO.

Bei einer ertragsteuerlichen Organschaft ist die Abkommensberechtigung im Sinne
des Artikels 1 Abs. 1 OECD-MA in Bezug auf den Organtrager und die
Organgesellschaft jeweils gesondert nach dem antragsgegenstandlichen DBA zu
priifen. Ein Organtréger geniel3t in Bezug auf die von der Organgesellschaft erzielten
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Abkommensschutz; in den Fallen des § 15 Satz 2 KStG gilt § 89a Abs. 1 Satz 4 AO.
Soweit der Antrag des Organtrégers Geschéftsvorfalle der Organgesellschaft betrifft,
kann sich dieser auf das Abkommen nur berufen, soweit die betreffenden
Geschaftsvorfalle der Organgesellschaft ihn unmittelbar betreffen und bei ihm zu
eigenen Einkinften fuhren. Zur Gebihrenfolge von Antrdgen, die mehrere
Organgesellschaften betreffen, vgl. AEAO zu § 89a, Nr. 7.3.

1.10.  Auch der zum Steuerabzug verpflichtete Arbeitgeber ist berechtigt, einen Antrag auf
Einleitung eines Vorabverstandigungsverfahrens zu stellen (vgl. auch BMF-Schreiben
vom 12. Dezember 2023, BStBI | S. 2179, Rn. 425). Das Antragsrecht eines
abkommensberechtigten Arbeitnehmers bleibt hiervon unberthrt. Betrifft der gleiche
Sachverhalt eine Vielzahl von Arbeitnehmern, ist es ausreichend, wenn der
Arbeitgeber einen zusammengefassten Antrag stellt. Die Bindungswirkung einer
allein vom Arbeitgeber beantragten VVorabverstandigungsvereinbarung erstreckt sich
ausschlieBlich auf das Lohnsteuerabzugsverfahren und nicht auch auf das
Einkommensteuerveranlagungsverfahren der Arbeitnehmer.

1.11. Der Antrag bestimmt den Gegenstand des Verfahrens. Der Antrag hat den genau
bestimmten, im Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht verwirklichten Sachverhalt
sowie den zeitlichen Anwendungsbereich, auf den sich das Vorabverstandigungs-
verfahren beziehen soll, darzustellen (vgl. auch § 89a Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 AO und
AEAO zu § 89a, Nr. 2 ff.). Die Ausfuhrungen im AEAO zu 8 89, Nr. 3.4.2 Satz 2 zu
noch nicht verwirklichten Sachverhalten gelten entsprechend. Bei Dauersachverhalten
ist ein Vorabverstandigungsverfahren maoglich, sofern im Zeitpunkt der Antrag-
stellung noch Dispositionen mdglich sind. Unter den VVoraussetzungen des 8 89a
Abs. 6 Satz 2 und 3 AO kann die Vorabverstandigungsvereinbarung auch auf den
bereits verwirklichten Teil eines Dauersachverhalts angewendet werden
(sog. Roll Back). Ferner kann der Geltungszeitraum der VVorabverstandigungs-
vereinbarung fir Dauersachverhalte mit dem Beginn des antragsgegenstandlichen
Veranlagungszeitraums beginnen (zur Abgrenzung zum Roll Back-Zeitraum
vgl. AEAO zu § 89a, Nr. 6 ff.).

1.12.  Fur die Bestimmung einer angemessenen Geltungsdauer sind u. a. die folgenden
Gesichtspunkte zu berucksichtigen:

e die Dauerhaftigkeit und Stabilitat der erfassten Geschaftsbeziehungen,

e das Interesse des Antragstellers an und ggf. die Bedenken der Finanzbehérden
gegeniber einer langfristigen Bindung,

e die Praxis des beteiligten anderen Staates.
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1.13.

1.14.

1.15.

Der Geltungszeitraum soll in der Regel fiinf Jahre nicht Uberschreiten, 8 89a Abs. 1
Satz 1 AO.

Die Vorabverstdndigungsvereinbarung kann nur auf den in der VVorabverstandigungs-
vereinbarung bezeichneten Abkommensberechtigten angewandt werden. Eine
Anwendung etwa auf vergleichbare Geschaftsvorfélle eines anderen Abkommens-
berechtigten im gleichen Staat oder bei Ubergang der Geschiftsvorfalle auf einen
anderen Abkommensberechtigten im gleichen Staat durch Umstrukturierung

(vgl. jedoch AEAO zu § 89a, Nr. 3.4) ist nicht moglich. Vielmehr ist in solchen
Fallen ein neuer Antrag nach § 89a AO zu stellen. Fir Félle der Gesamtrechts-
nachfolge vgl. AEAO zu § 89a, Nr. 3.7.

Ein Anspruch des Antragstellers auf Einleitung des Vorabverstandigungsverfahrens
sowie auf einen Abschluss des VVorabverstandigungsverfahrens besteht nicht. Die
Einleitung des Vorabverstandigungsverfahrens steht im Ermessen des BZSt, das
dieses im Einvernehmen mit der zustdndigen Landesfinanzbehdrde ausubt

(siehe AEAO zu § 89a, Nr. 1.1). Vorabverstandigungsverfahren sind Ausdruck einer
kooperativen Zusammenarbeit zwischen Steuerpflichtigen und der Finanzverwaltung.
Das BZSt soll die Einleitung eines VVorabverstandigungsverfahrens insbesondere
ablehnen, wenn bei dem dargestellten Sachverhalt die Erzielung eines ungerecht-
fertigten Steuervorteils (etwa einer doppelten Nichtbesteuerung, einer doppelten
Verlustnutzung oder der Inanspruchnahme von steuerlichen Préaferenzregimen)
verfolgt wird. Eine Einleitung kann auch versagt werden, wenn fir das BZSt
erkennbar ist, dass mit der zustandigen Behorde eines anderen Staates keine Uberein-
stimmende Abkommensauslegung erzielt werden kann oder in Verrechnungspreis-
fallen die beantragte Methode aus Sicht der deutschen Finanzverwaltung nicht
geeignet ist. Zudem kann die Einleitung abgelehnt werden, wenn der inlandische
Antragsteller als Steuerpflichtiger im Besteuerungsverfahren, insbesondere im
Rahmen von AulRenpriifungen, seinen Mitwirkungspflichten nicht nachgekommen ist.
Die Ablehnung der Einleitung eines Vorabverstandigungsverfahrens erfolgt durch
einen Verwaltungsakt (8 118 AO).

Da der Antragsteller kein Verfahrensbeteiligter des VVorabverstandigungsverfahrens
ist, entscheidet das BZSt bei Bedarf gemeinsam mit den anderen beteiligten Vertrags-
staaten Uber die personliche Anwesenheit des Antragstellers oder seines Vertreters bei
Vorabverstandigungsgesprachen fir Zwecke der Sachverhaltsdarstellung

bzw. -aufklarung sowie einer personlichen Darstellung der durch den Antragsteller
vertretenen Position.
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1.16.

1.17.

Ein Antrag auf ein VVorabverstandigungsverfahren hat keine unmittelbare Auswirkung
auf gerichtliche und auRergerichtliche Verfahren (z. B. Rechtsbehelfsverfahren oder
Aussetzung der Vollziehung). Das Ruhenlassen eines Einspruchsverfahrens mit
Zustimmung des Antragstellers nach § 363 Abs. 2 Satz 1 AO kann jedoch zweck-
maRig sein, wenn die Ergebnisse des Vorabverstandigungsverfahrens (ggf. nach
einem Roll Back nach § 89a Abs. 6 Satz 2 AO) auch Bedeutung fiir das Einspruchs-
verfahren haben.

Der Durchfiihrung eines Vorabverstandigungsverfahrens steht es nicht entgegen,
wenn die steuerliche Beurteilung eines Sachverhalts, der Gegenstand des Antrags ist,
zugleich Gegenstand einer AuBenprufung ist. Die Durchfiihrung, Fortsetzung oder
Beendigung einer AuRenprifung wird durch die Beantragung, Einleitung oder
Durchfiihrung eines Vorabverstandigungsverfahrens nicht verhindert. Im Einzelfall
kann aber eine Unterbrechung der AuRRenprifung hinsichtlich des vom Vorab-
verstandigungsverfahren betroffenen Sachverhalts sinnvoll sein, wenn die Ergebnisse
des Vorabverstandigungsverfahrens (ggf. nach einem Roll Back nach § 89a Abs. 6
Satz 2) auch Bedeutung fir die AuRenprifung haben und der Steuerpflichtige die
Unterbrechung beantragt.

Vorgesprach (Prefiling Meeting)

1.18.

Abkommensberechtigte (Antragsteller) kdnnen vor einem Antrag auf ein \Vorab-
verstandigungsverfahren die Durchfiihrung eines unverbindlichen VVorgesprachs
(sog. Prefiling Meeting) gegentber dem BZSt formlos anregen, um das Verfahren,
beispielsweise im Hinblick auf die Voraussetzungen und den Inhalt des Antrags, zu
erortern. Die vom BZSt erbetenen Unterlagen (z. B. Prasentation des Sachverhalts
sowie steuerrechtliche Darstellung und Beurteilung) sind rechtzeitig vor dem
Prefiling Meeting einzureichen. Im Prefiling Meeting kann erortert werden, wie die
Verwaltung die Aussichten auf eine erfolgreiche Antragstellung sowie eine Einigung
mit den zustandigen Behdrden anderer in Betracht kommender Vertragsstaaten im
Vorabverstandigungsverfahren einschatzt.

2. Inhalt und Umfang des Antrags

Allgemeines

2.1.

Die in § 89a Abs. 2 Satz 1 AO aufgezéhlten Antragsinhalte stellen eine Mindest-
voraussetzung dar. Die Finanzbehérden kénnen jederzeit zusatzliche Fragen stellen
und weitere Informationen und Unterlagen zum Antrag anfordern. Ergeben sich nach
Antragstellung Anderungen im zugrunde gelegten Sachverhalt oder in der
betreffenden Planung des Antragstellers, hat dieser das BZSt unverziglich zu
informieren. Eine wesentliche Anderung fiihrt dazu, dass der urspriinglich gestellte
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Antrag ganz oder teilweise hinfallig wird. Die Mitteilung tiber die Anderung kann
nach Ricksprache mit dem Antragsteller als Riicknahme oder Beschréankung des
Antrags und Neuantrag angesehen werden. Die Finanzbehdrden kdnnen einen
entsprechenden Neuantrag auch ablehnen, wenn Grund fir die Annahme besteht, dass
der Antragsteller das Verfahren nicht ernsthaft betreibt oder dass auRerhalb des
Verfahrens liegende Zwecke (vgl. z. B. AEAO zu § 89a, Nr. 1.14) verfolgt werden.

Vorzulegende Unterlagen und Aufzeichnungen

2.2.

2.3.

2.4.

Der Antragsteller muss seinen Antrag auch im Sinne des § 90 AO umfassend
erlautern und alle erforderlichen Aufzeichnungen und Unterlagen beiftigen. Welche
Unterlagen bzw. Aufzeichnungen vorzulegen sind, hdngt von den Umsténden des
jeweiligen Einzelfalles ab. Der Antragsteller hat z. B. auf Aufforderung des BZSt die
Aufzeichnungen nach § 90 Abs. 3 AO flr Zeitrdume, die dem beantragten
Geltungszeitraum der VVorabverstandigung vorangehen, einzureichen, sofern dies flr
die Beurteilung des Sachverhaltes von Bedeutung ist. Werden keine tiber die Jahre
hinweg inhaltlich konsistenten Aufzeichnungen vorgelegt oder bessert der
Antragsteller diese auf Aufforderung durch das BZSt nicht nach, kann das BZSt die
Einleitung des Verfahrens ablehnen oder das Verfahren beenden (vgl. auch AEAO
zu § 89a, Nr. 2.7).

Der Antrag ist grundséatzlich in deutscher Sprache zu stellen. Der Antragsteller kann
den Antrag, insbesondere in Verrechnungspreisféllen, auch nur auf Englisch stellen,
wenn die gemeinsame Arbeitssprache der zustdndigen Behorden der beteiligten
Staaten nicht Deutsch ist. Auf Anforderung der Finanzbehorden hat der Antragsteller
in jeder Phase des Verfahrens von ihm eingereichte Unterlagen und Schreiben

(oder ggf. Teile davon) auf seine Kosten zu Ubersetzen (8 87 Abs. 2 AQO). Reicht der
Antragsteller einen Antrag in deutscher Sprache ein, sollte er zusatzlich eine
Ubersetzung in eine gemeinsame Arbeitssprache der zustandigen Behdrden der
beteiligten Staaten, zwischen denen das VVorabverstandigungsverfahren geftihrt
werden soll, zur Verfiligung stellen. Die gemeinsame Arbeitssprache der zustandigen
Behorden der beteiligten Staaten ist regelmaRig Englisch; das BZSt teilt dem
Antragsteller auf Nachfrage vor Antragstellung die gemeinsame Arbeitssprache
formlos mit, insbesondere im Rahmen eines Prefiling Meetings (vgl. AEAO zu 8 89a,
Nr. 1.18).

Ein nur im Ausland gestellter Antrag auf Durchfiihrung eines VVorabverstandigungs-
verfahrens stellt keinen wirksamen Antrag nach 8 89a Abs. 1 AO dar. Vielmehr ist in
einem solchen Fall im Inland ebenfalls ein eigener inhaltsgleicher Antrag zu stellen.
Sofern im Ausland bereits unilateral tber den Sachverhalt entschieden wurde, ist dies
im Antrag anzugeben und zu erldutern.
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2.5.

2.6.

2.7.

Informationen, die im Vorabverstandigungsverfahren erteilt werden, muss der
Antragsteller den zustandigen Behorden der beteiligten Staaten zur Verfligung stellen.
Hierbei ist nicht zu unterscheiden zwischen Informationen, die der Antragsteller auf
eigene Veranlassung oder auf Nachfrage einer der zustandigen Behdrden der
beteiligten Staaten erteilt. Auf diese Weise werden eine umfassende Informations-
transparenz sowie der gleiche Informationsstand der zustandigen Behdrden der
beteiligten Staaten sichergestellt.

Im Rahmen eines VVorabverstandigungsverfahrens gewonnene Erkenntnisse kdnnen
auch im Rahmen anderer Besteuerungsverfahren verwendet werden (§ 88 AO).

Informationen, die im Laufe koordinierter steuerlicher AuRenpriifungen tber
bestimmte Sachverhalte gewonnen werden, sollen auch im Vorabverstandigungs-
verfahren beachtet werden. Dies insbesondere dann, wenn fir den Prifungszeitraum

e der Sachverhalt bereits hinreichend aufgeklart ist,

e die Angemessenheit von Verrechnungspreisen hinreichend dokumentiert ist und

e flr den von der beantragten VVorabverstdndigungsvereinbarung umfassten
Zeitraum keine wesentliche Anderung zu erwarten ist.

Verflgt der Abkommensberechtigte im Zeitpunkt der Antragstellung UGber das
Protokoll Gber die Ergebnisse der gemeinsamen steuerlichen AuRenprifung

(vgl. BMF-Schreiben vom 9. Januar 2017, BStBI | S. 89, Tz. 3.10), ist dieses zur
Beschleunigung des Verfahrens dem Antrag beizufigen.

Verletzung Mitwirkungspflichten

2.8.

Kommt der Antragsteller seinen Mitwirkungspflichten nach § 90 AO nicht, nicht
vollstandig oder nicht rechtzeitig nach, kann das BZSt das Verfahren im
Einvernehmen mit der zustdndigen Landesfinanzbehdrde beenden. Die Entscheidung
uber die Beendigung des Verfahrens stellt einen Verwaltungsakt (§ 118 AO) dar.

3. Abschluss oder anderweitige Beendigung des Vorabverstandigungsverfahrens

Allgemeines

3.1.

Eine Vorabverstandigungsvereinbarung wird im Einvernehmen mit der zustandigen
Landesfinanzbehorde zwischen dem BZSt und der zustandigen Behorde des anderen
Vertragsstaates oder aller anderen Vertragsstaaten unter den aufschiebenden
Bedingungen der fristgerechten Zustimmung des Antragstellers und ggf. der
Zustimmung von Antragstellern in anderen beteiligten Staaten sowie des form- und
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3.2.

Fristen

3.3.

fristgerecht erklarten wirksamen Rechtsbehelfsverzichts nach § 89a Abs. 3 Satz 1

Nr. 2 AO (siehe AEAO zu 8 89a, Nr. 3.2) geschlossen; vgl. zu weiteren, auflésenden
Gultigkeitsbedingungen AEAO zu § 89a, Nr. 4.4. Stimmt der Antragsteller nicht oder
nicht fristgerecht zu oder erklart er keinen wirksamen Rechtsbehelfsverzicht, wird die
Vorabverstandigungsvereinbarung ihm gegentiber nicht wirksam. Eine verbindliche
Vorabzusage durch die ortlich zustdndige Finanzbehorde, die den Inhalt einer
Vorabverstandigungsvereinbarung wiedergibt, ist nicht notwendig.

Die Mitteilung uber den Inhalt der VVorabverstandigungsvereinbarung ist kein
Verwaltungsakt gemald 8 118 AO. Es handelt sich um eine reine Wissensmitteilung
ohne Regelungsgehalt. Die Mitteilung kann deshalb nicht mit einem Einspruch
angefochten werden. Es bleibt dem Abkommensberechtigten jedoch unbenommen,
der Vereinbarung nicht zuzustimmen.

Mit der Mitteilung tber den Inhalt der VVorabverstdndigungsvereinbarung setzt das
BZSt dem Antragsteller eine angemessene Frist fiir die Erfillung der Bedingungen
nach 8 89a Abs. 3 Satz 1 AO. In der Regel ist eine Frist von zwei Monaten
angemessen. Wird die Frist versdumt, gelten die Bedingungen als nicht erftllt, und
der andere Staat wird vom BZSt zeitnah Uber das Scheitern des Verfahrens
unterrichtet. Diese Frist kann in begriindeten Ausnahmefallen gemaR? § 109 Abs. 1
Satz 1 AO verlangert werden; eine riickwirkende Verlangerung gemaR 8 109 Abs. 1
Satz 2 AO ist nach der Unterrichtung des anderen Staats tber das Scheitern des
Verfahrens grundséatzlich ausgeschlossen. Der Rechtsbehelfsverzicht nach § 89a
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AO des Antragstellers hat mit gesondertem Schreiben schriftlich
oder zur Niederschrift gegentber dem BZSt zu erfolgen. Die Zustimmung ist dem
BZSt zu erkléaren und bedarf keiner Form. Sie kann mit dem Rechtsbehelfsverzicht
nach 8 89a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AO verbunden werden.

Rechtsbehelfsverzicht

3.4.

Der Verzicht nach § 89a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AO gilt nur, soweit die Ergebnisse des
Vorabverstandigungsverfahrens fur den bestimmten Geltungszeitraum mit dem
Steuerbescheid zutreffend umgesetzt werden. Aufgrund des durch den Antragsteller
erklarten Rechtsbehelfsverzichts ist ein Rechtsbehelf gegen den die Vereinbarung
umsetzenden Bescheid hinsichtlich der Sachverhalte, die Gegenstand der
Vorabverstandigungsvereinbarung sind, nur insoweit mdglich, als eine fehlerhafte
Umsetzung der Vereinbarung geriigt wird.
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3.5.

Kann ein einer VVorabverstandigungsvereinbarung zu Grunde gelegter Sachverhalt
gegenuber mehreren Personen nur einheitlich steuerlich beurteilt werden, ist der
Rechtsbehelfsverzicht durch alle zum Rechtsbehelf Befugten zu erklaren. Im Falle
einer Organschaft nach 8 14 KStG ist der Rechtsbehelfsverzicht nach § 89a Abs. 3
Satz 1 Nr. 2 AO daher sowohl vom Organtréger als auch von der antragstellenden
Organgesellschaft zu erkléren, da die Feststellung gemaR 8 14 Abs. 5 KStG
gegeniber beiden erfolgt.

Scheitern des Vorabverstandigungsverfahrens, Grinde des Scheiterns

3.6.

Der andere Staat ist nicht zur Durchfiihrung eines VVorabverstandigungsverfahrens
verpflichtet. Wird die Einleitung des Verfahrens daher seitens dieses Staates versagt,
ist das Verfahren von Seiten der deutschen zustdndigen Behdrde zu beenden. Das
Verfahren kann auch beendet werden, wenn sich zu einem spéteren Zeitpunkt
herausstellt, dass ein Grund vorgelegen hétte, das Verfahren nicht einzuleiten

(vgl. AEAO zu § 89a, Nr. 1.14). Die Herbeiftihrung eines einvernehmlichen
Abschlusses des Vorabverstandigungsverfahrens kann ebenfalls nicht erzwungen
werden. Demzufolge kann ein Vorabverstandigungsverfahren auch ohne den
Abschluss einer Vorabverstandigungsvereinbarung enden. Ferner kann ein VVorab-
verstandigungsverfahren auch scheitern, wenn in der VVorabverstandigungs-
vereinbarung aufschiebende Bedingungen hinsichtlich einer betroffenen Person
gegenuber der zustandigen Behdrde eines anderen beteiligten Vertragsstaates
vereinbart wurden und die zustdndige Behorde des anderen beteiligten Vertrags-
staates das BZSt daruber unterrichtet, dass diese nicht oder nicht fristgerecht erfullt
wurden. Fir die Mitteilung Uber das Scheitern des Verfahrens gilt Nr. 3.2
entsprechend.

Fortgeltung der Vorabverstandigungsvereinbarung

3.7.

In den Féallen der Gesamtrechtsnachfolge (8 45 AO, vgl. auch AEAO zu § 45,

Nr. 1 bis 3) oder einer Anderung der Rechtsform der in der Vorabverstandigungs-
vereinbarung bezeichneten Abkommensberechtigten gilt die Vorabverstdndigungs-
vereinbarung regelmaRig unverandert fort. MaRgeblich dafir ist, dass das rechtliche
und tatsachliche Verhaltnis, fur das die VVorabverstdndigungsvereinbarung
abgeschlossen wurde (in Verrechnungspreisféallen die Transaktion) von den Rechts-
nachfolgern bzw. nach der Rechtsformanderung fortgefiihrt wird und die Gultigkeits-
bedingungen nach § 89a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 AO (dazu AEAO zu § 89a, Nr. 4.4)
eingehalten werden.
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Bindungswirkung

4.1.

Die ortlich zustandige Finanzbehdrde ist an die unterzeichnete VVorabverstandigungs-
vereinbarung nicht gebunden, wenn das BZSt im Einvernehmen mit der zustéandigen
Landesfinanzbehorde aufgrund einer Uberpriifung der Vorabverstandigungs-
vereinbarung zu dem Ergebnis kommt, dass eine der VVoraussetzungen nach § 89a
Abs. 4 Satz 1 AO erfullt ist. Die Bindungswirkung der VVorabverstandigungs-
vereinbarung entféllt in dem Zeitpunkt, in dem mindestens eine der VVoraussetzungen
nach 8 89a Abs. 4 Satz 1 AO vorliegt.

Compliance Report

4.2.

4.3.

Bestandteil der VVorabverstandigungsvereinbarung mit dem anderen Staat ist in der
Regel die Verpflichtung der Steuerpflichtigen, einen jahrlichen Bericht (,,Compliance
Report*) zu erstellen und vorzulegen. In diesem ist darzulegen, dass der der
Vereinbarung zu Grunde gelegte Sachverhalt im betreffenden Wirtschaftsjahr
verwirklicht worden ist und dass insbesondere die Bedingungen nach § 89a Abs. 4
Satz 1 AO eingehalten wurden. Dabei missen die Steuerpflichtigen auf jede
Abweichung ausdriicklich hinweisen und mitteilen, ob und welche Anpassungen sie
vorgenommen haben. In diesem Zusammenhang gestellte, erganzende Fragen der
Finanzbehdrden haben die Steuerpflichtigen fristgerecht zu beantworten. Der Bericht
ist innerhalb der vertraglich vereinbarten Frist gleichzeitig beim BZSt und der 6rtlich
zustandigen Finanzbehdrde in deutscher Sprache oder in anderer Sprache mit
deutscher Ubersetzung abzugeben. Er ist jedenfalls mit der Vorlage im anderen Staat
abzugeben.

Der ortlich zustdndigen Finanzbehorde bleibt es unbenommen, auch unabhéngig vom
Vorliegen eines Compliance Reports zu priifen, ob die Giltigkeitsbedingungen nach
8 89a Abs. 4 Satz 1 AO eingehalten wurden, insbesondere ob der Sachverhalt
verwirklicht wurde. Stellt die ortlich zustandige Finanzbehdrde einen Fall im Sinne
des 8 89a Abs. 4 Satz 1 AO fest, unterrichtet sie das BZSt iber die zustandige
Landesfinanzbehdrde mit der Bitte um Priifung geméal § 89a Abs. 4 Satz 2 AO.

Gultigkeitsbedingungen

4.4,

Der Vorabverstandigungsvereinbarung werden regelméRig bestimmte Annahmen zu
Grunde gelegt, die als Giltigkeitsbedingungen nach § 89a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 AO die
Geschaftsbeziehungen maRgeblich beeinflussen. Solche Giltigkeitsbedingungen
stellen zwischen den Vertragspartnern der VVorabverstandigungsvereinbarung eine
ausdrucklich vereinbarte Vertragsgrundlage dar.
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4.5.

4.6.

Beispiel: Im Falle von Vereinbarungen betreffend die Gewinnabgrenzung zwischen
einander nahestehenden Personen oder die Gewinnzuordnung zu Betriebsstatten wird
ublicherweise vereinbart, dass die geschaftlichen Aktivitaten, ausgelibten Funktionen,
ubernommenen Risiken sowie eingesetzten Vermdgenswerte grundlegend dem
Antrag und ggf. den im Laufe des Verfahrens vorgebrachten weiteren Informationen
entsprechen. In solchen Féllen kann es sinnvoll sein, weitere (ergédnzende)
Gultigkeitsbedingungen zu vereinbaren, wie etwa:

e vergleichbare Verhaltnisse beztglich Marktbedingungen, Marktanteil, Geschéafts-
volumen, Verkaufspreise, jeweils unter VVorgabe eines Rahmens;

e vergleichbare Verhaltnisse, z. B. im Hinblick auf Aufsichtsrecht, Zélle, Import-
und Exportbeschrankungen, internationalen Zahlungsverkehr;

e vergleichbare Verhaltnisse bezuglich Wahrungskurse und Zinssétze;

e Durchfuhrung der Besteuerung entsprechend der VVorabverstandigungs-
vereinbarung in anderen beteiligten Staaten;

e keine wesentlichen Anderungen der steuerlichen Rahmenbedingungen im anderen
Staat (z. B. Einfuhrung oder Ausweitung von steuerlichen Praferenzregelungen);

e Verrechnungspreiskorrekturen eines an der VVorabverstandigungsvereinbarung
nicht beteiligten Drittstaates, die Auswirkungen auf die VVorabverstandigungs-
vereinbarung haben.

Die Rechtsvorschriften im Sinne des § 89a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 AO kdnnen sowohl
das deutsche Recht, einschlie3lich des Abkommensrechts, als auch das Recht der
anderen beteiligten Staaten sowie internationale Rechtsvorschriften, die die
beteiligten Vertragsstaaten unmittelbar binden, umfassen. Rechtsvorschriften sind nur
solche, die alle staatlichen Gewalten zugleich binden. Die Vorabverstandigungs-
vereinbarung beruht auf einer Rechtsvorschrift, wenn diese flr den zu beurteilenden
Sachverhalt sowie fiir die Auslegung des verfahrensgegenstandlichen DBA
maRgeblich war. Die Anderung einer Rechtsvorschrift liegt insbesondere vor, wenn
hierdurch eine andere Rechtsfolge eintritt.

Zeigt sich, dass der zugrundeliegende Sachverhalt anders verwirklicht werden wird
als im Antrag dargelegt, bleibt es dem Abkommensberechtigten unbenommen, den
eingereichten Antrag anzupassen bzw. einen neuen Antrag zu stellen. Der
Antragsteller ist nicht dazu verpflichtet, den zugrunde gelegten Sachverhalt der
Vorabverstandigungsvereinbarung zu verwirklichen. Er kann sich im Fall der
Verwirklichung eines anderen Sachverhalts allerdings nicht auf den Inhalt der
Vorabverstandigungsvereinbarung berufen.
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5. Widerruf

5.1.

5.2.

Die Widerrufsmoglichkeit nach § 89a Abs. 5 Satz 1 AQ ist eine durch
Rechtsvorschrift zugelassene Widerrufsmaoglichkeit im Sinne des § 131 Abs. 2 Satz 1
Nr. 1 AO. Ein Widerruf nach § 89a Abs. 5 AO sollte vor der Unterzeichnung der
Vorabverstandigungsvereinbarung erfolgen und unter der aufschiebenden Bedingung
stehen, dass die Vorabverstandigungsvereinbarung gegentber dem Antragsteller
wirksam wird (vgl. dazu AEAO zu § 89a, Nr. 3.1); er ist jedoch auch noch nach dem
Abschluss einer Vorabverstandigungsvereinbarung moglich.

Die Erklarung nach § 89a Abs. 5 Satz 2 AO stellt keinen Verwaltungsakt dar, sondern
ist eine Wissensmitteilung, die keine eigenstandige Regelung enthélt.

6. Geltungszeitraum und Roll Back

Geltungszeitraum

6.1.

6.2.

Der Geltungszeitraum einer VVorabverstandigungsvereinbarung kann in Dauer-
sachverhalten den gesamten Veranlagungszeitraum der Antragstellung umfassen
(vgl. auch AEAO zu § 89a, Nr. 1.11).

Eine Verlangerung der wirksamen Vorabverstandigungsvereinbarung tber den
bestimmten Geltungszeitraum nach § 89a Abs. 6 Satz 1 AO ist mit Zustimmung des
anderen Staates und im Einvernehmen mit der zustandigen Landesfinanzbehtrde
maoglich. Voraussetzung hierfir ist, dass, sofern keine anderslautende vertragliche
Vereinbarung getroffen wurde, vor Ablauf des bestimmten Geltungszeitraums ein
entsprechender Antrag beim BZSt gestellt und glaubhaft gemacht wird, dass der
zukiinftig zu verwirklichende Sachverhalt dem Sachverhalt entspricht, der dem
Vorabverstandigungsverfahren zu Grunde gelegt wurde. In solchen Féllen kann in
einem informellen VVorgesprach mit den zustandigen Behorden der beteiligten Staaten
geklart werden, ob die Verlangerung (ggf. mit gewissen Anpassungen) in einem
einfachen und schnellen Verfahren durchgefihrt werden kann.

Roll Back

6.3.

Beantragt der Abkommensberechtigte ein Roll Back nach § 89a Abs. 6 Satz 2 AO
(vgl. auch AEAO zu § 89a, Nr. 1.11), kann diesem Antrag im Einvernehmen mit der
zustandigen Landesfinanzbehorde und der zustandigen Behérde des anderen
Vertragsstaates unter Beachtung der Fristen fur Verstandigungsverfahren der jeweils
maRgebenden DBA gefolgt werden, wenn der Antragsteller nachweist, dass der
verwirklichte Sachverhalt in den betreffenden Vorjahren (mdéglicher Roll Back-
Zeitraum) dem Sachverhalt, der der VVorabverstandigungsvereinbarung zugrunde
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liegt, im Wesentlichen entspricht (vgl. auch AEAO zu 8§ 89a, Nr. 1.11). Zudem sind
Aufzeichnungen und Unterlagen zur Beurteilung dieser Jahre vorzulegen. Das

Roll Back erfolgt durch Verstandigungsvereinbarungen, mit denen die VVorab-
verstandigungsvereinbarung auf den Roll Back-Zeitraum angewendet wird. Eine
Erweiterung der VVorabverstandigungsvereinbarung ist mangels Erfullung der dafur
erforderlichen gesetzlichen Voraussetzungen (die Sachverhalte sind im Zeitpunkt des
Antrags flr ein Roll Back bereits verwirklicht, vgl. § 89a Abs. 1 Satz 1 AO) nicht
maoglich. Trotzdem kdnnen das Roll Back und die VVorabverstandigung gemeinsam
vereinbart werden. In diesem Fall kdnnen die Zustimmung und der Rechtsbehelfs-
verzicht der betroffenen Personen nach 8§ 89a Abs. 3 Satz 1 AO sowie ein Rechts-
behelfsverzicht nach § 354 Abs. 1b AO nur einheitlich erfolgen.

7. Gebulhren

Allgemeines

7.1. Soweit sich die rechtliche Beurteilung auf einen Sachverhalt bezieht, handelt es sich
um einen Antrag nach § 89a Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 6 Satz 1 AO. Dieser Sachverhalt
kann sich auch auf mehrere Steuerarten auswirken und mehrere Jahre umfassen.

7.2. Kann gemal § 89a Abs. 1 Satz 4 AO ein Sachverhalt nur einheitlich steuerlich
beurteilt werden und das VVorabverstandigungsverfahren deshalb nur von allen
Abkommensberechtigten gemeinsam beantragt und betrieben werden, liegt geman
8 89a Abs. 7 Satz 9 AO nur ein Antrag vor, fur den nur eine Gebuhr festzusetzen und
zu entrichten ist.

7.3. Stellen hingegen mehrere Abkommensberechtigte einen Antrag gemeinsam und kann

der zugrundeliegende Sachverhalt nicht nur einheitlich steuerlich beurteilt werden,
liegen rechtlich mehrere Antrége vor, auch wenn die Abkommensberechtigten gleiche
Geschaftsbeziehungen zu einer nahestehenden Person im anderen Staat unterhalten.
Dies gilt auch, wenn die Abkommensberechtigten eine ertragsteuerliche Organschaft
bilden (auBer in den Féllen des § 15 Satz 2 KStG; hier gilt § 89a Abs. 1 Satz 4 AO,
vgl. AEAO zu § 89a, Nr. 1.9 und 7.2).

Gebuhrenfestsetzung und Folgen bei Nichtzahlung

7.4.

7.5.

Die Gebdihr ist durch schriftlichen Bescheid gegentiber dem Antragsteller oder den
Antragstellern festzusetzen; die Bekanntgabevollmachten sind zu beachten.

Solange die Gebiihr nicht unanfechtbar festgesetzt und entrichtet wurde, wird der
Antrag nicht bearbeitet (§ 89a Abs. 7 Satz 4 AO). Die Nichtentrichtung der Gebiihr
innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe ihrer Festsetzung fiihrt in der Regel zur
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Ablehnung des Antrags auf Durchfuihrung eines Vorabverstandigungsverfahrens im
Rahmen der Ermessensentscheidung Gber die Einleitung gemél § 89a Abs. 1
Satz 1 AO. Fir zu spéat gezahlte Gebulhren vgl. auch AEAO zu 8 89a, Nr. 7.7.

7.6. Eine spezifische Gebiihr fir Antrage, die die Anderung eines schon gestellten Antrags
zum Gegenstand haben, ist in § 89a Abs. 7 AO nicht vorgesehen. Bei einer
wesentlichen Anderung (vgl. AEAO zu § 89a, Nr. 2.1) ist von einem neuen Antrag
auszugehen. Wenn eine Anderung nur unwesentlich ist und keine Qualitét hat, die es
rechtfertigt, sie als neuen Antrag gemal} 8 89a Abs. 1 AO zu werten, ist keine weitere
Gebuhr festzusetzen.

Antragsricknahme und Antragsablehnung

7.7. Wird der Antrag auf Einleitung eines Vorabverstandigungsverfahrens zurlck-
genommen oder abgelehnt oder scheitert das VVorabverstandigungsverfahren,
nachdem die Festsetzung einer Gebuhr unanfechtbar geworden ist, ist die bis zu
diesem Zeitpunkt nicht entrichtete Geblhr trotz der Ablehnung, der Riicknahme oder
des Scheiterns zu zahlen; eine bereits entrichtete Gebiihr wird nicht erstattet (8 89a
Abs. 8 Satz 2 AO). Dasselbe gilt fir den Fall, dass das VVorabverstandigungsverfahren
vorzeitig beendet wird (vgl. Nr. 2.8).*

2. InNr. 3.5.4. des AEAO zu § 89 wird folgender Absatz angefigt:

,Verbindliche Auskinfte sollen ferner nicht erteilt werden, wenn fiir den mafigeblichen
Sachverhalt auch ein VVorabverstandigungsverfahren nach § 89a AO in Betracht kommt,
insbesondere wenn Verrechnungspreise oder Betriebsstattengewinnabgrenzungen Gegenstand
der beantragten verbindlichen Auskunft sind.”

II.  Anwendungsregelung und Aufhebung des BMF-Schreibens vom 5. Oktober 2006
-IVB4-S1341 - 38/06 -

Der neue AEAO zu § 89a qilt fiir alle VVorabverstandigungsverfahren, deren Antrdge nach
dem 8. Juni 2021 bei der zustandigen Behorde eingegangen sind (vgl. Artikel 97 § 34

Satz 1 EGAO). Der neue Absatz 2 der Nr. 3.5.4. des AEAO zu § 89 gilt flr alle verbindlichen
Auskiinfte, die nach dem 8. Juni 2021 bei der zustandigen Behérde beantragt wurden.
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Das BMF-Schreiben vom 5. Oktober 2006 - IV B 4 - S 1341 - 38/06 -, BStBI I S. 594
(,,Merkblatt fur bilaterale oder multilaterale VVorabverstandigungsverfahren auf der Grundlage
der Doppelbesteuerungsabkommen zur Erteilung verbindlicher VVorabzusagen tber
Verrechnungspreise zwischen international verbundenen Unternehmen (sog. ,,Advance
Pricing Agreements” - APASs)*), wird mit sofortiger Wirkung aufgehoben. Auf bereits
anhangige Vorabverstandigungsverfahren, deren Antrage bis zum 8. Juni 2021 bei der
zustandigen Behorde eingegangen sind, ist es weiterhin anzuwenden.

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil | verdffentlicht.

Im Auftrag

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gultig.
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Bundesministerium
der Finanzen

Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin

Nur per E-Mail HAUSANSCHRIFT ~ WilhelmstraRRe 97
10117 Berlin
TEL  +49 (0) 30 18 682-0

Oberste Finanzbehorden

der Lander EMAL  poststell@bmf.bund.de
DATUM  28. Juni 2024

Beginn der Mitteilungsverpflichtung nach 8§ 146a Absatz 4 Abgabenordnung (AO)

IV D2 -S0316-a/19/10011 :009
2024/0511821

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)

Durch das BMF-Schreiben vom 6. November 2019 - IV A 4 - S 0319/19/10002 :001,

DOK 2019/0891800 - (BStBI I S. 1010) wurde die Mitteilungsverpflichtung uber den Einsatz
oder die AulRerbetriebnahme eines elektronischen Aufzeichnungssystems im Sinne des § 146a
Absatz 1 Abgabenordnung (AO) nach 8§ 146a Absatz 4 AO bis zum Einsatz einer elektroni-
schen Ubermittlungsmoglichkeit ausgesetzt.

Die elektronische Ubermittlungsmoglichkeit wird tiber das Programm ,,Mein ELSTER* und
die ERiC-Schnittstelle ab dem 1. Januar 2025 zur Verfugung gestellt.

Nach Erérterung mit den obersten Finanzbehdrden der Lander gilt Folgendes:

I. Mitteilung von Kassen(-systemen)

Das Mitteilungsverfahren steht ab dem 1. Januar 2025 zur Verfiigung.

Die Mitteilung von vor dem 1. Juli 2025 angeschafften elektronischen Aufzeichnungs-
systemen im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 KassenSichV ist bis zum 31. Juli 2025 zu
erstatten.

Ab dem 1. Juli 2025 angeschaffte elektronische Aufzeichnungssysteme im Sinne des § 1
Absatz 1 Satz 1 KassenSichV sind innerhalb eines Monats nach Anschaffung mitzuteilen

www.bundesfinanzministerium.de
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(8 146a Absatz 4 Satz 2 AO). Dies gilt ebenfalls fir ab dem 1. Juli 2025 auRer Betrieb
genommene elektronische Aufzeichnungssysteme (8 146a Absatz 4 Satz 2 AO). Es ist zu
beachten, dass bei der Mitteilung der Aul3erbetriebnahme elektronischer
Aufzeichnungssysteme vorher die Anschaffung mitzuteilen ist.

Elektronische Aufzeichnungssysteme im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 KassenSichV, die vor
dem 1. Juli 2025 endgultig auRer Betrieb genommen wurden und im Betrieb nicht mehr
vorgehalten werden, sind nur mitzuteilen, wenn die Meldung der Anschaffung des
elektronischen Aufzeichnungssystems zu diesem Zeitpunkt bereits erfolgt ist. Die Rz. 145 bis
155 der Grundsétze zur ordnungsmafigen Fiihrung und Aufbewahrung von Buchern, Auf-
zeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD - BMF-
Schreiben vom 28. November 2019 - IV A 4 - S 0316/19/10003:001, BStBI I S. 1269) bleiben
unberhrt.

Weiter wird darauf hingewiesen, dass nach Nr. 1.16.1.4 des AEAO zu § 146a bei jeder
Mitteilung stets alle elektronischen Aufzeichnungssysteme einer Betriebsstatte in der einheit-
lichen Mitteilung zu tbermitteln sind.

Nicht angeschaffte (z. B. gemietete oder geleaste) elektronische Aufzeichnungssysteme
stehen angeschafften elektronischen Aufzeichnungssystemen gleich (Nr. 1.16.2.6 des AEAO
zu § 146a).

1l. Mitteilung von EU-Taxametern und Weagstreckenzéhlern

Das Mitteilungsverfahren steht ab dem 1. Januar 2025 zur Verfiigung.

VVon der Mitteilung nach § 146a Absatz 4 AO flir EU-Taxameter- und Wegstreckenzéhler im
Sinne des 8 1 Absatz 2 KassenSichV, die ohne eine zertifizierte technische Sicherheitsein-
richtung verwendet werden, ist bis zur Implementierung der zertifizierten technischen Sicher-
heitseinrichtung, langstens fir den Zeitraum der Nichtbeanstandung (BMF-Schreiben vom
13. Oktober 2023 - IV D 2 - S 0319/20/10002 :010; DOK 2023/0969715 - BStBI I S. 1718),
abzusehen.

EU-Taxameter und Wegstreckenzahler im Sinne des 8 1 Absatz 2 KassenSichV, die vor dem
1. Juli 2025 angeschafft oder mit einer TSE ausgeristet wurden und deswegen die
Nichtbeanstandung des BMF-Schreibens vom 13. Oktober 2023, a.a.O., nicht mehr in
Anspruch nehmen, sind bis zum 31. Juli 2025 mitzuteilen.

Ab dem 1. Juli 2025 angeschaffte oder mit einer TSE ausgerstete EU-Taxameter und
Wegstreckenzahler im Sinne des § 1 Absatz 2 KassenSichV sind innerhalb eines Monats nach
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Anschaffung oder Ausrustung mit einer TSE mitzuteilen (8 146a Absatz 4 Satz 2 AO). Ab
dem 1. Juli 2025 auRer Betrieb genommene EU-Taxameter und Wegstreckenzahler sind
innerhalb eines Monats nach Aul3erbetriebnahme mitzuteilen (8 146a Absatz 4 Satz 2 AO).
Bei der Mitteilung der AuRerbetriebnahme von EU-Taxametern und Wegstreckenzahlern ist
zu beachten, dass vorher die Anschaffung mitzuteilen ist.

EU-Taxameter und Wegstreckenzéhler im Sinne des § 1 Absatz 2 KassenSichV, die vor dem
1. Juli 2025 endgltig auBer Betrieb genommen wurden und im Betrieb nicht mehr
vorgehalten werden, sind nur mitzuteilen, wenn die Meldung der Anschaffung oder
Ausristung mit einer TSE des EU-Taxameters oder Wegstreckenzéhlers zu diesem Zeitpunkt
bereits erfolgt ist.

Weiter wird darauf hingewiesen, dass nach Nr. 1.16.1.4 des AEAO zu § 146a bei jeder
Mitteilung stets alle elektronischen Aufzeichnungssysteme einer Betriebsstatte in der
einheitlichen Mitteilung zu tGbermitteln sind.

Nicht angeschaffte (z. B. gemietete oder geleaste) EU-Taxameter bzw. Wegstreckenzahler
stehen angeschafften EU-Taxametern bzw. Wegstreckenzéhlern gleich (Nr. 1.16.2.6 des
AEAO zu § 146a).

Die Vorgaben des § 146a Absatz 4 AO finden bei Wegstreckenzahlern im Sinne des § 1
Absatz 2 KassenSichV nur Anwendung, sofern diese am oder nach dem 1. Juli 2024 erstmalig

in den Verkehr gebracht wurden.

111. Aufhebung von BMF-Schreiben

Das BMF-Schreiben vom 6. November 2019 - IV A 4 - S 0319/19/10002 :001,
DOK 2019/0891800 - (BStBI I S. 1010) wird vollstandig aufgehoben.

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil | verdffentlicht

Im Auftrag

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gultig.
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Oberste Finanzbehorden

der Lander EmaL  poststelle@bmf.bund.de
DATUM  28. Juni 2024

Anderung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung (AEAO) zu § 146a

IV D 2 - S 0316-a/20/10003 :007
2024/0540959

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erdrterungen mit den obersten Finanzbehorden der
Lander wird der Anwendungserlass zur Abgabenordnung zu § 146a, der zuletzt durch das
BMF-Schreiben vom 22. Mérz 2024 (BStBI 2024 |1 S. 694) gedndert worden ist, mit sofortiger
Wirkung wie folgt geandert:

1. Der letzte Satz der Tz. 1.16.1.2 des AEAO zu 146a wird aufgehoben.

2. Der letzte Absatz der Tz. 1.16.1.4 des AEAO zu § 146a wird wie folgt gefasst:

,,Bel Taxametern und Wegstreckenzéhlern ist bei dem elektronischen Aufzeichnungssystem
auch das jeweilige Kfz-Kennzeichen des Fahrzeugs mitzuteilen.”

3. Die Tz. 4.1.2 des AEAO zu § 146a wird wie folgt gefasst:

»Zeitlicher Anwendungsbereich

Alle Wegstreckenzéhler, die am oder nach dem 1. Juli 2024 erstmalig in den Verkehr
gebracht werden, fallen in den Anwendungsbereich des § 146a Absatz 1 Satz 1 AOi. V. m.

8 8 KassenSichV (vgl. BMF-Schreiben 11. Mérz 2024, BStBI | S. 367).“

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil | verdffentlicht

www.bundesfinanzministerium.de
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BFH Bundesfinanzhof #

Beschluss vom 07. Juni 2024, VIII B 113/23 (AdV)

Verfassungsmafiigkeit der Verlustverrechnungsbeschrankung fiir Termingeschifte
ECLI:DE:BFH:2024:BA.070624.VI1I1B113.23.0
BFH VIII. Senat

FGO & 69 Abs 3, EStG & 20 Abs 6 S 5, GG Art 3 Abs 1, EStG & 20 Abs 2 S 1 Nr 3, EStG & 20 Abs 1 Nr 11, EStG VZ 2021,
FGO 8 69 Abs 2 S 2, GG Art 2 Abs 1, GG Art 14, JStG 2020 Art 1 Nr 9 Buchst b, EStG & 20 Abs 6 S 5, GrenzStMPfLEinfG Art
5Nri1

vorgehend Finanzgericht Rheinland-Pfalz , 05. Dezember 2023, Az: 1V 1674/23
Leitsatze

Bei der im Aussetzungsverfahren nach & 69 Abs. 3 der Finanzgerichtsordnung gebotenen summarischen Prufung ist die
Verlustverrechnungsbeschrankung fir Termingeschafte gemaf} § 20 Abs. 6 Satz 5 i.d.F. des Jahressteuergesetzes 2020
vom 21.12.2020 (BGBL I 2020, 3096) nicht mit Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes vereinbar.

Tenor

Die Beschwerde des Antragsgegners gegen den Beschluss des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz vom 05.12.2023 -1V
1674/23 wird als unbegriindet zuriickgewiesen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens hat der Antragsgegner zu tragen.

Tatbestand

1 Die Antragsteller und Beschwerdegegner (Antragsteller), die unbeschrankt steuerpflichtig sind und fir das Jahr 2021
(Streitjahr) zusammen zur Einkommensteuer veranlagt werden, wenden sich gegen die
Verlustverrechnungsbeschrankung bei Termingeschaften gemaft § 20 Abs. 6 Satz 5 des Einkommensteuergesetzes
(EStG) i.d.F. des Jahressteuergesetzes 2020 vom 21.12.2020 (BGBL | 2020, 3096) --JStG 2020--. Sie halten die
Regelung fiir verfassungswidrig.

2 Der Antragsteller handelte im Streitjahr Uber einen Broker Differenzkontrakte ("Contracts for Difference” --CFD--). Er
erzielte im Streitjahr neben Einkiinften aus Kapitalvermogen auch steuerfreie, dem Progressionsvorbehalt
unterliegende Einkunfte aus nichtselbstdndiger Arbeit in Luxemburg. In ihrer Einkommensteuererklarung fir das
Streitjahr erklarten die Antragsteller unter anderem auslandische Kapitalertrage aus Termingeschaften des
Antragstellers gemafR § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EStG in Hohe von 250.631 € und Verluste aus Termingeschaften im
Sinne dieser Vorschrift in Hohe von 227.289 €.

3  Inden Erlduterungen des Einkommensteuerbescheids fur das Streitjahr vom 17.04.2023 fuhrte der Antragsgegner
und Beschwerdefuhrer (Finanzamt --FA--) aus, dass die Verluste aus den Termingeschaften des Antragstellers des
Streitjahres in Hohe des gesetzlichen Hochstbetrags von 20.000 € gemaf § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG mit den Gewinnen
aus Termingeschaften des Streitjahres verrechnet und die noch nicht verrechneten Verluste in Hohe von 207.289 €
in der Verlustfeststellung berucksichtigt worden seien. Die Einkinfte aus Kapitalvermdgen des Antragstellers, die
dem gesonderten Tarif gemaf: § 32d Abs. 1 EStG unterliegen, ermittelte er wie folgt:

Gewinne aus Termingeschaften
250.631 €
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Verrechnung laufender Verluste aus Termingeschaften im Sinne des & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG ./.20.000 €

Verrechnung von Verlustvortragen aus Kapitalvermogen ohne Verluste aus der Verauferung von
Aktien /.15.203 €

Sparer-Pauschbetrag J. 1.602€

Einkunfte aus Kapitalvermdgen 213826 €

Das FA setzte die Einkommensteuer fir das Streitjahr in Hohe von 52.280 € fest. Gegen den Bescheid legten die
Antragsteller Einspruch ein und beantragten die Aussetzung der Vollziehung (AdV) beim FA. Unter Berufung auf den
Vorlagebeschluss des Senats vom 17.11.2020 - VIII R 11/18 (BFHE 271, 399, BStBL Il 2021, 562) zu
AktienverauRBerungsverlusten und des hierzu beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) anhangigen Verfahrens

2 BvL 3/21 erhoben sie verfassungsrechtliche Einwande gegen die Beschrankung des Verlustausgleichs der Gewinne
und Verluste aus den Termingeschaften des Streitjahrs und machten geltend, dass nur der Gesamtgewinn nach
Verrechnung der erzielten Gewinne und Verluste aus Termingeschaften in Hohe von 23.342 € der Besteuerung
unterworfen werden durfe. Bei einem wirtschaftlichen Netto-Gewinn aus Termingeschaften in Hohe von 23.342 €
mussten sie aufgrund der Gesetzeslage jedoch insgesamt 59.860,60 € an Steuern bezahlen.

Das FA lehnte den Antrag auf AdV mit Bescheid vom 11.07.2023 ab. Es wies auch die gegen die Ablehnung der AdV
und den Einkommensteuerbescheid des Streitjahrs eingelegten Einspriiche mit Einspruchsentscheidungen vom
31.08.2023 jeweils als unbegriuindet zuruick. Hiergegen erhoben die Antragsteller Klage und stellten zugleich beim
Finanzgericht (FG) einen Antrag auf AdV fur den angefochtenen Einkommensteuerbescheid des Streitjahrs.

Das FG gab dem AdV-Antrag mit Beschluss vom 05.12.2023 wegen erheblicher verfassungsrechtlicher Bedenken an
der Vereinbarkeit der Beschrankung der Verlustverrechnung gemaf § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG i.d.F. des JStG 2020 mit
Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) statt. Die RechtmafRigkeit des angefochtenen Einkommensteuerbescheids flr
das Streitjahr sei ernstlich zweifelhaft.

Der vom FG zugelassenen Beschwerde des FA hat das FG mit Beschluss vom 13.12.2023 nicht abgeholfen.

Das FA macht mit der Beschwerde geltend, dass keine ernstlichen Zweifel an der RechtmaRigkeit des
Einkommensteuerbescheids fiir das Streitjahr bestiinden, da die Regelung in & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG
verfassungsmafig sei. Die Beschrankung des Verlustausgleichs nach & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG beeintrachtige zwar das
Leistungsfahigkeitsprinzip, sei aber sachlich gerechtfertigt, denn die Steuerzahlung in Hohe von insgesamt
59.860,60 € konne aus den erwirtschafteten Gewinnen aus Termingeschaften in Hohe von 250.631 € geleistet
werden. Die Verlustverrechnungsbeschrankung in & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG unterscheide sich wesentlich von der
Verlustverrechnungsbeschrankung bei AktienverauRerungsverlusten in & 20 Abs. 6 Satz 4 EStG, die Gegenstand des
Vorlagebeschlusses des Senats vom 17.11.2020 - VIII R 11/18 (BFHE 271, 399, BStBL Il 2021, 562) gewesen sei. Die
dortigen Bedenken des Senats liefsen sich nicht auf die Regelung in & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG ubertragen.

Das FA beantragt,
den Beschluss des FG Rheinland-Pfalz vom 05.12.2023 - 1V 1674/23 Uber die Gewahrung der AdV aufzuheben und
den Antrag der Antragsteller zurlickzuweisen.

Die Antragsteller beantragen,
die Beschwerde des FA zurlckzuweisen.

Entscheidungsgrunde

11

12

Die nach & 128 Abs. 3 der Finanzgerichtsordnung (FGO) zulassige Beschwerde ist unbegriindet.

Das FG hat den angefochtenen Einkommensteuerbescheid fir das Streitjahr zu Recht von der Vollziehung
ausgesetzt. Bei der im vorlaufigen Verfahren gemaR & 69 Abs. 3 FGO gebotenen summarischen Prifung der Sach-
und Rechtslage bestehen an der Rechtmafigkeit des Einkommensteuerbescheids fur das Streitjahr ernstliche
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Zweifel. Der Senat halt die Verlustverrechnungsbeschrankung fiir Termingeschafte gemafd § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG
i.d.F. des JStG 2020 bei summarischer Prufung fir nicht mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar.

1. Nach § 128 Abs. 3 i.V.m. § 69 Abs. 3 Satz 1, Abs. 2 Satz 2 FGO ist die Vollziehung eines angefochtenen
Verwaltungsakts ganz oder teilweise auszusetzen, wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmafigkeit des
angefochtenen Verwaltungsakts bestehen oder wenn die Vollziehung fur den Betroffenen eine unbillige Harte zur
Folge hatte. Ist der Verwaltungsakt schon vollzogen, tritt an die Stelle der AdV die Aufhebung der Vollziehung (§ 69
Abs. 2 Satz 7 FGO).

Ernstliche Zweifel im Sinne von § 69 Abs. 2 Satz 2 FGO liegen bereits dann vor, wenn bei summarischer Priifung des
angefochtenen Bescheids neben den fiir seine Rechtmafiigkeit sprechenden Umstanden gewichtige Grinde zutage
treten, die Unentschiedenheit oder Unsicherheit in der Beurteilung von Rechtsfragen oder Unklarheit in der
Beurteilung entscheidungserheblicher Tatfragen bewirken (standige Rechtsprechung, vgl. z.B. Beschlusse des
Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 30.03.2021 - V B 63/20 (AdV), BFH/NV 2021, 1212 und vom 08.04.2009 - | B 223/08,
BFH/NV 2009, 1437). Dass die fir die Rechtswidrigkeit sprechenden Griinde Uberwiegen, wird dabei nicht
vorausgesetzt (vgl. BFH-Beschluss vom 15.04.2020 - IV B 9/20 (AdV), BFH/NV 2020, 919, m.w.N.). Ernstliche Zweifel
kénnen auch verfassungsrechtliche Zweifel hinsichtlich einer dem angefochtenen Verwaltungsakt
zugrundeliegenden Norm sein (standige Rechtsprechung, vgl. z.B. BFH-Beschliisse vom 22.09.2023 -

VIII B 64/22 (AdV), juris, Rz 16; vom 04.07.2019 - VIII B 128/18, BFH/NV 2019, 1060, m.w.N.).

2. Ausgehend von diesen Grundsatzen hat das FG die begehrte AdV des Einkommensteuerbescheids fiir das
Streitjahr zu Recht gewahrt. Der Senat teilt bei der gebotenen summarischen Prifung und ausgehend von den
bisherigen Sachverhaltsfeststellungen des FG dessen ernstliche Zweifel an der RechtmaRigkeit des
Einkommensteuerbescheids fir das Streitjahr.

Rechtslage

a) Der durch Art. 5 Nr. 1 des Gesetzes zur EinfUhrung einer Pflicht zur Mitteilung grenzuberschreitender
Steuergestaltungen vom 21.12.2019 (BGBL | 2019, 2875) geschaffene und durch das Jahressteuergesetz 2020
modifizierte § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG, der auf nach dem 31.12.2020 entstehende Verluste aus Termingeschaften und
damit im Streitfall anzuwenden ist (§ 52 Abs. 28 Satz 25 EStG), schafft --vergleichbar dem Verlustverrechnungskreis
fur Aktienverluste gemafd § 20 Abs. 6 Satz 4 EStG-- neben dem allgemeinen Verlustverrechnungsverbot des & 20
Abs. 6 Satz 1 EStG einen speziellen Verlustverrechnungskreis fiir Termingeschafte, indem Verluste aus
Termingeschaften gemaf? § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EStG nur mit Gewinnen aus Termingeschaften gemaf} § 20 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 EStG und solchen aus Stillhalterpramien gemafs § 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG, nicht aber mit Gewinnen aus
anderen Kapitalanlagen ausgeglichen und verrechnet werden diirfen. Darliber hinaus sind der Verlustausgleich und
die Verlustverrechnung --anders als bei Aktienverlusten-- auch noch der Hohe nach auf jahrlich 20.000 €
beschrankt.

Die Regelung ist nur im Rahmen der Veranlagung der Kapitalertrage anzuwenden, nicht im Rahmen des
Steuerabzugs. Verluste aus Termingeschaften durfen nicht in den Verlustverrechnungstopf fiir allgemeine Verluste
eingestellt werden; dem Steuerpflichtigen ist eine entsprechende Bescheinigung auch ohne Antrag zu erteilen
(Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen --BMF-- vom 11.07.2023, BStBL | 2023, 147, Tz. 118, 2293, 233, als
Erganzung zum BMF-Schreiben vom 19.05.2022, BStBL | 2022, 742).

Nicht ausgeglichene Verluste aus Termingeschaften sind in die Folgejahre vorzutragen und dort jeweils in Hohe von
20.000 € mit Gewinnen aus Termingeschaften oder mit Einklnften aus Stillhalterpramien zu verrechnen, wenn nach
dem unterjahrigen Ausgleich mit Verlusten aus Termingeschaften dieses Jahres ein verrechenbarer Gewinn
verbleibt und das Verrechnungsvolumen in Hohe von 20.000 € durch den unterjahrigen Verlustausgleich noch nicht
verbraucht ist. Verbleiben nach Durchfuhrung des sachlich und betragsmaRigen Verlustausgleichs und der
Verlustverrechnung gemaf’ § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG in einem Veranlagungszeitraum positive Kapitalertrage aus
Termingeschaften, konnen diese in diesem Jahr mit sonstigen negativen Kapitalertragen des
Verlustentstehungsjahrs verrechnet werden; sie kdnnen zudem mit vorgetragenen Verlusten gemaf & 20 Abs. 6
Satz 3 i.V.m. Abs. 6 Satz 6 EStG und mit vorgetragenen Verlusten gemaf: § 20 Abs. 6 Satz 3 i.V.m. Abs. 6 Satz 1 EStG
verrechnet werden (s. im Einzelnen erganzendes BMF-Schreiben vom 11.07.2023, BStBL | 2023, 1471, Tz. 118;
Bleschick in Kirchhof/Seer, EStG, 23. Aufl., § 20 Rz 168; Schmidt/Levedag, EStG, 43. Aufl.,, § 20 Rz 244, 246).

Die dargelegte doppelte Begrenzung des Verlustausgleichs und der Verlustverrechnung fuhrt zu einer zeitlichen
Streckung der Verrechnung von Verlusten aus Termingeschaften. Durch die betragsmafiige Begrenzung wirkt § 20
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Abs. 6 Satz 5 EStG scharfer als die Verlustverrechnungsbeschrankung fiir Verluste aus der Verauferung von Aktien
des § 20 Abs. 6 Satz 4 EStG. Bei beiden Verlustverrechnungskreisen handelt es sich um "Schedulen innerhalb der
Schedule" der Kapitaleinklnfte (Bleschick in Kirchhof/Seer, EStG, 23. Aufl., § 20 Rz 177a).

Entscheidungserheblichkeit/Anwendbarkeit des & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG im Streitfall

b) Der Klager hat im Streitjahr Gewinne und Verluste aus Termingeschaften erzielt. Gemaf? § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
Buchst. a EStG gehort zu den Einklinften aus Kapitalvermogen auch der Gewinn aus Termingeschaften, durch die
der Steuerpflichtige einen Differenzausgleich oder einen durch den Wert einer veranderlichen Bezugsgrofie
bestimmten Geldbetrag oder Vorteil erlangt.

aa) § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a EStG erfasst Termingeschafte, durch die der Steuerpflichtige einen
Differenzausgleich erlangt. Nach der Rechtsprechung des BFH folgt der Begriff des Termingeschafts den
Regelungen des Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG); Termingeschafte in diesem Sinne sind nach § 2 Abs. 2 Nr. 1
WpHG unter anderem Festgeschafte oder Optionsgeschafte, die zeitlich verzogert zu erfullen sind und deren Wert
sich unmittelbar oder mittelbar vom Preis oder Maf3 eines bestimmten Basiswerts ableitet (BFH-Urteil vom
24.10.2017 - VIII R 35/15, BFHE 259, 540, BStBL 11 2018, 189, Rz 13, m.w.N.). MaRgeblich ist insoweit die
Zweckbestimmung des Termingeschdfts, die von dem anhand objektiver Umstande nachvollziehbaren Willen der
Vertragsbeteiligten abhangt. Erfasst sind demnach Termingeschafte, die auf die Erzielung eines Differenzausgleichs
gerichtet sind, nicht aber Termingeschafte, die auf die tatsachliche ("physische") Lieferung des Basiswerts am Ende
der Laufzeit gerichtet sind (vgl. BFH-Urteil vom 24.10.2017 - VIII R 35/15, BFHE 259, 540, BStBL 1 2018, 189, Rz 14,
15, m.w.N. zum Devisentermingeschaft).

bb) Auf der Grundlage der bisherigen Sachverhaltsfeststellungen des FG ist es nicht zu beanstanden, dass das FG die
vom Antragsteller im Streitjahr Uber einen Broker gehandelten CFD-Differenzkontrakte als Termingeschafte im
Sinne des & 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a EStG angesehen hat. Hierliber besteht zwischen den Beteiligten auch
kein Streit. Nach den bisherigen Sachverhaltsfeststellungen des FG folgten aus den CFD-Investitionen auslandische
Kapitalertrage aus Termingeschaften des Antragstellers in Hohe von 250.631 € und Verluste des Antragstellers aus
Termingeschaften in Hohe von 227.289 €. Auch dies ist zwischen den Beteiligten unstreitig.

Verfassungsrechtliche Beurteilung
) Der Senat legt seiner Priifung die folgenden verfassungsrechtlichen Mastabe zugrunde:
Anforderungen aus Art. 3 Abs. 1 GG

aa) Der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG gebietet dem Gesetzgeber, wesentlich Gleiches gleich und
wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln. Zwar ist es grundsatzlich Sache des Gesetzgebers, diejenigen
Sachverhalte auszuwahlen, die er mit gleichen Rechtsfolgen belegt und damit als "wesentlich gleich" qualifiziert.
Diese Auswahl muss jedoch sachgerecht in Bezug auf die jeweils betroffenen unterschiedlichen Sach- und
Regelungsbereiche erfolgen (vgl. nur BVerfG-Beschluss vom 28.11.2023 - 2 BvL 8/13, BGBL | 2024, Nr. 47, m.w.N.).
Dabei ergeben sich je nach Regelungsgegenstand und Differenzierungsmerkmalen aus dem allgemeinen
Gleichheitssatz im Sinne eines stufenlosen, am Grundsatz der Verhaltnismafigkeit orientierten Prifungsmafistabs
unterschiedliche Grenzen fur den Gesetzgeber, die vom bloRen Willkirverbot bis zu einer strengen Bindung an
Verhaltnismafigkeitserfordernisse reichen. Differenzierungen bedurfen stets der Rechtfertigung durch Sachgriinde,
die dem Differenzierungsziel und dem Ausmafs der Ungleichbehandlung angemessen sind (standige
Rechtsprechung, zuletzt BVerfG-Beschluss vom 28.11.2023 - 2 BvL 8/13, BGBL | 2024, Nr. 47, m.w.N.).

bb) Art. 3 Abs. 1 GG bindet den Steuergesetzgeber an den Grundsatz der Steuergerechtigkeit, der es erfordert, die
Besteuerung an der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit auszurichten. Das gilt insbesondere im
Einkommensteuerrecht, das auf die Leistungsfahigkeit des jeweiligen Steuerpflichtigen hin angelegt ist. Im
Interesse verfassungsrechtlich gebotener steuerlicher Lastengleichheit muss darauf abgezielt werden,
Steuerpflichtige bei gleicher Leistungsfahigkeit auch gleich hoch zu besteuern (horizontale Steuergerechtigkeit),
wahrend (in vertikaler Richtung) die Besteuerung hoherer Einkommen im Vergleich mit der Steuerbelastung
niedriger Einkommen dem Gerechtigkeitsgebot gentigen muss (standige Rechtsprechung, zuletzt BVerfG-Beschluss
vom 28.11.2023 - 2 BvL 8/13, BGBL | 2024, Nr. 47, Rz 143, m.w.N.). Abweichungen vom Grundsatz der Besteuerung
nach der Leistungsfahigkeit im Einkommensteuerrecht bedurfen nach Art. 3 Abs. 1 GG der Rechtfertigung (BVerfG-
Beschluss vom 29.03.2017 - 2 BvL 6/11, BVerfGE 145, 106, BStBL Il 2017, 1082, Rz 100).
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30 aaa) Art. 3 Abs. 1 GG ist jedenfalls dann verletzt, wenn sich ein verniinftiger, sich aus der Natur der Sache
ergebender oder sonst wie sachlich einleuchtender Grund fir eine gesetzliche Differenzierung oder
Gleichbehandlung nicht finden Lasst (vgl. z.B. BVerfG-Beschlisse vom 05.10.1993 - 1 BvL 34/81, BVerfGE 89, 132
und vom 18.07.2005 - 2 BvF 2/01, BVerfGE 113, 167, unter C.IV.2. [Rz 126]). Willkur des Gesetzgebers liegt zwar
nicht schon dann vor, wenn er unter mehreren Lésungen nicht die zweckmafiigste, vernunftigste oder gerechteste
gewahlt hat. Es genligt aber Willkir im objektiven Sinn, das heit die tatsachliche und eindeutige
Unangemessenheit der Regelung in Bezug auf den zu ordnenden Gesetzgebungsgegenstand. Der Spielraum des
Gesetzgebers endet dort, wo die ungleiche Behandlung der geregelten Sachverhalte nicht mehr mit einer am
Gerechtigkeitsgedanken orientierten Betrachtungsweise vereinbar ist, wo also ein einleuchtender Grund fur die
gesetzliche Differenzierung fehlt (vgl. z.B. BVerfG-Beschliisse vom 05.10.1993 - 1 BvL 34/81, BVerfGE 89, 132, unter
B.l. [Rz 39]; vom 29.03.2017 - 2 BvL 6/11, BVerfGE 145, 106, BStBL Il 2017, 1082, Rz 101, m.w.N.). Die
Anforderungen an Rechtfertigungsgrunde fur gesetzliche Differenzierungen steigen bis hin zu einer strengen
VerhaltnismaBigkeitsprufung, insbesondere wenn und soweit sich die Ungleichbehandlung von Personen oder
Sachverhalten auf die Ausuibung grundrechtlich geschutzter Freiheiten auswirken kann. Insoweit ist speziell im
Steuerrecht dessen Qualitat als intensives Eingriffsrecht zu berlcksichtigen. Zudem verscharfen sich die
verfassungsrechtlichen Anforderungen, je weniger die Merkmale, an die die gesetzliche Differenzierung anknupft,
fur den Einzelnen verfigbar sind (vgl. zuletzt BVerfG-Beschluss vom 28.11.2023 - 2 BvL 8/13, BGBL | 2024, Nr. 47,
Rz 142, m.w.N.).

31 bbb) Bei der Auswahl des Steuergegenstands belasst der Gleichheitssatz dem Gesetzgeber ebenso wie bei der
Bestimmung des Steuersatzes zwar einen weitreichenden Entscheidungsspielraum. Unter dem Gebot maglichst
gleichmaRiger Belastung der betroffenen Steuerpflichtigen muss die Ausgestaltung des vom Gesetzgeber
gewahlten steuerrechtlichen Ausgangstatbestands aber folgerichtig im Sinne von belastungsgleich erfolgen
(BVerfG-Beschluss vom 28.11.2023 - 2 BvL 8/13, BGBL | 2024, Nr. 47, Rz 144, m.w.N.). Zudem bedarf es zur
Ermittlung der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit des Steuerpflichtigen in der Einkommensteuer eines Ausgleichs
zwischen den vom ihm erwirtschafteten steuerbaren Einnahmen und den zur Erzielung dieser Einnahmen
aufgewendeten Ausgaben. Das damit beschriebene objektive Nettoprinzip ist jedenfalls einfachgesetzlich in § 2
Abs. 2 EStG angelegt (BVerfG-Beschluss vom 12.05.2009 - 2 BvL 1/00, BVerfGE 123, 111, BStBL || 2009, 685, unter
B.l.1.c [Rz 28]). Das objektive Nettoprinzip ist jedoch auch im Hinblick auf beschrankende Regelungen zum
Verlustausgleich und Verlustabzug beruhrt. Es kann zur sachgerechten Bemessung der wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit vom Zeitabschnitt der Verlustentstehung ausgehend "ge6ffnet” werden, indem der Gesetzgeber
Verlustrucktrags- oder -vortragsmaoglichkeiten schafft (vgl. Vorlagebeschluss des BFH vom 14.10.2015 - | R 20/15,
BFHE 252, 44, BStBL 11 2017, 1240, Rz 25). Dabei ist eine zeitliche Streckung der Verlustverrechnung
verfassungsrechtlich grundsatzlich nicht zu beanstanden (Vorlagebeschluss des BFH vom 26.02.2014 - | R 59/12,
BFHE 246, 27, BStBL 1l 2014, 1016 zur Verfassungsmafigkeit der Mindestbesteuerung bei Definitiveffekten). Der
Kernbereich einer Nettoertragsbesteuerung wird aber verletzt, wenn die Gefahr besteht, dass der Verlustausgleich
in der Totalperiode ganzlich ausgeschlossen ist (vgl. auch Vorlagebeschluss des BFH vom 26.02.2014 - | R 59/12,
BFHE 246, 27, BStBL Il 2014, 1016, Rz 30).

32 ccc) Hat der Gesetzgeber seiner Belastungsentscheidung das objektive Nettoprinzip zugrunde gelegt, bedurfen
Ausnahmen von der folgerichtigen Umsetzung eines besonderen, sachlich rechtfertigenden Grunds (BVerfG-
Beschluss vom 12.05.2009 - 2 BvL 1/00, BVerfGE 123, 111, BStBL Il 2009, 685, unter B.l.1.c [Rz 28]). Der rein
fiskalische Zweck staatlicher Einnahmenerhohung ist nicht als besonderer sachlicher Grund in diesem Sinne
anzuerkennen (BVerfG-Beschluss vom 28.11.2023 - 2 BvL 8/13, BGBL | 2024, Nr. 47, Rz 147, m.w.N.). Als besondere
sachliche Griinde kommen unter anderem aufierfiskalische Lenkungszwecke oder Typisierungs- und
Vereinfachungserfordernisse in Betracht (BVerfG-Beschluss vom 28.11.2023 - 2 BvL 8/13, BGBL | 2024, Nr. 47,
m.w.N.).

33 Unvereinbarkeit mit Art. 3 Abs. 1 GG

34 d) Ausgehend von den dargelegten verfassungsrechtlichen MaRstaben halt der Senat bei der gebotenen
summarischen Prufung & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG i.d.F. des JStG 2020 fir nicht mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar (so auch
die herrschende Sichtweise im Schrifttum, etwa Bron, Betriebs-Berater --BB-- 2020, 535, 536; Buge in
Herrmann/Heuer/Raupach --HHR--, § 20 EStG Rz J 20-4; Dahm/Hoffmann, Deutsches Steuerrecht 2020, 81, 83, 84;
Dinkelbach/Briesemeister, Der Betrieb --DB-- 2020, 579, 582; Driien, Finanz-Rundschau --FR-- 2020, 663, 672;
Geberth/Bartelt, DB 2019, 2603, 2605; Jachmann-Michel in Lademann, EStG, § 20 EStG Rz 1618; Jachmann-Michel,
juris Die Monatszeitschrift --jM-- 2020, 120, 122; Jachmann-Michel, BB 2020, 727, 729; Jochum in:
Kirchhof/Sohn/Mellinghoff, EStG, § 20 Rz H 68d; Schmidt/Levedag, EStG, 43. Aufl., § 20 Rz 240).
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§ 20 Abs. 6 Satz 5 EStG bewirkt eine doppelte Ungleichbehandlung von Steuerpflichtigen, die Verluste aus
Termingeschaften erzielen. Der besondere Verrechnungskreis fur Verluste aus Termingeschaften fuhrt zu einer
Ungleichbehandlung von Steuerpflichtigen, je nachdem, ob diese Verluste aus Termingeschaften oder aus anderen
Kapitalanlagen erzielt haben (unter 11.2.d bb). Innerhalb des besonderen Verrechnungskreises fur Verluste aus
Termingeschaften kommt es daruber hinaus zu einer Ungleichbehandlung der vom Steuerpflichtigen erzielten
Gewinne und Verluste aus Termingeschaften (unter I.2.d cc). Bei summarischer Prifung ist diese doppelte
Ungleichbehandlung sachlich nicht durch ausreichend tragfahige Griinde gerechtfertigt (unter 11.2.d dd).

aa) In § 20 Abs. 6 Satz 1 und 2 EStG hat der Gesetzgeber die Grundentscheidung getroffen, dass negative
Kapitalertrage zwar nicht mit positiven Einklnften anderer Einkunftsarten ausgeglichen werden dirfen, aber
innerhalb der Schedule positive und negative Kapitalertrage ausgeglichen und miteinander verrechnet werden
kdnnen. Wahrend eine Verlustverrechnungsbeschrankung fur negative Kapitalertrdge, die dem gesonderten Tarif

(8 32d Abs. 1 EStG) unterliegen, folgerichtig ist, gilt dies nicht flr spezielle Verlustverrechnungskreise innerhalb der
Schedule fur dem gesonderten Tarif unterliegende positive und negative Kapitalertrage. Die Gestaltungsfreiheit des
Gesetzgebers, die Besteuerung der Kapitaleinkiinfte mit einer abgeltenden Besteuerung der Kapitalertrage anderen
Regelungen zu unterwerfen als bei den anderen Einkunftsarten, um hierdurch den Erfordernissen des
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung tragen zu konnen, entbindet ihn nicht von der Verpflichtung, die
Besteuerung innerhalb der Schedule der Kapitaleinkunfte folgerichtig, das heifdt gleichheitsgerecht auszugestalten
(BFH-Vorlagebeschluss vom 17.11.2020 - VIII R 11/18, BFHE 271, 399, BStBL Il 2021, 562, Rz 51). Diese
Verpflichtung beinhaltet auch, positive und negative Kapitalertrage innerhalb der Schedule folgerichtig zu
besteuern (vgl. Jachmann-Michel in Lademann, EStG, § 20 EStG Rz 1618; Jachmann-Michel, jM 2020, 120, 122;
Jachmann-Michel, BB 2020, 727, 729).

Der Senat vermag in der Einfiihrung des weiteren Verlustverrechnungskreises in & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG keinen
Systemwechsel des Gesetzgebers weg von dem nach wie vor in § 20 Abs. 6 Satz 2 EStG geregelten Grundprinzip der
Gleichbehandlung positiver und negativer Kapitalertrage innerhalb der nach dem gesonderten Tarif zu
besteuernden Kapitalertrage zu erkennen.

Jeder der gesonderten Verlustverrechnungskreise ist danach fiir sich betrachtet an Art. 3 Abs. 1 GG zu messen. Aus
dem Vorhandensein mehrerer Verlustverrechnungskreise innerhalb der Schedule der Kapitaleinkinfte lasst sich
auch nicht ableiten, dass fir die einzelnen Verlustverrechnungskreise geringere Anforderungen fir die folgerichtige
Ausgestaltung des Gesetzes und fiir die Rechtfertigung einer Ungleichbehandlung zu stellen sind, als vom Senat im
Vorlagebeschluss vom 17.11.2020 - VIII R 11/18 (BFHE 271, 399, BStBL 1l 2021, 562) zur
Verlustverrechnungsbeschrankung fur Aktienverauierungsverluste dargelegt wurden.

bb) Steuerpflichtige, die Verluste aus Termingeschaften erzielt haben, werden durch & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG
gegenuber Steuerpflichtigen mit Verlusten aus anderen Kapitalanlagen daher insoweit ungleich behandelt, als die
Verluste aus Termingeschaften nur mit Gewinnen aus Termingeschaften gemaf} § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EStG und
solchen aus Stillhalterpramien gemaf § 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG, nicht aber mit Gewinnen aus anderen Kapitalanlagen
ausgeglichen und verrechnet werden kénnen. Es bedarf nach den unter Il.2.c bb und unter I1.2.d aa dargelegten
Grundsatzen einer tragfahigen verfassungsrechtlichen Rechtfertigung furr diese Ungleichbehandlung.

cc) Die Ungleichbehandlung negativer Kapitalertrage aus Termingeschaften gemaft § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG wird
dadurch verscharft, dass die Vorschrift entgegen den Vorgaben des objektiven Nettoprinzips zu einer
asymmetrischen Besteuerung von Gewinnen und Verlusten aus Termingeschaften auch innerhalb des
Verlustverrechnungskreis fuhrt (unter 11.2.d cc aaa). Diese Asymmetrie bewirkt, dass in einem Verlustentstehungsjahr
wirtschaftlich nicht erzielte Gewinne aus Termingeschaften besteuert werden kénnen, sofern die Differenz von
Gewinnen und Verlusten aus Termingeschaften den Betrag von 20.000 € im Verlustentstehungsjahr Ubersteigt
(unter 11.2.d cc bbb). Schliefslich kann nicht im Wege einer typisierenden Betrachtung von einem vollstandigen
Ausgleich von Verlusten aus Termingeschaften in der Totalperiode ausgegangen werden (unter 1l.2.d cc ccc).

aaa) Wahrend & 20 Abs. 6 Satz 4 EStG eine Verrechnung von Verlusten und Gewinnen innerhalb artgleicher
AktienverauRRerungsgeschafte im Verlustentstehungsjahr unbegrenzt zuldsst, wird die Verlustverrechnung durch
§ 20 Abs. 6 Satz 5 EStG innerhalb der artgleichen Termingeschafte betragsmafig eingeschrankt. Verluste aus
Termingeschaften, denen (artgleiche) Gewinne aus Termingeschaften gegenuberstehen, werden im
Verlustentstehungsjahr hingegen oberhalb der Verlustverrechnungsgrenze von 20.000 € vom Verlustausgleich
ausgeschlossen, wahrend verbleibende Gewinne aus Termingeschaften --vorbehaltlich der Verrechnung mit
sonstigen Verlusten aus Kapitalvermogen-- vollumfanglich der Besteuerung unterworfen werden. Diese
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asymmetrische Besteuerung von Gewinnen und Verlusten aus Termingeschaften widerspricht dem objektiven
Nettoprinzip, dessen Ausfluss es gerade ist, dass Gewinne und Verluste steuerlich gleich behandelt werden
(HHR/Buge, EStG, § 20 EStG Rz J 20-4; vgl. auch Jachmann-Michel, jM 2020, 120, 122).

Die Regelung widerstreitet auch den grundsatzlichen Einkinfteermittlungsregeln fir Kapitalertrage, die unter den
gesonderten Tarif gemaf & 32d Abs. 1 EStG fallen. Die Beschrankung des Verlustausgleichs innerhalb der
artgleichen Termingeschafte, soweit die Verluste 20.000 € Ubersteigen, steht im Gegensatz zum Grundprinzip, dass
andere Kapitalertrage erst nach dem Verlustausgleich in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen sind (s. & 20
Abs. 6 Satz 2 EStG).

Da § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG im Rahmen des Steuerabzugs nicht anzuwenden ist, werden nur positive Kapitalertrage
aus Termingeschaften dem Steuerabzug unterworfen (§ 43 Abs. 1 Nr. 11 EStG). Negative Kapitalertrage aus
Termingeschaften wirken sich im Rahmen des Steuerabzugs bis zum Betrag von 20.000 € nicht aus. Sie werden zwar
vom Steuerentrichtungspflichtigen unaufgefordert bescheinigt (vgl. erganzendes BMF-Schreiben vom 11.07.2023,
BStBL 12023, 1471, Tz. 118, 2293, 233), der Steuerpflichtige muss jedoch stets einen Antrag gemaf § 32d Abs. 2

Nr. 4 EStG stellen und die Verluste veranlagen lassen, um deren Verrechnung in Hohe von 20.000 € und den
Verlustvortrag gemaf? § 20 Abs. 6 Satz 5 Halbsatz 2 i.V.m. Abs. 6 Satz 3 i.V.m. § 10d Abs. 4 EStG sicherzustellen.
Auch hierin liegt eine Schlechterstellung der Gewinne und Verluste aus Termingeschaften gegenuber anderen
Kapitalertragen, die bereits im Rahmen des Steuerabzugs ausgeglichen werden kdnnen.

bbb) & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG bewirkt bei einem Sachverhalt wie im Streitfall, bei dem Gewinne aus
Termingeschaften und den Betrag von 20.000 € bersteigende Verluste aus Termingeschaften vorliegen, dariiber
hinaus, dass im Verlustentstehungsjahr Gewinne aus Termingeschaften besteuert werden, die der Steuerpflichtige
wirtschaftlich nicht erzielt hat. Dies fuhrt zu einer Nachschusspflicht des Steuerpflichtigen aus anderen Einkunften
oder versteuertem Vermdgen, wenn die anfallende Einkommensteuer nicht aus den durch Termingeschafte
erwirtschafteten Einnahmen entrichtet werden kann (vgl. auch Drien, FR 2020, 663, 672). So ibersteigt im Streitfall
die auf die Einnahmen aus Termingeschaften anfallende Einkommensteuer (213.826 € * 25 % = 53.456 €) den
wirtschaftlichen Gesamtgewinn aus den Termingeschaften des Streitjahrs (23.342 €).

ccc) § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG kann zudem einen vollstandigen Ausschluss des Ausgleichs von Verlusten aus
Termingeschaften oberhalb eines Betrags von 20.000 € in der Totalperiode begunstigen.

(1) Die doppelte Begrenzung des Verlustausgleichs und der Verlustverrechnung flhrt zu einer zeitlichen Streckung
der Verrechnung von Verlusten aus Termingeschaften. Die Grundkonzeption einer zeitlichen Streckung der
Verlustverrechnung ist verfassungsrechtlich nur dann nicht zu beanstanden, wenn nicht die Gefahr besteht, dass der
Verlustausgleich in der Totalperiode ganzlich ausgeschlossen ist (vgl. hierzu unter 11.2.c bb bbb). Hiervon ist bei § 20
Abs. 6 Satz 5 EStG aber gerade nicht auszugehen.

(2) Ebenso wie bei der Verlustverrechnungsbeschrankung fiir Aktienverauerungsverluste (vgl. Vorlagebeschluss des
Senats vom 17.11.2020 - VIII R 11/18, BFHE 271, 399, BStBL 1l 2021, 562, Rz 47) kann bei der
Verlustverrechnungsbeschrankung fur Termingeschafte in &8 20 Abs. 6 Satz 5 EStG nicht wie bei einer
einkunftelibergreifenden Verlustverrechnungsbeschrankung im Wege typisierender Betrachtung davon
ausgegangen werden, dass Verluste aus Termingeschaften in der Totalperiode vollstandig ausgeglichen werden, so
dass dem Steuerpflichtigen die ganze oder teilweise Nichtberlcksichtigung des Verlustes droht. Da ein
Verlustriicktrag nicht moglich ist, besteht bereits zu Lebzeiten des Steuerpflichtigen die typische Gefahr einer
weitgehenden Nichtverrechenbarkeit, wenn nach der Realisation eines Verlustes aus Termingeschaften keine
gleichartigen Gewinne nachfolgen. Es mussen vielmehr erst wieder neue Gewinne aus Termingeschaften oder
Stillhalterpramien erzielt werden, um im Wege des Verlustvortrags eine Verrechnung mit entstandenen Verlusten zu
erreichen. Vom Erblasser nicht genutzte Verlustvortrage gemafd § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG, die gemaf3 § 20 Abs. 6

Satz 2 und 3i.V.m. § 10d Abs. 4 EStG in der Vergangenheit festgestellt wurden, kdnnen auch vom Rechtsnachfolger
nicht im Rahmen seiner eigenen Veranlagung zur Einkommensteuer geltend gemacht werden (vgl. Beschluss des
GroBen Senats des BFH vom 17.12.2007 - GrS 2/04, BFHE 220, 129, BStBL 11 2008, 608; s.a. Vorlagebeschluss des
Senats vom 17.11.2020 - VIII R 11/18, BFHE 271, 399, BStBL Il 2021, 562, Rz 48).

(3) Die jahrliche Betragsgrenze von 20.000 € verscharft diesen Effekt. Sie begunstigt bei hohen Verlusten die Gefahr
eines endgultigen Verlustuntergangs. Ein Steuerpflichtiger misste beispielsweise zur Verrechnung eines Verlustes
aus einem Termingeschaft in Hohe von 1 Mio. € noch weitere 50 Jahre leben und in jedem dieser 50 Jahre
hinreichende Gewinne aus Termingeschaften und Stillhalterpramien erzielen, um eine vollstandige
Verlustverrechnung zu erreichen; wiirde er in den Folgejahren auch jeweils Verluste aus Termingeschaften erzielen,
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wirde sich die Verrechnung der Verluste entsprechend verlangern. Auch im Streitfall brauchte der Antragsteller fir
die Verrechnung des gesondert festgestellten Verlustes in Hohe von 207.289 € lber zehn Jahre, um die Verluste
auszugleichen, vorausgesetzt, er wirde in den Folgejahren jedes Jahr positive Einkunfte aus Termingeschaften und
Stillhalterpramien in Hohe von mindestens 20.000 € und keine weiteren ausgleichsfahigen Verluste aus
Kapitalvermdgen erzielen. Hinzu kommt, dass dann, wenn der Steuerpflichtige im Folgejahr der Verlustentstehung
weitere Termingeschafte tatigt und hieraus Verluste erzielt, diese neuen Verluste vorrangig mit aktuellen Gewinnen
aus Termingeschaften und solchen aus Stillhalterpramien gemaf: § 20 Abs. 1 Nr. 11 EStG dieses Jahres bis zur
absoluten Verlustverrechnungsgrenze von 20.000 € auszugleichen sind. In Fallen wie im Streitfall ist deshalb nicht
nur eine sofortige vollstandige Berucksichtigung ausgeschlossen, sondern die Verlustberlcksichtigung kann
endgultig unmaglich sein (vgl. auch Druen, FR 2020, 663, 670).

dd) Der Senat sieht bei der gebotenen, aber ausreichenden summarischen Prifung keine tragfahigen sachlichen
Rechtfertigungsgriinde fir die dargelegten Ungleichbehandlungen.

aaa) Es liegen aus Sicht des Senats hinreichende Griinde fir eine strengere, am VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz
orientierte Priifung der gesetzgeberischen Differenzierung vor. § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG kann sich, ebenso wie & 20
Abs. 6 Satz 4 EStG (vgl. Vorlagebeschluss des Senats vom 17.11.2020 - VIII R 11/18, BFHE 271, 399, BStBL Il 2021,
562, Rz 52) auf die Auslibung grundrechtlich geschutzter Freiheiten auswirken. Die vom Grundrecht der
wirtschaftlichen Betatigungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG geschutzte Entscheidung, zwischen verschiedenen
Kapitalanlageobjekten und -formen frei auszuwahlen, wird zumindest mittelbar dadurch beeintrachtigt, dass der
Steuerpflichtige gedrangt wird, wenn er seine Verluste ausgleichen will, wieder in bislang schon nicht erfolgreiche
Termingeschafte zu investieren. Er wird von der durch § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG bewirkten Verluststreckung deshalb
dazu angehalten, seine Investition in Termingeschafte auch dann nicht zu beenden, wenn die eingetretene
Verlustsituation ihn ansonsten zum Ausstieg aus diesem Anlagesegment motivieren wiirde (vgl. Vorlagebeschluss
des Senats vom 17.11.2020 - VIII R 11/18, BFHE 271, 399, BStBL Il 2021, 562, Rz 52).

bbb) Die Verlustausgleichs- und -verrechnungsbeschrankung halt aber auch einer Prifung am Mafistab des
Willkurverbots nicht stand. Es fehlt ein sachlich einleuchtender Grund fur die gesetzliche Differenzierung zwischen
solchen Steuerpflichtigen, die Verluste aus Termingeschaften erzielen, und solchen mit Verlusten aus anderen
Kapitalanlagen.

(1) Nach der Gesetzesbegriindung sollen Verluste aus Termingeschaften in einem besonderen
Verlustverrechnungskreis beruicksichtigt werden, um das Investitionsvolumen und die daraus fur Anleger
entstehenden Verlustrisiken aus diesen spekulativen Anlagen zu begrenzen (BTDrucks 19/15876, S. 61).
Termingeschafte seien, so die Gesetzesbegriindung, durch ihre begrenzte Laufzeit und durch Hebeleffekte in
wesentlichem Umfang spekulativ. Es kdnnten einerseits hohe Gewinne und andererseits der Totalverlust der Anlage
eintreten. Diese Effekte wirden bei anderen Kapitalanlagen nicht in vergleichbarem Ausmaf3 auftreten.

(2) Dieser Gesichtspunkt tragt auch unter Berlicksichtigung eines weiten gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums
die dargelegten Ungleichbehandlungen nicht. & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG ist nicht geeignet, die fur Anleger
bestehenden Verlustrisiken zu begrenzen. Der Steuerpflichtige wird durch die Verluststreckung im Gegenteil dazu
angehalten, weiterhin in Termingeschafte zu investieren, um die entstandenen Verluste mit kiinftigen Gewinnen
verrechnen zu kénnen (vgl. unter 1.2.d dd aaa).

(3) Die Einschrankung der Verlustverrechnung erhoht zudem die aus wirtschaftlicher Sicht nachteiligen Folgen fur
den Steuerpflichtigen, da er die Moglichkeit verliert, seine Verluste aus Termingeschaften steuerlich geltend zu
machen und sie damit zum Teil wirtschaftlich auszugleichen (Druen, FR 2020, 663, 670). Fur die im Streitfall zu
beurteilende Situation, dass der Antragsteller Gewinne und Verluste aus Termingeschaften in demselben Jahr erzielt
und die Gewinne die Verluste sowie Letztere den Betrag von 20.000 € ubersteigen, bewirkt § 20 Abs. 6 Satz 5
Halbsatz 1 EStG, wie dargestellt, dass der Antragsteller einen wirtschaftlichen "Scheingewinn" versteuern muss.
Dies legt zumindest nahe, dass der Gesetzgeber weniger den Anleger davor schiitzen wollte, zu hohe Verlustrisiken
einzugehen, als den Fiskus vielmehr vor den Risiken fur das Steueraufkommen, die aber weder beziffert noch
inhaltlich konkretisiert werden (Druen, FR 2020, 663, 669; Jachmann-Michel, jM 2020, 120, 122). Ein solches
fiskalisches Ziel kann die Beschrankung des Verlustausgleichs mit den dargelegten Folgen fiir den Steuerpflichtigen
nicht rechtfertigen (so auch Drien, FR 2020, 663, 669).

(4) Auch ein etwaiger Abschreckungscharakter fir die Durchfiihrung von Termingeschaften, den die Regelung in
§ 20 Abs. 6 Satz 5 EStG aufgrund der dargelegten gravierenden Folgen fiir den Steuerpflichtigen bei einem hohen
Verlust beinhaltet, stellt aus der Sicht des Senats keinen tragfahigen Rechtfertigungsgrund dar. Entgegen der
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Annahme in der Gesetzesbegriindung (BTDrucks 19/15876, S. 61) sind Termingeschafte im Sinne des & 20 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 EStG nicht in jedem Fall hochspekulative Anlagen, sondern dienen regelmatfsig als
Absicherungsgeschafte, etwa zur Absicherung von Kurs-, Wahrungs- oder Zinsrisiken, und entfalten als solche
risikomindernde Wirkung (Drien, FR 2020, 663, 666; Dinkelbach/Briesemeister, DB 2020, 579, 58; Bron, BB 2020,
535, 536).

56 (5) Weitere Rechtfertigungsgriinde werden in der Gesetzesbegrundung zu § 20 Abs. 6 Satz 5 EStG nicht
angesprochen. Sie sind auch sonst nicht ersichtlich.

57 e) Ob und inwieweit & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG bei der gebotenen summarischen Prifung auch mit Art. 2 Abs. 1 und
Art. 14 GG unvereinbar ist, weil die Entscheidung des Steuerpflichtigen, zwischen verschiedenen
Kapitalanlageobjekten und -formen frei auszuwahlen, zumindest mittelbar dadurch beeintrachtigt wird, dass der
Steuerpflichtige gedrangt wird, wieder in bislang schon nicht erfolgreiche Termingeschafte zu investieren (vgl.
hierzu unter I1.2.d dd aaa), lasst der Senat offen.

58 Berechtigtes Interesse der Antragsteller

59 3. Das FG hat zu Recht auch ein berechtigtes Interesse der Antragsteller an der AdV des angefochtenen
Einkommensteuerbescheids fur das Streitjahr bejaht. Dabei kann offenbleiben, ob es in den Fallen, in denen die
ernstlichen Zweifel an der Rechtmafigkeit des Verwaltungsakts auf verfassungsrechtlichen Zweifeln an der
Gultigkeit der dem Verwaltungsakt zugrundeliegenden Norm beruhen, eines besonderen Aussetzungsinteresses
bedarf (vgl. zum Streitstand BFH-Beschluss vom 23.05.2022 - V B 4/22 (AdV), BFH/NV 2022, 1030, Rz 22 f., m.w.N.;
vgl. auch BVerfG-Beschlisse vom 24.10.2011 - 1 BvR 1848/11, 1 BvR 2162/11, Hochstrichterliche
Finanzrechtsprechung --HFR-- 2012, 89, Rz 4 und vom 06.05.2013 - 1 BvR 821/13, HFR 2013, 639, Rz 7). Jedenfalls
im Streitfall fallt die Interessenabwagung zugunsten der Antragsteller aus. Bei dieser Abwagung hat sich der Senat
davon leiten lassen, dass die Bedenken beziiglich der Verfassungsmafigkeit der Verlustverrechnungsbeschrankung
des & 20 Abs. 6 Satz 5 EStG i.d.F. des JStG 2020 von hinreichendem Gewicht sind und die Anwendung der Vorschrift
im Streitfall fir die Antragsteller Auswirkungen von erheblichem Gewicht hat, da sie dazu fiihrt, dass die
Antragsteller auf einen wirtschaftlich im Streitjahr erzielten Gesamtgewinn aus Termingeschaften in Hohe von
23.342 € Einkommensteuer in Hohe von 53.456 € zahlen missen. Aufserdem ist weder dargelegt noch sonst
ersichtlich, dass die Gewahrung der AdV im Streitfall das offentliche Interesse an einer geordneten
Haushaltsflihrung berlihren konnte. Angesichts dessen ist dem Interesse der Antragsteller an einer AdV des
Einkommensteuerbescheids flur das Streitjahr Vorrang zu geben.

60 4. Die Kostenentscheidung beruht auf & 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de
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BFH Bundesfinanzhof #

Urteil vom 28. Februar 2024, 1l R 27/21

Parkhaus als erbschaftsteuerrechtlich nicht begiinstigtes Verwaltungsvermégen
ECLI:DE:BFH:2024:U.280224.11R27.21.0
BFH II. Senat

AO §14S1,BGB § 535, BVerfGG & 80 Abs 1, ErbStG & 13a, ErbStG & 13b Abs 2, ErbStG & 13b Abs 4 Nr 1 S 1, ErbStG &
13b Abs 4 Nr 1 S 2 Buchst b DBuchst aa, ErbStG § 13b Abs 4 Nr 1 S 2 Buchstb S 2, EStG & 2 Abs 1 S 1 Nr 2, GG Art 3 Abs
1,GGArt 100 Abs1S1

vorgehend FG Koln, 10. Juni 2021, Az: 7 K 2718/20
Leitsatze

1. Im Rahmen eines Parkhausbetriebs Dritten zur Nutzung Uberlassene Parkplatze stellen erbschaftsteuerrechtlich nicht
begunstigtes Verwaltungsvermdogen dar. Eine einschrankende Auslegung der entsprechenden Normen ist weder aus
systematischen noch aus verfassungsrechtlichen Grinden geboten.

2. Die Entscheidung des Gesetzgebers, bestimmte Nutzungsiiberlassungen von Grundstiicken nicht als schadliches
Verwaltungsvermogen zu qualifizieren, ist durch seinen weiten Entscheidungs- und Gestaltungsspielraum gedeckt.

Tenor

Die Revision des Klagers gegen das Urteil des Finanzgerichts Kéln vom 10.06.2021 - 7 K 2718/20 wird als unbegriindet
zuruckgewiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Kldager zu tragen.

Tatbestand

1  Der Klager und Revisionsklager (Klager) ist Alleinerbe seines am xx.xx.2018 verstorbenen Vaters (Erblasser). Die
Erbeinsetzung erfolgte durch notariell beurkundetes Testament.

2 Zum Nachlassvermogen gehort das Einzelunternehmen des Erblassers. Dieses umfasste ein mit einem Parkhaus und
einer Tankstelle bebautes Grundstiick. Das Parkhaus, das taglich 24 Stunden ge6ffnet war, hatte der Erblasser
ursprunglich selbst betrieben. Ab Anfang 2000 verpachtete er es unbefristet an den Klager. Die Einnahmen aus dem
Pachtverhaltnis fuhrten beim Erblasser zu gewerblichen Einkiinften nach & 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des
Einkommensteuergesetzes (EStG). Die Tankstelle, die 7,12 % der gesamten Bruttoflache des bebauten Grundstucks
ausmachte, war bis Ende 2018 an eine GmbH verpachtet.

3 Inseiner Erklarung zur Feststellung des Werts des Betriebsvermogens auf den Bewertungsstichtag xx.xx.2018 gab
der Klager den gemeinen Wert des gesamten Betriebsvermdgens mit ... € an. Verwaltungsvermogen war nach seiner
Erklarung nicht vorhanden.

4 Nachdem ein erster Feststellungsbescheid vom 11.05.2020 im Rahmen des dagegen anhangigen
Einspruchsverfahrens aufgehoben wurde, stellte der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt --FA--) mit
Feststellungsbescheid vom 07.07.2020 den Wert des Betriebsvermdgens fest. Die Summen der gemeinen Werte der
Vermogensgegenstande des Verwaltungsvermdgens wurden auf ... € festgestellt, was dem erklarten Wert des
gesamten mit dem Parkhaus und der Tankstelle bebauten Grundstiicks entsprach.
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Nach erfolglosem Einspruchsverfahren gegen den Feststellungsbescheid vom 07.07.2020 wurden wahrend des
Klageverfahrens mit Anderungsbescheid vom 10.06.2021 der Wert des Betriebsvermdégens auf ... € und die Summen
der gemeinen Werte der Vermodgensgegenstande des Verwaltungsvermdgens auf ... € festgestellt. Die Summen der
gemeinen Werte der Vermogensgegenstande des Verwaltungsvermogens entsprachen dem Grundbesitzwert, den
die Bewertungsstelle zuvor flr das gesamte bebaute Grundstick festgestellt hatte.

Die Klage vor dem Finanzgericht (FG) blieb erfolglos. Das FG flhrte zur Begriindung im Wesentlichen aus, bei dem
mit dem Parkhaus und der Tankstelle bebauten Grundstiick handle es sich insgesamt um Verwaltungsvermdgen im
Sinne des & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG). Das Urteil des FG

ist in Entscheidungen der Finanzgerichte 2021, 1831 veroffentlicht.

Mit seiner Revision macht der Klager eine Verletzung von & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1, Satz 2 Buchst. b
Doppelbuchst. aa und Buchst. b Satz 2 ErbStG geltend.

Zur Begriindung fuhrt er im Wesentlichen aus, & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Doppelbuchst. aa und Buchst. b
Satz 2 ErbStG seien teleologisch und verfassungskonform dahingehend auszulegen, dass es sich bei einem
Parkhausbetrieb nicht um steuerschadliches Verwaltungsvermogen handle. Sollte der Bundesfinanzhof (BFH) eine
solche Auslegung nicht durchfuihren, sei hilfsweise das Verfahren auszusetzen und eine Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) darliber einzuholen, ob ein Verstof? gegen den allgemeinen Gleichheitssatz
gemaf Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) vorliege, wenn ein gewerblicher Parkhausbetrieb im Unterschied zu
anderen gewerblichen Betrieben als steuerschadliches Verwaltungsvermogen einzustufen sei.

Die Feststellung im BFH-Urteil vom 02.12.2020 - 11 R 22/18 (BFHE 272, 120, BStBL Il 2022, 66), wonach die
Rickausnahmen einer teleologischen Reduktion nicht zuganglich seien, sei nicht tragfahig. Diese Feststellung
betreffe die Vorgangervorschrift. Diese sei geandert worden, indem in & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 ErbStG ein neuer
Buchst. e eingefligt worden sei. Der neue Buchst. e sei eine Sonderregelung fur bayerische Brauereien, die ihre
Grundstucke fur den Betrieb von Gaststatten vermieten und dorthin auch Bier liefern wiirden. Die Aufnahme dieser
weiteren Sonderregelung zeige, dass von einer abschlieffenden Systematik bei der Gestaltung der Riickausnahmen
zu & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 ErbStG nicht die Rede sein kdonne. Auch der Finanzausschuss habe in 2008 bereits
ausgefiihrt (BTDrucks 16/11107, S. 11), dass er den Katalog in § 13b Abs. 2 ErbStG a.F. nicht als abschlief?end
ansehe. Dies sei im Rahmen der historischen Auslegung zu berlicksichtigen. Eine systematische Auslegung der
Rickausnahmen in § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 ErbStG spreche dafiir, dass ein sachlicher Zusammenhang zu einer
unternehmerischen Tatigkeit pragend sei und die Gegenstande des Verwaltungsvermogens den Hauptzweck der
unternehmerischen Tatigkeit darstellen wiirden. Bei einem Parkhausbetrieb sei die Uberlassung der Grundstiicke
der Hauptzweck der unternehmerischen Tatigkeit. AuBerdem wirden gewerbliche Zusatzleistungen erbracht. Das
BVerfG habe in seinem Urteil vom 17.12.2014 - 1 BvL 21/12 (BVerfGE 138, 136, BStBL Il 2015, 50, Rz 238 ff.)
dargelegt, dass der Gesetzgeber mit der Bestimmung Uber das Verwaltungsvermogen uberwiegend
vermogensverwaltende Betriebe von der Verschonung ausnehmen habe wollen, weil "Vermdgen, das in erster Linie
der weitgehend risikolosen Renditeerzielung dient und in der Regel weder die Schaffung von Arbeitsplatzen noch
zusatzliche volkswirtschaftliche Leistungen bewirkt,” nicht beglnstigt werden solle (vgl. BTDrucks 16/7918, S. 35 f.).

Hauptziel der Verschonungsregelung sei danach, den Bestand von in personaler Verantwortung gefiihrten Betrieben
zu erhalten und Arbeitsplatze trotz eines erbfallbedingten Wechsels des Betriebsinhabers zu sichern. Dieser Sinn
und Zweck sei bei der Auslegung der Regelungen uber das Verwaltungsvermogen zu berucksichtigen. Ein
Parkhausbetrieb diene nicht der risikolosen Renditeerzielung, sondern stelle ein Unternehmen dar, mit dem
Arbeitspldtze geschaffen wiirden und das volkswirtschaftliche Leistungen erbringe. Auch die Finanzverwaltung sei
der Auffassung, dass es auf die Frage ankomme, ob die Tatigkeit der Grundstuickstiberlassung insgesamt wegen der
Zusatzleistungen nach ertragsteuerrechtlichen Grundsatzen als originar gewerbliche Tatigkeit einzustufen sei.
Demzufolge seien nach ihrer Ansicht Beherbergungsbetriebe wie Hotels, Pensionen oder Campingplatze
erbschaftsteuerrechtlich begunstigtes Betriebsvermdgen (R E 13b.13 der Erbschaftsteuer-Richtlinien --ErbStR--
2019 vom 16.12.2019, BStBL | 2019, Sondernr. 1/2019). Da danach auf ertragsteuerrechtliche Kriterien abzustellen
sei, sei auch die Grundstiicksiiberlassung im Rahmen eines Parkhausbetriebs als erbschaftsteuerrechtlich
beglinstigte Tatigkeit einzustufen. Ein Parkhausbetrieb erschdpfe sich nicht in der bloRen Nutzungsiiberlassung von
Grundstuicken. Fur die gewerblichen Zusatzleistungen werde weiteres Personal neben dem Betriebsinhaber
bendtigt, wie es im Streitfall an der Beschaftigung von zwei zusatzlichen Vollzeitkraften und zwei geringfugig
Beschaftigten deutlich werde. Es wirden Arbeitsplatze geschaffen und eine volkswirtschaftlich notwendige
Leistung durch die Parkplatzgestellung an einen kurzfristig wechselnden Personenkreis erbracht, der innerstadtisch
auf solche Parkplatze angewiesen sei.
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Es gebe schlieBlich verfassungsrechtliche Bedenken, wenn man Parkhausbetriebe und Beherbergungsbetriebe
insgesamt als nicht beglinstigte Betriebe behandeln wirde. Das BVerfG habe in seinem Urteil vom 17.12.2014 -

1 BvL 21/12 (BVerfGE 138, 136, BStBL Il 2015, 50, Rz 123 ff.) dargelegt, dass die einmal getroffene
Belastungsentscheidung der Prifung am allgemeinen Gleichheitssatz standhalten musse. Der steuerrechtliche
Tatbestand musse folgerichtig ausgestaltet sein. Dem werde die Auffassung, Parkhausbetriebe oder
Beherbergungsbetriebe nicht als begunstigtes Unternehmensvermogen einzustufen, nicht gerecht. Gewerbebetriebe
wie eine Backerei und ein Zeitungskiosk waren begunstigt, Parkhauser und Hotels dagegen nicht. Ein
erbschaftsteuerrechtlicher Grund sei nicht ersichtlich. Es handle sich in beiden Fallen um produktives Vermogen und
es wirden Arbeitskrafte eingesetzt. Dies gelte erst recht, wenn man die Riickausnahmen des & 13b Abs. 4 Nr. 1

Satz 2 ErbStG einbeziehe. Brauereibetriebe, die Grundstlicke an angeschlossene Gaststatten vermieten wiirden oder
Mineralolunternehmen, die Tankstellengrundstiicke angeschlossenen Tankstellen Uberlassen wirden, kdnnten
diese Grundstiicke dem erbschaftsteuerrechtlichen Betriebsvermogen zuordnen. Hier lage ein Versto® gegen Art. 3
Abs. 1 GG vor. Eine folgerichtige Belastungsentscheidung kénne nur darin liegen, auch Parkhausbetriebe und
Hotelbetriebe erbschaftsteuerrechtlich zu beglinstigen.

Fur die Auslegung des Begriffs der Vermdgensverwaltung sei auf § 14 Satz 3 der Abgabenordnung (AO)
zuriickzugreifen. Die Uberlassung von Parkplétzen sei keine Vermogensverwaltung nach § 14 Satz 3 AO. Er --der
Klager-- unterhalte einen wirtschaftlichen Geschaftsbetrieb, der insbesondere fir die kurzfristige Vermietung
notwendig sei.

Der Klager beantragt,

die Vorentscheidung aufzuheben und den Feststellungsbescheid vom 10.06.2021 dahingehend zu dandern, dass die
Summen der gemeinen Werte der Vermodgensgegenstande des Verwaltungsvermogens auf ... € (= 7,12 % der
festgestellten Summen der gemeinen Werte der Vermdgensgegenstande des Verwaltungsvermogens) festgestellt
werden,

hilfsweise, das Verfahren auszusetzen und eine Entscheidung des BVerfG zu der Frage einzuholen, ob es mit Art. 3
Abs. 1 GG vereinbar ware, dass & 13b Abs. 4 Nr. 1 ErbStG Parkhausbetriebe als Verwaltungsvermaogen einstuft.

Das FA beantragt,
die Revision als unbegrindet zurliickzuweisen.

Das Bundesministerium der Finanzen ist dem Verfahren am 27.06.2023 beigetreten (§ 122 Abs. 2 Satz 1 der
Finanzgerichtsordnung --FGO--). Es hat keinen Antrag gestellt. Es unterstutzt inhaltlich das Vorbringen des FA.

Entscheidungsgrunde

16

17

18

Die Revision ist unbegrindet und deshalb zuriickzuweisen (§ 126 Abs. 2 FGO). Das FG hat zu Recht die Klage
abgewiesen.

1. Das von dem Klager als Gesamtrechtsnachfolger des Erblassers erworbene Parkhaus gehdrt zum
Verwaltungsvermaogen im Sinne des § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 ErbStG, sodass der Wert des Betriebsvermdgens nach
§ 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG insgesamt nicht beglinstigt ist.

a) Fur den Erwerb von Betriebsvermogen sieht & 13a i.V.m. § 13b ErbStG unter bestimmten Voraussetzungen
Steuerbefreiungen vor. Zum begunstigungsfahigen Vermogen gehort gemafd & 13b Abs. 1 Nr. 2 ErbStG inlandisches
Betriebsvermogen (88 95 bis 97 Abs. 1 Satz 1 des Bewertungsgesetzes) beim Erwerb eines ganzen Gewerbebetriebs.
Das beglinstigungsfahige Vermdgen ist nach & 13b Abs. 2 Satz 1 ErbStG beglinstigt, soweit sein gemeiner Wert den
um das unschadliche Verwaltungsvermogen im Sinne des & 13b Abs. 7 ErbStG gekurzten Nettowert des
Verwaltungsvermogens im Sinne des § 13b Abs. 6 ErbStG Ubersteigt (begunstigtes Vermdgen). Abweichend von

§ 13b Abs. 2 Satz 1 ErbStG ist der Wert des beguinstigungsfahigen Vermogens nach & 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG
vollstandig nicht begunstigt, wenn das Verwaltungsvermogen nach § 13b Abs. 4 ErbStG vor der Anwendung des

§ 13b Abs. 3 Satz 1 ErbStG, soweit das Verwaltungsvermogen nicht ausschliefilich und dauerhaft der Erfillung von
Schulden aus durch Treuhandverhaltnisse abgesicherten Altersversorgungsverpflichtungen dient und dem Zugriff
aller ubrigen nicht aus diesen Altersversorgungsverpflichtungen unmittelbar berechtigten Glaubiger entzogen ist,
sowie der Schuldenverrechnung und des Freibetrags nach § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG sowie § 13b Abs. 6 und 7 ErbStG
mindestens 90 % des gemeinen Werts des beglinstigungsfahigen Vermogens betragt.
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19 b) Die Wirtschaftsgiiter des Verwaltungsvermdgens sind in & 13b Abs. 4 Nr. 1 bis 5 ErbStG abschlieRend aufgezahlt.
Maf’gebend fir die Einordnung von Wirtschaftsgitern als Verwaltungsvermdogen sind die Verhaltnisse am Stichtag
der Entstehung der Steuer (§ 9 Abs. 1 ErbStG; vgl. R E 13b.12 Abs. 2 Satz 1 ErbStR 2019; vgl. BFH-Urteil vom
23.02.2021 - 11 R 26/18, BFHE 272, 486, BStBL Il 2022, 72, Rz 19, zu der Vorgangervorschrift § 13b Abs. 2 Satz 2
ErbStG a.F.).

20 c) Zu dem von der Begiinstigung des Betriebsvermdgens ausgeschlossenen Verwaltungsvermdgen gehoren unter
anderem gemafd & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 ErbStG Dritten zur Nutzung Uberlassene Grundstiicke und
Grundstucksteile.

21 aa) Die Formulierung "Grundstiicke und Grundsticksteile” orientiert sich an der Formulierung in & 266 Abs. 2 Alll.1
des Handelsgesetzbuchs und ist anhand zivilrechtlicher Vorgaben zu bestimmen. "Grundstiick” ist danach eine
unbewegliche Sache im Sinne des & 90 des Blrgerlichen Gesetzbuchs (BGB) und ein raumlich abgegrenzter, im
Grundbuch auf einem gesonderten Grundbuchblatt gefiihrter Teil der Erdoberflache (vgl. Griineberg/Herrler,
Birgerliches Gesetzbuch, 83. Aufl., Uberbl v & 873 Rz 1). Zu den wesentlichen Bestandteilen eines Grundstiicks
gehoren die mit dem Grund und Boden fest verbundenen Sachen, insbesondere Gebdude (& 94 Abs. 1 Satz 1 BGB).
"Grundstucksteile” sind als Teile von Grundstiicken im vorgenannten Sinn zu verstehen. Dazu gehdrt auch ein
Parkhaus sowie die darin gelegenen einzelnen Parkplatze.

22 bb) "Dritter” im Sinne des § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 ErbStG ist jede Person, die nicht mit dem
Nutzungsuberlassenden identisch ist. Dritte konnen naturliche Personen --auch Angehdrige--, Kapitalgesellschaften
oder Personengesellschaften sein (vgl. BFH-Urteil vom 23.02.2021 - Il R 26/18, BFHE 272, 486, BStBL Il 2022, 72,
Rz 19, zu § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 ErbStG a.F.).

23 cc) Auf den Rechtsgrund der Nutzungsiiberlassung kommt es fir die erbschaft- und schenkungsteuerrechtliche
Einordnung als Verwaltungsvermogen im Sinne des & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 ErbStG nicht an. Sie kann zum Beispiel
aufgrund eines --entgeltlichen oder unentgeltlichen-- Miet-, Pacht- oder Leihvertrags erfolgen (vgl. Kirnberger in
Wilms/Jochum, ErbStG/BewG/GrEStG, & 13b ErbStG Rz 64, Stand November 2022). Danach ist auch die reine
Gebrauchsuberlassung im Rahmen eines Mietvertrags (§ 535 BGB) eine Nutzungsiiberlassung (vgl. BFH-Urteil vom
24.10.2017 - I R 44/15, BFHE 260, 363, BStBL 11 2018, 358, zu § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Satz 2 Buchst. d ErbStG a.F.).

24 d) Nach diesen Grundsatzen hat das FG zu Recht ausgefiihrt, dass es sich bei dem Parkhaus und der Tankstelle um
Dritten zur Nutzung uberlassene Grundstiicksteile handelt. Das Parkhaus war zum Todeszeitpunkt des Erblassers an
den Klager, die Tankstelle an eine GmbH verpachtet.

25 2. Zutreffend hat das FG entschieden, dass die in § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Doppelbuchst. aa ErbStG
normierte Rickausnahme aufgrund der Regelung des & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Satz 2 ErbStG nicht zur
Anwendung kommt.

26 a)Nach & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Doppelbuchst. aa ErbStG ist eine Nutzungsuberlassung an Dritte nicht
anzunehmen, wenn die Nutzungsuberlassung im Rahmen der Verpachtung eines ganzen Betriebs erfolgt, welche
beim Verpachter zu Einkiinften nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG fuhrt und der Verpachter des Betriebs im
Zusammenhang mit einer unbefristeten Verpachtung den Pachter durch eine letztwillige Verfligung als Erben
eingesetzt hat. Die Riickausnahmen in § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. a bis f ErbStG sind eng auszulegen. Es
handelt sich nicht um Regelbeispiele, sondern um einen Katalog, in dem der Gesetzgeber die Voraussetzungen der
Rickflihrung des von der Beglinstigung des Betriebsvermodgens ausgenommenen Verwaltungsvermaogens in die
Begunstigung abschlieftend festlegt (vgl. auch BFH-Urteil vom 02.12.2020 - Il R 22/18, BFHE 272, 120, BStBL I
2022, 66, zu § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Satz 2 ErbStG a.F.).

27 b) Danach waren die Voraussetzungen der Riickausnahme zwar fur das Parkhaus, nicht jedoch fur die Tankstelle
erfullt.

28 aa) Hinsichtlich der Tankstelle ist die Ruckausnahme --wie durch das FG ausgefuhrt-- bereits deshalb nicht
einschldgig, weil der Erblasser diese an eine GmbH verpachtet hatte, die er nicht als Erbin eingesetzt hat.

29 bb) In Bezug auf das Parkhaus liegen die Tatbestandsmerkmale der Rickausnahme vor. Der Parkhausbetrieb war
unbefristet an den Klager verpachtet. Die Verpachtung fiihrte beim Erblasser zu Einkunften aus & 2 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 EStG. Der Erblasser hatte den Klager als Pachter durch Testament als Erben eingesetzt.

30 c)Jedoch scheitert die Anwendung der Riickausnahme in Bezug auf das an den Klager verpachtete Parkhaus an den
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31

32

33

34

35

36

37

38

in § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Satz 2 ErbStG normierten Einschrankungen, deren Voraussetzungen --wie
durch das FG zutreffend angenommen-- im Streitfall erfillt sind.

aa) Nach & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Satz 2 ErbStG gilt die Riickausnahme des & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2
Buchst. b Doppelbuchst. aa ErbStG nicht flr verpachtete Betriebe, soweit sie vor ihrer Verpachtung die
Voraussetzungen als beginstigtes Vermdgen nach & 13b Abs. 2 ErbStG nicht erfillt haben und fir verpachtete
Betriebe, deren Hauptzweck in der Uberlassung von Grundstiicken, Grundstiicksteilen, grundstiicksgleichen Rechten
und Bauten an Dritte zur Nutzung besteht, die nicht unter § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. d ErbStG fallen.

bb) Beide Einschrankungstatbestande des & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Satz 2 ErbStG zu der in § 13b Abs. 4
Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Doppelbuchst. aa ErbStG angefiihrten Rickausnahme sind nach dem Wortlaut der Vorschrift
erfullt.

(1) Der vom Erblasser zum Zeitpunkt des Erbfalls an den Klager als Erben verpachtete Betrieb war bereits vor seiner
Verpachtung Verwaltungsvermogen im Sinne des § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 ErbStG und damit nicht beglinstigtes
Betriebsvermdgen im Sinne des § 13b Abs. 2 ErbStG. Denn der Erblasser vermietete die im Parkhaus befindlichen
Parkplatze als Grundstucksteile den Parkenden --und somit Dritten--. Unter den Begriff der Nutzungstiberlassung
fallt auch die kurzfristige und langfristige Uberlassung von Parkplitzen an Parkende, unabhingig davon, ob diese
im Rahmen einer Miete oder Verwahrung erfolgt. Der Wortlaut des & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 ErbStG ist nicht auf eine
langere Nutzungsuberlassung wie typischerweise aufgrund eines Miet- oder Pachtvertrags beschrankt.

(2) Da es sich bei der Uberlassung von Parkplétzen auch nicht um die Uberlassung von Wohnungen im Sinne des
§ 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. d ErbStG handelt, greift auch der zweite Einschrankungstatbestand ein. § 13b
Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Satz 2 Alternative 2 ErbStG bezieht sich auf Wohnungsvermietungsgesellschaften im
Sinne des & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. d ErbStG (zu den Voraussetzungen der Riickausnahme des & 13b Abs. 4
Nr. 1 Satz 2 Buchst. d ErbStG --vormals & 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Satz 2 Buchst. d ErbStG a.F.-- vgl. BFH-Urteil vom
24.10.2017 - 11 R 44/15, BFHE 260, 363, BStBL Il 2018, 358).

cc) Die historische Auslegung des & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Satz 2 ErbStG fiihrt --entgegen der Auffassung
des Klagers-- zu keinem anderen Ergebnis.

(1) Die Vorschrift wurde durch den Finanzausschuss des Deutschen Bundestags in den Entwurf des
Erbschaftsteuerreformgesetzes eingefugt (BTDrucks 16/11075, S. 20). Dieser fuhrte in der Begriindung zu der
Vorschrift unter anderem aus, im Gesetzesentwurf sei der Begriff des Verwaltungsvermdgens bei den Dritten zur
Nutzung Uberlassenen Grundstuicken zu weit gefasst worden (BTDrucks 16/11107, S. 11). Damit werde bewirkt, dass
auch solches Betriebsvermdgen aus den Beglinstigungen ausgenommen sein kdnne, das unmittelbar einem Betrieb
und zugleich dem Erhalt von Arbeitsplitzen diene. Die Anderungen wiirden daher die Ausnahmen vom
Verwaltungsvermdgen weiten. Im Ubrigen sei zu bemerken, dass bei Beherbergungsbetrieben iiberlassene Raume
nicht zum Verwaltungsvermogen gehorten. Das gewerbliche Leistungsbiindel schlieRe ein Biindel von zusatzlichen
Dienstleistungen (Zimmerservice, Frihstick und so weiter) ein, die nur einheitlich angeboten und in Anspruch
genommen wirden.

(2) Dieses Verstandnis des Finanzausschusses hat im Wortlaut des § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 ErbStG und
insbesondere in § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Satz 2 ErbStG jedoch keinen Niederschlag gefunden. Dort
wurden die durch den Finanzausschuss erwdhnten Beherbergungsbetriebe, die auch von der Finanzverwaltung in
ihren Richtlinien angefuhrt werden (R E 13b.13 Satz 3 ErbStR 2019), von einer Nutzungsuberlassung an Dritte, die
nach § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 ErbStG zu steuerschadlichem Verwaltungsvermdgen fuhrt, nicht ausgenommen.
Ebenso wenig werden dort Parkhausbetriebe erwahnt. Der Entstehungsgeschichte kommt zwar erhebliches Gewicht
fur die Erfassung des objektiven Willens des Gesetzgebers zu. Es genugt aber nicht, dass sich Voraussetzungen oder
Rechtsfolgen allein der Gesetzesbegriindung entnehmen lassen. Der sogenannte Wille des Gesetzgebers
beziehungsweise der am Gesetzgebungsverfahren Beteiligten kann hiernach bei der Interpretation nur insoweit
beruicksichtigt werden, als er auch im Text Niederschlag gefunden hat. Die Gesetzesmaterialien durfen nicht dazu
verleiten, die subjektiven Vorstellungen der gesetzgebenden Instanzen dem objektiven Gesetzesinhalt
gleichzusetzen (BFH-Urteil vom 24.10.2017 - 1l R 44/15, BFHE 260, 363, BStBL 11 2018, 358, Rz 31).

dd) Auch eine systematische Auslegung fuhrt nicht zu dem Ergebnis, dass --wie der Klager und die
Finanzverwaltung in Bezug auf Hotelbetriebe meinen--, eine Nutzungstiberlassung von Grundstilicksteilen an Dritte
im Sinne des & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 ErbStG bzw. des & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Satz 2 ErbStG nicht
vorliegt, wenn die Nutzungsuiberlassung zusammen mit einem Biindel an gewerblichen Leistungen erfolgt, sodass
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39

40

41

42

43

44

ein originar gewerblicher Betrieb im Sinne des & 2 Abs. 1 Nr. 2 EStG vorliegt. Der Gesetzgeber hat im Wortlaut des

§ 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 und Satz 2 Buchst. b Satz 2 ErbStG nicht auf die Gewerblichkeit abgestellt. Von Bedeutung
ist ebenso wenig, ob der Betrieb eines Parkhauses einen wirtschaftlichen Geschaftsbetrieb im Sinne des § 14 Satz 1
AO erfordert. Diese Voraussetzung ist bei der Riickausnahme im Sinne des & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. d ErbStG
bei der Vermietung von Wohnungen ausdrticklich genannt, nicht aber in § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b Satz 2
ErbStG.

ee) Schliefslich ist auch keine teleologische Reduktion von & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 und Satz 2 Buchst. b Satz 2
ErbStG und damit eine Ausdehnung des unschadlichen Verwaltungsvermogens in den Fallen geboten, in denen
Parkplatze Dritten zur Nutzung Uberlassen werden.

(1) Die teleologische Reduktion setzt eine Divergenz zwischen Gesetzeswortlaut und Gesetzeszweck voraus. Sie
zielt darauf ab, den Geltungsbereich einer Norm mit Riicksicht auf ihren Gesetzeszweck gegeniber dem zu weit
gefassten Wortlaut einzuschranken. Sie kommt nur in Betracht, wenn die auf den Wortlaut abstellende Auslegung
zu einem sinnwidrigen Ergebnis fihren wiirde. Es bedarf demnach einer verdeckten Regelungsliicke. Lasst sich ein
bestimmter Gesetzeszweck hingegen nicht sicher feststellen, so ist fur eine teleologische Reduktion kein Raum
(BFH-Urteil vom 09.03.2023 - IV R 25/20, BFHE 279, 545, BStBL 11 2023, 836, Rz 25).

(2) Mit den Regelungen zur erbschaftsteuerrechtlichen Begunstigung von Betriebsvermdgen im Sinne der §§ 13a
und 13b ErbStG wollte der Gesetzgeber produktives Vermdgen begunstigen, solches Vermdgen hingegen, das in
erster Linie der weitgehend risikolosen Renditeerzielung dient und in der Regel weder die Schaffung von
Arbeitspldtzen noch zusatzliche volkswirtschaftliche Leistungen bewirkt, von der Beglinstigung ausnehmen
(BTDrucks 16/7918, S. 35 f.). Gegenstande, die liblicherweise in Form der privaten Vermogensverwaltung gehalten
werden, wie etwa vermietete und verpachtete Grundstlicke und Gebaude, Minderbeteiligungen an
Kapitalgesellschaften oder Wertpapiere, hat der Gesetzgeber grundsatzlich dem steuerschadlichen
Verwaltungsvermaogen zugeordnet (vgl. BTDrucks 16/7918, S. 35). Hinsichtlich der Rickausnahmen wollte der
Gesetzgeber weder eine Einzelfallprifung vornehmen noch wollte er allgemein Grundstuicke dann wieder aus der
Steuerschadlichkeit ausnehmen, wenn diese zusammen mit anderen gewerblichen Leistungen einem gewerblichen
Betrieb dienen. Was der Gesetzgeber als steuerschadliches Verwaltungsvermdgen ansieht, hat er vielmehr in der
seit dem 01.07.2016 geltenden Fassung der &8 13a, 13b ErbStG in dem enumerativen
Verwaltungsvermogenskatalog des & 13b Abs. 4 Nr. 1 bis 5 ErbStG geregelt (vgl. BTDrucks 18/8911, S. 41 f.; BFH-
Urteil vom 13.09.2023 - |l R 49/21, BFHE 282, 313, Rz 24). Hierbei stand ihm ein weiter Einschatzungs- und
Gestaltungsspielraum zu (vgl. BVerfG-Urteil vom 17.12.2014 - 1 BvL 21/12, BVerfGE 138, 136, BStBL Il 2015, 50,
Rz 238 ff. zu Sinn und Zweck der urspriinglichen Regelung des Verwaltungsvermaogens im
Erbschaftsteuerreformgesetz vom 24.12.2008, BGBL | 3018).

(3) Hinsichtlich der Uberlassung von Grundstiicksteilen an Dritte hat er von seinem Entscheidungsspielraum
dahingehend Gebrauch gemacht, dass er nur die Uberlassung von Wohnungen im Rahmen eines wirtschaftlichen
Geschaftsbetriebs nach & 14 AO (8 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. d ErbStG), Grundstlicksteile zum Absatz von
eigenen Erzeugnissen und Produkten im Rahmen von Lieferungsvertragen (8 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. e
ErbStG) und Grundstucksteile zur land- und forstwirtschaftlichen Nutzung (§ 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. f ErbStG)
begiinstigen wollte. Im Umkehrschluss soll jede andere Uberlassung von Grundstiicksteilen, wie zum Beispiel
Zimmer im Rahmen von Beherbergungsbetrieben (Hotels, Pensionen, Campingplatze), Raume in Gaststatten und
auch Parkplatze in Parkhausern nach der gesetzgeberischen Entscheidung nicht begunstigt sein. Eine verdeckte
Regelungslucke liegt daher nicht vor, sodass fir eine teleologische Reduktion von & 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2

Buchst. b Satz 2 ErbStG kein Raum ist.

3. Eine Aussetzung des Verfahrens und eine Einholung einer Entscheidung des BVerfG nach Art. 100 Abs. 1 Satz 1 GG
i.V.m. § 80 Abs. 1 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes kommt nicht in Betracht. § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 und
Satz 2 Buchst. b Satz 2 ErbStG sind nach Auffassung des Senats nicht deshalb verfassungswidrig, weil diese
Regelungen die kurzfristige Uberlassung von Parkplitzen an Parkende als steuerschadliches Verwaltungsvermégen
erfassen, wahrend andere Nutzungsiiberlassungen von Grundstiicken oder Grundstuicksteilen nach dem Katalog des
§ 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 ErbStG --unter weiteren Voraussetzungen-- zum begunstigten Vermadgen zahlen.

a) Der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG beldsst dem Gesetzgeber einen weitreichenden
Entscheidungsspielraum sowohl bei der Auswahl des Steuergegenstandes als auch bei der Bestimmung des
Steuersatzes. Abweichungen von der mit der Wahl des Steuergegenstandes einmal getroffenen
Belastungsentscheidung mussen sich indessen ihrerseits am Gleichheitssatz messen lassen (Gebot der
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folgerichtigen Ausgestaltung des steuerrechtlichen Ausgangstatbestands). Demgemaf bedirfen sie eines
besonderen sachlichen Grundes, der die Ungleichbehandlung zu rechtfertigen vermag. Dabei steigen die
Anforderungen an den Rechtfertigungsgrund mit Umfang und Ausmaf} der Abweichung (vgl. BVerfG-Beschluss vom
23.06.2015 - 1 BvL 13/11, 1 BvL 14/11, BVerfGE 139, 285, BStBL Il 2015, 871, Rz 72, m.w.N.).

45 b) Der Gesetzgeber hat diesen ihm zustehenden Gestaltungsspielraum nicht deshalb Uberschritten, weil er die
Steuerverglinstigungen nach 8§ 13a und 13b ErbStG gewahrt, wenn die Uberlassung von Grundstiicksteilen im
Rahmen der Vermietung von Wohnungen im Rahmen eines wirtschaftlichen Geschaftsbetriebs nach § 14 Satz 1 AO
(8 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. d ErbStG), zum Absatz von eigenen Erzeugnissen und Produkten im Rahmen von
Lieferungsvertragen (& 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. e ErbStG) und zur land- und forstwirtschaftlichen Nutzung
(8 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. f ErbStG) erfolgt.

46 Fur alle drei gesetzlich ausdricklich normierten Rickausnahmen liegen Griinde vor, deren Forderung durch den
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers gedeckt ist. Der Erhalt von bezahlbarem Wohnraum rechtfertigt als
besonderer Gemeinwohlgrund eine Ruckausnahme fur Wohnungsvermietungsunternehmen, deren Hauptzweck in
der Vermietung von Wohnungen besteht und dessen Erfiillung einen wirtschaftlichen Geschaftsbetrieb erfordert
(BTDrucks 18/8911, S. 41). Bei den Uberlassenen Grundstucksteilen zum Absatz eigener Erzeugnisse ergibt sich die
Rechtfertigung zwar entgegen den Ausfiihrungen des Finanzausschusses (BTDrucks 18/8911, S. 41) nicht schon
daraus, dass die Uberlassung keine typische Vermégensverwaltung darstelle und die Verpachtung Bestandteil der
insgesamt originar gewerblichen Tatigkeit des Uberlassenden Betriebs sei. Denn diese Zielrichtung hat in den
Gesetzeswortlaut keinen Eingang gefunden. Hingegen ist es ein vom Entscheidungs- und Gestaltungsspielraum des
Gesetzgebers gedecktes legitimes Anliegen, aus seiner Sicht forderungswirdige Betriebe in die
erbschaftsteuerrechtliche Beguinstigung mitaufzunehmen. Dies gilt beispielsweise flr den Absatz eigener
Erzeugnisse auf eigenen Grundstiicken von Brauereien, die er als forderungswirdig ansehen durfte (vgl. BTDrucks
18/8911, S. 41), ebenso wie fur die in § 13b Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 Buchst. f ErbStG aufgenommene Ausnahme fir die
Forderung von land- und forstwirtschaftlicher Betriebstatigkeit.

47 4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de
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